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demokratischen Grundordnung. Diese Entfesselung der Exekutive erfolgte 
wohlgemerkt angesichts von „Ordnungswidrigkeiten" und vermittelte so eine 
Ahnung davon, wozu dieser Staatsapparat fähig ist, wenn er einmal ernsthaft 
in Bedrängnis geraten sollte. 

Der schwerwiegende Grundrechtseingriff in Gestalt von Hausdurchsuchun­
gen wurde von der Exekutive sowie Gerichten21 damit gerechtfertigt, daß die 
auf Flugblättern enthaltene Empfehlung, zwecks Anonymisierung die Heft­
nummern von den Volkszählungsbögen abzuschneiden, eine Aufforderung 
zur Sachbeschädigung darstelle. Andere Gerichte haben diese bizarre juristi­
sche Konstruktion nicht nachvollzogen: Die leeren Volkszählungsbögen, so 
argumentierten sie, würden kaum einen nennenswerten Gebrauchswert ver­
körpern. 22 

Über spektakuläre Fälle wie die Verhängung hoher Bußgelder gegen einzel­
ne Vertreter der Grünen, die öffentlich zum Boykott aufriefen, über Beschlag­
nahmeaktionen und Hausdurchsuchungen hat die Presse relativ ausführlich 
berichtet. Neben der gewollten und z.T. auch erreichten Abschreckung hatten 
diese Aktionen aber auch eine für ihre Urheber kontraproduktive Wirkung: 
Da diese Sanktionsmaßnahmen so offensichtlich außer Verhältnis zur 
,,Schwere" des behaupteten Gesetzesverstoßes standen, stießen sie bei größe­
ren Teilen der liberalen Öffentlichkeit der Bundesrepublik auf Ablehnung 
und bewirkten eine Politisierung der Auseinandersetzung. ,, Von wannen 
kömmt diese obrigkeitliche Raserei?" fragte Hoimar v. Ditfurth im „Spiegel" 
und gab darauf die Antwort: ,,Das Geräusch, das wir da über unseren Köpfen 
hören, ist nichts anderes als das Niedersausen der altbekannten Fliegenklat­
sche, mit der reaktionäre Regenten seit je versucht haben, jedwede von der ei­
genen abweichende Meinung als ,staatsgefährdend' zu erschlagen".23 

Der Durchführung der Volkszählung selbst hat die Justiz bisher kaum Hin­
dernisse entgegengestellt. Im Gegenteil, sogar die Tatsache, daß Beamte aus 
Bereichen des Verwaltungsvollzuges mit der Auswertung der Volkszählungs­
daten betraut worden sind (so z.B. der Leiter des Sozialamtes ( !) als Leiter ei­
ner Erhebungsstelle), wurde von Gerichten nicht als Verstoß gegen das Ab­
schottungsgebot gewertet.24 Es gebe, so hieß es z.B., keinerlei Anlaß für Zwei­
fel, daß diese Beamten die Geheimhaltungspflichten und Verwertungsverbote 
bei der Volkszählung einhalten würden. Damit wird dem Staat gerichtlicher­
seits gerade jener Vertrauensvorschuß zugebilligt, den ein Großteil der Bevöl­
kerung aus guten Gründen verweigert. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist allerdings noch nicht absehbar, welche 
Tendenzen sich in der Rechtssprechung zur Auseinandersetzung um die 
Volkszählung letztlich durchsetzen werden - dies wird wesentlich vom weite-

21 Vgl. FAZ v. 29.7.1987; Landgericht Bonn Az 51 Gs 368/87. 
22 So die Begründung u.a. des LG Lübeck, Az 4 Qs 143/87; LG Karlsruhe (Kammer Pforzheim) 

Az Qs 107 /87, Demokratie und Recht, H. 3/ 1987; LG Osnabrück, Az 22 Qs 65/87; AG Aa­
chen, Az 41 Gs 1246/87. 

23 „Der Spiegel" Nr. 21 v. 18.5.1987. 
24 Z.B. VG Oldenburg, Beseht. v. 22.6.1987, Az I VG D 118/87; VGH Mannheim, Beseht. v. 

21.5.1987, NJW 1987, 1717. 
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ren Verlauf der öffentlichen Auseinandersetzung und den sich entwickelnden 
Kräftekonstellationen abhängen. Vorstellungen, mit Hilfe der Barriere des 
„Rechtsstaats" die Volkszählung stoppen zu können, haben sich indes längst 
als Illusion erwiesen. 

2.2 Initiativen, Organisationen, Positionen 

Schon früh zeigte sich, daß die Totalerhebung kritische Aufmerksamkeit er­
regte. Diese speiste sich u.a. aus den Erfahrungen der 83er-Bewegung gegen 
die Zählung, resultierte aus der „Entzauberung der staatlichen Planungskom­
petenz"25 und einer gegenüber den 70er Jahren deutlich veränderten Einstel­
lung gegenüber dem Staat. ,,Die Unbefangenheit der Bürger gegenüber Staat 
und Verwaltung, die 1975 fast noch ungeschmälert vorhanden war, ist in den 
letzten Jahren weitgehend verlorengegangen."26 

Tabelle 1: Einstellung zum Informationsbedürfnis des Staates 197 5 und 1984 
(Bevölkerung ab 14 Jahren) 

Alternative Entscheidung: 

A. Der Staat und seine Behörden sollten über je­
den einzelnen Bürger möglichst viel wissen, da­
mit er die Interessen und Bedürfnisse der Bür­
ger besser befriedigen kann. 

B. Der Staat und seine Behörden sollten über den 
einzelnen Bürger möglichst wenig wissen, da­
mit das Privatleben der Bürger gesichert bleibt. 

Quelle: H. Becker, a.a.O., S. 413. 

August 
1975 

62 

36 

Mai/Juni 
1984 

33 

65 

Eine repräsentative lnfratestbefragung vom Mai/Juni 1984 brachte auch 
Ergebnisse im Hinblick auf die Einstellung zur Volkszählung, die sich wahr­
scheinlich bis zur Jahreswende 1986/87 nicht entscheidend verändert haben. 
41 % aller Befragten waren für eine solche Zählung, 23 % dagegen, unentschie­
den und uninformiert waren 36 %. Unterschiede zwischen den Geschlechtern 
gab es nicht. Die Gegner der Zählung waren erwartungsgemäß in den Alters­
jahrgängen 18-34 Jahre, bei Leuten mit höherem Schulabschluß, bei Auszu­
bildenden und vor allem bei den Arbeitslosen (46% ablehnend!) überreprä­
sentiert.27 Selbst unter den CDU/CSU- und FDP-Wählern gab es beachtliche 
Minderheiten gegen eine Zählung. 

25 H. Becker, Bürger in der modernen Informationsgesellschaft. Einstellungen zur Technik und 
zum Datenschutz. In: Informationsgesellschaft oder Überwachungsstaat. Strategien zur 
Wahrnehmung der Freiheitsrechte im Computerzeitalter. Symposium der Hessischen Landes­
regierung, 3.-5. September 1984, hrsg. von der Hessischen Staatskanzlei, Wiesbaden, S. 350. 

26 Ebenda, S. 412. 
27 Alle Daten nach ebenda, S. 436 ff. 
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Tabelle 2: Einstellung zu einer Volkszählung nach Parteienpräferenz (Wahl­
entscheidung 1983) im Mai/Juni 1984 

Unentsch./ 
Dafür Dagegen weiß nicht Summe 

Alle Befragten 41 23 36 100 
Wähler der: 
CDU/CSU 55 13 32 100 
SPD 36 27 37 100 
FDP 49 19 32 100 
Die Grünen 11 57 32 100 

Quelle: H. Becker, a.a.O., S. 486,490 (Eigene Berechnungen). 

Die Daten entsprechen in etwa der Erwartung. Sie verweisen zugleich auf 
eine der Ursachen der „obrigkeitlichen Raserei". Die große Gruppe der Un­
entschiedenen - selbst unter den Wählern der Grünen war sie so groß wie bei 
denen von CDU und FDP - sollte eingeschüchtert und zu zählungskonfor­
mem Verhalten gedrängt, die Zahl der Gegner verringert werden. Die Befra­
gungsergebnisse geben auch einen Hinweis auf die Ursachen der wider­
sprüchlichen Ergebnisse des Widerstandes. Durch den hohen Anteil offenbar 
bewußter Falschangaben haben viele verdeutlicht, daß sie den Versprechun­
gen der Bonner Politiker, die Volkszählungsdaten würden zum Nutzen der 
Bürger verwandt und jeglicher Mißbrauch sei ausgeschlossen, keinen Glau­
ben schenken. 

Auf der anderen Seite hat die relativ geringe Beteiligung am „harten Boy­
kott" durch Abgabe der Volkszählungsbögen bei den Sammelstellen der In­
itiativen (neben organisatorischen Problemen) gezeigt, daß der politische Stel­
lenwert eines solchen demonstrativen Akts nur von einem Teil der Volkszäh­
lungsgegner erkannt wurde. Dabei dürfte eine Rolle spielen, daß viele den 
Gang zu einer Sammelstelle deshalb unterlassen, weil sie anonym bleiben 
wollen und sich nicht sicher sind, was dort - in einem ihnen unbekannten po­
litischen Milieu - mit ihren Bögen passiert. Deshalb ist auch zu vermuten, daß 
die Gruppe derer, die zum gegenwärtigen Zeitpunkt (Anfang August) in den 
Groß- und Universitätsstädten ihren Fragebogen noch zu Hause liegen hat 
und abwartet, nicht gering ist. Das heißt, daß die Initiativen in ihrer Arbeit 
( eigentlich) nicht nachlassen dürften. 

Angesichts der vorhandenen Einstellungen der Bevölkerung hatte die Auf­
klärungstätigkeit große Bedeutung. Die Zahl von Teilnehmern an Informa­
tionsveranstaltungen war überraschend groß. Selbst in Regionen, in denen die 
Linke ansonsten wenig Resonanz findet, gab es reges Interesse und Aktivitä­
ten einer Protestbewegung, die sozial und politisch sehr bunt zusammenge­
setzt war. ,,Humanistische Union, Autonome, linke Gewerkschafter, CDU­
Mitglieder, Liberale, die schon immer gegen zuviel Staat waren, Sozialhilfe-
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empfänger, Hausfrauen, Kommunisten, Taxifahrer und Jungdemokraten, 
Grüne und krawattentragende Beamte. "28 

Dieses Bild der Informationsveranstaltungen entsprach aber nicht der Zu­
sammensetzung der Initiativen. Als es an die „harte Arbeit" ging - Flugblät­
ter, Plakate, an mehreren Tagen in der Woche Präsenz an Altpapiersammel­
stellen, Samstag Infostand, nachts usw. -, waren die Initiativen häufig doch 
auf einen „harten Kern" zurückgeworfen, der auch bisher zum großen Teil be­
reits an linken Projekten und Aktionen (Frieden, Öko, Anti-KKW usw.) zu­
mindest als Demonstrant/in teilgenommen hatte. Es ergaben sich allerdings 
neue - durch die Mühe, aber auch den Spaß der gemeinsamen Arbeit verf e­
stigte - Kontakte. Es hat sich wieder gezeigt, daß Öko- und Dritte-Welt-Lä­
den, Frauenprojekte, Cafes und Kneipen der Szene und die Geschäftsstellen 
der Grünen eine wichtige Rolle bei der Organisierung des Widerstandes vor 
allem in solchen Regionen spielten, in denen die linke Infrastruktur insgesamt 
unterentwickelt ist. 

Schon angesichts der Zusammensetzung der Initiativen war ein beträchtli­
cher Teil der Aktivität zunächst nach innen, auf die Klärung inhaltlicher Fra­
gen gerichtet. Neben der Beratung und dem Einsammeln von Fragebögen gab 
es trotz aller Behinderungen durch die Behörden zahlreiche Infostände, Feste 
und andere Aktionen. Fragebögen baumelten auf Wäscheleinen in Fußgän­
gerzonen und auf Plätzen, wurden plakatiert, stiegen mit Luftballons empor, 
regneten von Kirchtürmen, wurden auf ihrer Rückseite zu Flugblättern, dien­
ten zur Herstellung von Herdentieren und Denkmälern. 

Insgesamt war die Arbeit aber sehr schwierig, weil die örtliche und überre­
gionale Presse die verschiedenen Aktivitäten nach dem Stichtag weitgehend 
totschwieg. Lediglich die Zeitung der DKP „ Unsere Zeit" und die „tageszei­
tung" berichteten regelmäßig, erreichten aber in der Regel nur Leser, die oh­
nehin bereits in Bewegung waren. 

Schon bei den Informationsveranstaltungen hatte sich gezeigt, daß viele 
Menschen mehr auf eine individuelle juristische Abwehrstrategie setzten als 
auf den bewußten Akt kollektiver Verweigerung. Insofern scheint uns der Ver­
lauf der Auseinandersetzung auf der einen Seite das verbreitete Mißtrauen ge­
genüber „dem Staat" widerzuspiegeln, auf der anderen Seite aber auch die ge­
ringe politische Erfahrung breiter Teile der Bevölkerung. Positiv ist anzumer­
ken, daß sich viele Frauen und Männer zum ersten Mal mit dem „juristischen 
Kram" beschäftigten, lernten, was ein Verwaltungsakt und -gericht ist, was 
Zwangs- und Bußgelder sind, wie und an wen Ein- und Widersprüche zu for­
mulieren sind usw. Das kann zukünftig für den Kampf gegen die Zerstörung 
unserer Heimat und die Vergiftung unserer Umwelt nützlich sein. 

Aber auch dort, wo die Initiativen nicht nur berieten und „sammelten", 
sondern darüber hinaus aktiv arbeiteten, spielte nach unserer Übersicht die 
über die Zählung hinausweisende, demonstrative, politische Dimension des 
Boykotts - Nein zum „Sicherheitsstaat"! - nach dem Stichtag (durchaus an­
ders in der Informationsphase) eine eher untergeordnete Rolle. Die Erwä-

28 Roland Appel, ,,Die Grundrechte stehen zur Disposition", in: taz v. 12.6.1987. 
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gung, daß nicht die Sammlung von Daten an sich, sondern der Mißbrauch, 
den die herrschende Klasse unseres Landes mit ihnen treibt, die Gefahr dar­
stellt,29 fand kaum Gehör. Wie - notwendigerweise vereinzelte - Diskussions­
erfahrungen mit eher dem SPD-Spektrum zuneigenden Menschen zeigten, 
stieß die generelle Ablehnung von Bestandsaufnahmen des quantitativen Um­
fangs und der qualitativen Struktur der Bevölkerung häufig auf Unverständ­
nis. ,,Das ist Maschinenstürmerei." ,, Wir müssen doch wissen, wieviel Kin­
dergartenplätze wir heute, in 5 und 10 Jahren brauchen, damit wir uns dafür 
einsetzen können. Ob wir uns durchsetzen, ist eine ganz andere Frage." Die 
große Zahl der gegenüber der· Volkszählung Unentschiedenen (vgl. Tabelle 2) 
würde wahrscheinlich ähnliche Argumente vortragen. 

Auch die aktuellen Ausprägungen des „Sicherheitsstaates", wie sie in den 
skandalösen Praktiken der Strauß-Administration mit Berufung auf die Aids­
Gefahr oder in dem rechtswidrigen Vorgang der Absperrung des Berliner 
Stadtteils Kreuzberg anläßlich des Reagan-Besuchs sichtbar wurden, spielten 
in der Argumentation kaum eine Rolle. Dabei zeigt gerade das Beispiel 
Kreuzberg die Möglichkeiten des Datenmißbrauchs. Solche Sperrungen (Ber­
lin wird leider kein Einzelfall bleiben) lassen sich zukünftig selektiver und ge­
räuschloser - Stichwort: regionale und stadtteilbezogene „Sozialkataster" -
handhaben. Abschließend: Die eigentliche Bewährungsprobe der Initiativen 
vor allem in den Groß- und Universitätsstädten steht noch bevor, wenn es 
darum geht, kollektiven Widerstand gegen die Buß- und Zwangsmaßnahmen 
des Staatsapparates zu organisieren. 

Als bedeutsame Schwäche der Bewegung ist zu sehen, daß es - anders als 
1983 - nicht gelang, größere Teile von Gewerkschaften und SPD gegen die 
Zählung zu mobilisieren. GEW und ÖTV waren zumindest auf örtlicher Ebe­
ne durch die Zählerproblematik sensibilisiert, erhielten aber von den überge­
ordneten Gremien kaum Unterstützung. Beschlüsse gegen das Zählwerk ka­
men bei allen Einzelgewerkschaften und dem DGB meistens nicht über die 
Kreis- und Bezirksebene hinaus. Inhaltlich gelang es der Bewegung nicht -
der Versuch wurde auch kaum unternommen - die alte Gewerkschaftsforde­
rung nach „gläsernen Taschen" der Unternehmen und Unternehmer gegen 
die Absicht der Zählung zu stellen, ,,gläserne Menschen" zu schaffen. Als eine 
die Regel bestätigende Ausnahme kann auf einen Aufsatz von Detlef Hensche 
- ,,volkszählung: fragt die krupps und nicht die krauses" - verwiesen wer­
den.30 

Es ging also darum, aufzuzeigen, wo die notorischen Datenverweigerer sit­
zen, die den „statistischen Wildwuchs" roden wollen,31 Bilanzen frisieren und 
sehr schweigsam werden, wenn Statistiken über Einkommen und Vermögen 
erstellt werden sollen. Datensammlungen über die Wirtschaft und ihre Ent­
wicklung bergen für diese Leute die Gefahr in sich, ,,daß sie häufig glauben 

29 Vgl. dazu: E. Dähne, H. Holländer, M. Kutscha, Volkszählung 87 - Kritik - Möglichkeiten 
des Widerstandes, in: M. Kutscha, N. Paech (Hrsg.), Totalerfassung. ,.Sicherheitsgesetze·\ 
Volkszählung, Neuer Personalausweis, 2. Auflage, Köln 1987, S. 237ff. 

30 druck + papier, H. 9/1987. 
31 Handelsblatt v. 21.9.1978. 
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machen, man wisse genug, um zu planen".32 Daten über Investitionsplanun­
gen usw. sind aus dieser Sicht etwas Heikles, das verschleiert und zurückge­
halten werden muß. Insofern muß aus der Sicht der Arbeiterbewegung selbst­
kritisch angemerkt werden, daß die Position der Boykott-Bewegung im Hin­
blick auf die Arbeitsstättenzählung, die solche Planungsdaten bringen kann, 
zu undifferenziert war. Die Forderung hätte lauten müssen, daß die Fragebö­
gen, die von den Arbeitsstätten größerer Unternehmen zu beantworten wären, 
wesentlich umfangreicher, ökologisch, wirtschafts- und sozialstrukturell ge­
haltvoller hätten sein müssen. Es ist kaum anzunehmen, daß der Staatsappa­
rat mit dem gleichen Maß an Repression wie gegen die Gegner der Volkszäh­
lung gegen antwortverweigernde Nadelstreifenherren vorgegangen wäre. 

3. Die politische Brisanz: Die Volkszählung als „Probe auf die 
Regierbarkeit" 

Je mehr sich die öffentliche Diskussion um die Volkszählung ausweitete 
und der Widerstand formierte, um so deutlicher wurde auch, daß es längst 
nicht mehr allein um die Frage des statistischen Nutzens geht. Von konserva­
tiver Seite wurde die Volkszählung durchaus realistisch als „Probe auf die Re­
gierbarkeit" gewertet. Die Demoskopin Noelle-Neumann begründete dies wie 
folgt: ,,Eine gesetzlich beschlossene Maßnahme mit abstraktem, nicht leicht 
erklärbarem Nutzen, die aber nicht an der Mehrheit der Bürger vorbeiläuft, 
sondern von jedem einzelnen ein Mitmachen verlangt, ist idealer Gradmesser. 
Sobald die Zahl der Ausfälle die etwa übliche Zahl von ungültigen Stimmzet­
teln bei einer Wahl überschreitet, wird daraus ein Symptom der Schwäche des 
Staates, der sich nicht durchzusetzen vermag". 33 

In der Tat ist es den politischen Führungsinstanzen nicht gelungen, die bei 
einem relativ hohen Anteil der Bevölkerung bestehenden Zweifel am sozialen 
Nutzen der Volkszählung zu zerstreuen. Das Scheitern der Volkszählungspro­
paganda zeigt einen signifikanten Verlust von Vertrauen in den Staat als 
glaubwürdigen, neutralen und zuverlässigen Sachwalter des „Gemeinwohls". 
Dieses Schwinden der Identifikation der Bevölkerung mit „ihrem" Staat, 
schon im Vorfeld der geplanten Volkszählung '83 und dann 1987 deutlich ge­
worden, bietet der konservativen Seite denn auch Anlaß zur Besorgnis. ,,In ih­
rem abstrakt humanitären Gegengeist", so äußert sich z.B. Schwickert, ein der 
Carl-Schmitt-Schule entstammender Autor, enthüllten die einer Volkszählung 
mit Skepsis begegnenden Bevölkerungsschichten „eine innerliche, seelisch 
tiefgreifende Unbezüglichkeit zum konkreten substantiellen Herrschaftsan­
spruch ,ihres' Staates - als der erfahrungsweise unentlastbar/uneinholbar für 
das Wohl des Ganzen letztverantwortlichen, d. h. souveränen, Sphäre der poli­
tischen Entscheidung".34 Den tieferen Grund für die „Entwürdigung des Staa-

32 FAZ v. 4.6.1981. 
33 FAZ V. 13.5.1987. 
34 R. Schwickert, Soziale Herrschaftsverweigerung in der westdeutschen Gegenwart, in: Der 

Staat, Jg. 1986, S. 531. 
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tes" sieht Schwickert im „ weit verbreiteten Verlust des kollektiven, nationalen 
Selbst" .35 Seine Diagnose gliedert sich damit ein in die Ideologiekonzepte der 
bundesdeutschen Reaktion, Sinnstiftung per Wiederherstellung einer „natio­
nalen Identität" zu betreiben. 36 

Die realen gesellschaftlichen Ursachen für den Vertrauens- und Legitima­
tionsverlust des Staates bleiben dabei außerhalb des Blickfelds. Die Krisen­
strategien des staatsmonopolistischen Systems haben sich bei einem großen 
Teil der Bevölkerung längst als vielfältige konkrete Erfahrungen niederge­
schlagen, sei es der eigenen Arbeitslosigkeit, der Zerstörung der natürlichen 
Umwelt oder des brutalen Polizeieinsatzes gegen eine Protestdemonstration. 
Für den abverlangten Vertrauensvorschuß, daß der Staat die Volkszählung für 
eine sozialstaatliche Politik im Interesse der Bevölkerung nutzen werde, bildet 
dies nicht eben eine günstige Basis. 

Da es nicht gelang, auf der Ebene politischer Akzeptanz die Bevölkerungs­
mehrheit für das Volkszählungsprojekt zu gewinnen, setzten die herrschenden 
Kräfte auf die Mittel der Einschüchterung, Drohung und des Zwanges, ge­
stützt auf das Argument der Legalität. Immerhin kann dieses Argument beim 
weitverbreiteten Konsens ansetzen, daß zu den demokratischen Prinzipien die 
staatsbürgerliche Pflicht gehört, sich den „ordnungsgemäß" zustandegekom­
menen Entscheidungen einer parlamentarischen Mehrheit zu fügen. Mit der 
Entwicklung der großen demokratischen Widerstandsbewegungen, vor allem 
der Friedensbewegung, ist allerdings auch dieser Konsens ins Wanken gera­
ten. 37 

Der von den Konservativen so vehement beschworenen Legitimität der 
,,Mehrheitsentscheidung" liegt die Fiktion zugrunde, daß das parlamentari­
sche Entscheidungssystem eine angemessene Repräsentation der Bevölke­
rungsinteressen gewährleiste. In der gesellschaftlichen Wirklichkeit hingegen 
sind viele von den administrativen Führungsspitzen getroffene Entscheidun­
gen, die von der parlamentarischen Mehrheit jeweils nur noch abgesegnet 
werden, materiell kaum noch auf die Volkssouveränität rückführbar. Der 
mehrheitlichen Stimmabgabe für die konservativen Parteien bei der Bundes­
tagswahl läßt sich eben kein Votum z.B. für bestimmte Aufrüstungsschritte 
oder für eine Totalerfassung des Volkes entnehmen. Die Billigung der Rake­
tenstationierung durch den Bundestag entgegen dem eindeutigen Mehrheits­
willen der Bevölkerung hat für viele offenbart, in welchem Maße sich die bun­
desdeutschen Regierungsorgane vom Grundsatz der Volkssouveränität abge­
koppelt haben. Manche haben auch die Erkenntnis gewonnen, daß der Bun­
destag keineswegs ein adäquates Abbild der verschiedenen gesellschaftlichen 
Kräfte und Interessenpositionen in der Bundesrepublik darstellt und daß die 
politischen Entscheidungsprozesse in diesem Staat keineswegs nach dem Par-

35 Ebenda, S. 535. 
36 Vgl. hierzu die Beiträge zur sog. ,,Historikerdebatte". 
37 Zur Diskussion um Mehrheitsprinzip, Widerstand und „zivilen Ungehorsam" näher M. Kut­

scha (Hrsg.), Demonstrationsfreiheit. Kampf um ein Bürgerrecht, Köln 1986, S. 48ff.; ders., 
Rechtsgehorsam und/oder Widerstand?, in: info demokratie, 2/1987, S. 4ff. 
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lamentarismusschema der offiziell gepflegten Staatsbürgerkunde ablaufen.38 

Wo das wirkliche „Zentrum der Macht" zu verorten ist, hat nicht zuletzt der 
Flick-Spendenskandal auf verblüffend anschauliche Weise verdeutlicht.39 Die 
Parteispendenaffäre offenbarte darüber hinaus, welch opportunistisches Ver­
hältnis die Führungsspitzen des Staates selbst zur Legalität pflegen. Die Auf­
deckung dieser und anderer Praktiken staatlicher Organe (,,Celler Loch") 
dürfte die Motivation der Staatsbürger, sich strikt gesetzestreu zu verhalten, 
nicht gerade gefördert haben. Der Ausspruch des Bundeskanzlers, der sich 
seiner gesetzlichen POicht zur detaillierten Auskunft vor dem Flick-Untersu­
chungsausschuß des Bundestages mit den Worten entledigte: ,,Entschuldi­
gung, aber was ich beantworte, überlassen Sie freundlicherweise mir!", ist zu 
einem gerngehörten Bonmot der Anti-Volkszählungsbewegung geworden. 

Von mehreren Seiten sind Einwände gegen die Verfassungsmäßigkeit des 
Volkszählungsgesetzes sowie auch der Praktiken bei seiner Durchführung gel­
tend gemacht worden. Diese Einwände sind durchaus berechtigt: Daß nach 
dem Stand der statistischen Methodendiskussion die Volkszählung als Total­
erhebung überhaupt notwendig ist, hat die Bundesregierung nicht überzeu­
gend nachweisen können, obwohl dies im Volkszählungsurteil des Bundesver­
fassungsgerichts zur Voraussetzung erhoben worden war.40 Das Gebot strikter 
Abschottung der Volkszählungsdaten und ihrer Erhebung vom Verwaltungs­
vollzug, ebenfalls im Volkszählungsurteil formuliert, wurde in zahllosen Fäl­
len mißachtet.41 Damit haben sich vielfältige Möglichkeiten ergeben, die 
Volkszählungsdaten unter der Hand eben doch mit Dateien der Verwaltungs­
behörden (z.B. dem Melderegister) abzugleichen und auf diese Weise massiv 
in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung einzugreifen. 

Inzwischen ist ein weiteres Argument gegen das staatliche Beharren auf der 
Auskunftserteilung bei der Volkszählung hinzugekommen. Wie vorne darge­
legt wurde, muß das Volkszählungsprojekt im Hinblick auf seinen statisti­
schen Nutzen als weitgehend gescheitert gelten; das Gesetzesprogramm hat 
sich damit als nicht realisierbar erwiesen. In dieser Situation würde es demo­
kratischer Rationalität und dem Gebot einer sparsamen Haushaltsführung 
entsprechen, das Projekt einzustellen. Der Sinn seiner weiteren Durchfüh­
rung, verbunden mit der Verhängung von Zwangs- und Bußgeldern, kann 
jetzt nur noch in der Disziplinierungsfunktion, in dem Versuch bestehen, 
staatlichen Durchsetzungswillen zu demonstrieren. Der Gesetzesvollzug wird 
damit zum Selbstzweck, der dem Bürger abverlangte Akt zum „Symbol einer 

38 Vgl. hierzu die Diskussion zwischen J. Agnoli u. a. zum Thema „Krise des Parlamentaris­
mus?", in: Demokratie und Recht, 1987, S. 29ff. 

39 Vgl. H. Jung, F. Krause, Die Stamokap-Republik der Flicks, Frankfurt 1985. 
40 BVerfG NJW 1984, 424/ 425: vgl. die Kritik der baden-württembergischen Datenschutzbeauf­

tragten R. Leuze in ihrem 5. Tätigkeitsbericht (Auszüge in: M. Hoffmann/J.-P. Regelmann, 
Volkszählung '87, Braunschweig 1986, S. 75); ferner V. F. Rottmann, Volkszählung '87 - wie­
der verfassungswidrig?, in: Kritische Justiz, Jg. 1987, S. 82; M. Kutscha, Kriminalisierung und 
Erfassung '87, in: Demokratie und Recht, Jg. 1987, S. 8. 

41 Vgl. bereits R. Leuze, in: FR v. I0.1.1987 sowie die Falldarstellungen in der Tagespresse: aus­
führlich: .. Zeit"-Dossier v. 12.6.1987. 
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Unterwerfungshandlung"42, zum demütig entbotenen Gruß vor dem Geßler­
hut. Diese Unterwerfungshandlung der Bevölkerung vor der Obrigkeit ist of­
fensichtlich gewollt. 

Gerade aber auch an diesem Punkt macht sich der Widerstand fest und er­
fährt zugleich eine thematische Verbreiterung. Wenn die Teilnahme an der 
Volkszählung nur noch als Akt der Unterwerfung, als Akt zur Wahrung eines 
obrigkeitsstaatlichen Prinzips fungieren soll, geht es um weit mehr als um den 
eigentlichen Anlaß, die Frage nach Sinn und Unsinn der Volkszählung. Die 
Auseinandersetzung wird nunmehr auch um das Rangverhältnis von Staatsge­
walt und Volkssouveränität geführt, eine Schlüsselfrage der Demokratie also. 

4. Der Widerstand gegen die Zählung als Ansatz für eine 
Demokratiebewegung? 
Vielen in der Boykottbewegung engagierten Menschen galt die Volkszäh­

lung von Anbeginn als Symbol für einen Staat, der ihnen auf den verschieden­
sten sozialen Feldern als Bedrohung gegenübertritt und Zukunftschancen zer­
stört. 43 Die Volkszählung bot, da ihr Gelingen ja von der aktiven Mitwirkung 
aller abhing, die Möglichkeit zu einem massenhaften Mißtrauensvotum gegen 
diesen Staat und seine Politik: ,,Nie sind wir gefragt worden, weder bei der 
Raketenstationierung, noch beim Bau von Atomkraftwerken oder beim So­
zialabbau. Jetzt aber sollen wir befragt werden, ausgefragt, und jetzt sagen wir 
Nein!".44 

Für einen Großteil derjenigen, die sich an der Volkszählung nicht wie ver­
langt beteiligten, waren aber wohl weniger grundsätzliche politische Erwä­
gungen ausschlaggebend als ein diffuses Mißtrauen gegenüber dem staatli­
chen Umgang mit Bürgerdaten. Häufig beruhte die Ablehnung der Volkszäh­
lung weit mehr auf der Furcht vor dem „Großen Bruder", der in die Individu­
alsphäre einzubrechen droht, als auf einer klaren Analyse gesellschaftlicher 
Herrschaftsmechanismen. Das Motto „Meine Daten gehören mir" kann als 
repräsentativ für diese Haltung gelten. 

Dieses Bewußtsein wird durch Befragungsdaten bestätigt. Der Aussage 
„Computer geben dem Staat zu viel Macht und zu viele Möglichkeiten 
Kontrolle auszuüben" stimmten 1976: 49%, 1980: 55% und 1983: 60% aller 
Bundesbürger/innen zu.45 Eine neuere INFAS-Untersuchung ergab: 77 % al­
ler abhängig Berufstätigen sehen als Folge des technischen Wandels in abge­
stuftem Maße einen Anstieg der persönlichen Kontrollen und 64 % befürchten 
unkontrollierte Macht der Technokraten. Noch 37% aller Befragten betrach­
ten das zuerst genannte Merkmal als stark negative Auswirkung der neuen 

42 H. v. Ditfurth, in: ,,Der Spiegel", Nr. 21 v. 18. 5. 1987. 
43 Zur Bedeutung von Symbolen für die politische Kultur neuer sozialer Bewegungen vgl. K. 

Maase, Neue Bewegungen: Gesellschaftliche Alternative oder kultureller Bruch?, in: Marxi­
stische Studien. Jahrbuch des IMSF 5, Frankfurt 1982, S. 34. 

44 E. Dähne, H. Holländer, M. Kutscha, a. a. 0., S. 245. 
45 H. Becker, a. a. 0., S. 351. 
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Technik und 22 % aller Befragten sehen eine sehr starke Gefahr beim zweiten 
Merkmal.46 

Viele suchen auf eine als bedrohlich empfundene Entwicklung zum Über­
wachungsstaat noch durch individuelle Abwehrstrategien, durch einen Rück­
zug aus der Gesellschaftlichkeit zu reagieren statt durch aktives demokra­
tisches Engagement. Das Scheitern einer ausschließlich juristisch angelegten 
Abwehr wird dann nahezu zwangsläufig als persönliche Niederlage gegen den 
Machtanspruch des Staates empfunden. Die politische Ambivalenz der Situa­
tion, daß der Staat sich vordergründig zwar „durchsetzt", im Ergebnis jedoch 
weitere Legitimationseinbußen bei der Bevölkerung hinnehmen muß, wird 
kaum erkannt. 

Dennoch hat die Auseinandersetzung um die Volkszählung für viele Men­
schen politisierend gewirkt und gesellschaftliche Lernprozesse gefördert, die 
Resignationstendenzen entgegenwirken und Ansatzpunkte für weiterreichen­
des gesellschaftliches Engagement bilden können. Die angesichts des Anlas­
ses sowohl politisch als auch juristisch „unverhältnismäßigen" staatlichen 
Zwangsmaßnahmen provozieren geradezu die Reflexion über das Verhältnis 
von Anspruch und Wirklichkeit bundesdeutscher Demokratie und Rechts­
staatlichkeit, in letzter Instanz auch über den Charakter dieses Staates. Die 
Erfahrungen aus der Volkszählung haben bei vielen Menschen auch das Be­
wußtsein geschärft für den Zusammenhang mit Grundrechtsgefährdungen in 
anderen Bereichen, etwa bei den Verfassungsschutz-,,Überprüfungen" in Be­
trieben oder bei der Verabschiedung der „Sicherheitsgesetze". Dort, wo es ge­
lingt, die in Teilen der Bevölkerung sichtbar gewachsene Sensibilität für die 
Demokratiefrage in eine kontinuierliche Arbeit der aus Anlaß der Volkszäh­
lung gebildeten Initiativen und Gruppen umzusetzen und auch für andere Be­
reiche fruchtbar zu machen, entstehen wichtige Ansatzpunkte für die Ent­
wicklung einer neuen Demokratie- und Bürgerrechtsbewegung in der Bundes­
republik. 47 

Damit ergeben sich zugleich Chancen für eine Verbreiterung des sich im 
Kampf um demokratische Freiheitsrechte engagierenden gesellschaftlichen 
Spektrums. Roland Appel, Mitarbeiter der Bundestagsfraktion der Grünen, 
hat bereits Ansatzpunkte aufgezeigt: Den Volkszählungsinitiativen obliege 
nunmehr die Verpflichtung, ,,die Diskussion über den Stand der Grund- und 
Freiheitsrechte in dieser Gesellschaft weiterzutreiben und dabei neue Bünd­
nispartner zum Beispiel bei den Gewerkschaften zu suchen. Es ist vielleicht 
nur Zufall, daß 1988 die Notstandsgesetzgebung ihr 20jähriges Jubiläum fei­
ern kann. Das sollte Anlaß sein, mit diesen Kräften die Diskussion zu suchen 
und möglicherweise an Traditionen anzuknüpfen, die es auch in anderen 

46 Hans-Böckler-Stiftung, (Hrsg.), Gewerkschaften vor der Herausforderung der 90er Jahre, 
Düsseldorf 1987, S. 46 f. 

47 Zu den Entwicklungsperspektiven näher die Beiträge von M. Jansen, H. Jung, M. Kutscha u. 
H. Bethge, in: Gutachten zur Lage der Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland (Hrsg. 
Initiative „Weg mit den Berufsverboten"), Hamburg 1987, S. 74ff. 
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Feldern genügend gibt. Berufsverbote und Antiterrorgesetze gehören eben­
falls dazu". 48 

Für die lange Zeit auf Sparflamme gehaltene Diskussion innerhalb der Ge­
werkschaften und der Sozialdemokratie über die Frage von Demokratie, Frei­
heitsrechten und den Charakter dieses Staates hat die Volkszählung neuen 
Zündstoff geliefert. Die im wesentlichen zustimmende Stellungnahme des 
DGB zum Volkszählungsprojekt ist in Gewerkschaftskreisen auf herbe Kritik 
gestoßen. Angesichts der mittlerweile absehbaren „politischen Kosten" des 
Volkszählungsprojekts '87 revidierte auch die SPD ihre Haltung. ,,Eine Total­
erhebung auf unfreiwilliger Basis", kündigte die stellvertretende Fraktionsvor­
sitzende Däubler-Gmelin im Juli an, ,,wird es mit uns nicht mehr geben".49 

48 taz. v. 12.6.1987. 
49 Vorwärts, Nr. 28 v. 11.7.1987. 
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,,,Vernunft wird Unsinn, Wohltat Plage ... '. Die Linke und der Fortschritt". 
Unter diesem Motto veranstaltete das IMSF am 16./17. Mai in Frankfurt/M. 
eine Diskussionskonferenz. Nicht eine streng systematische Abhandlung der 
Gesamtproblematik war angestrebt; aufgegriffen werden sollten einige Frage­
stellungen, die sich in den aktuellen Debatten des linken und alternativen 
Spektrums herauskristallisiert haben: Welche Maßstäbe sind heute an Fort­
schritt anzulegen, wie ist das Verhältnis von technischem und sozialem Fort­
schritt, welche gesellschaftlichen Kräfte können Träger des sozialen Fort­
schritts sein, wie stellt sich das Verhältnis von Friedenssicherung, überleben 
und Revolution dar? 

Die Diskussion sollte der Verständigung marxistischer Kräfte dienen. Zu 
Wort kommen sollten aber auch Vertreter/innen aus dem sonstigen demokra­
tischen und grün/alternativen Spektrum. Die Vorträge und Debatten fanden 
durchwegs im Plenum, vor etwa 300 Teilnehmer/inne/n statt. Materialien zur 
Tagung erscheinen als gesonderte Publikation. 1 Daher werden hier - unter 
thematischen Gesichtspunkten geordnet - nur einige zentrale Themenkomple­
xe und Diskussionsverläufe zusammengefaßt. 

Festzustellen, so Andre Leisewitz (IMSF) einleitend, sei ein wachsendes K.ri­
senbewußtsein, für das es in der Realität handfeste Anknüpfungspunkte gebe: 
die atomare Bedrohung, die Dynamik und Intensität des zerstörerischen Ein­
griffs in die Naturprozesse, die Risikobehaftetheit neuer Technologien, Ratio­
nalisierung und Massenarbeitslosigkeit. Dies sei der Kontext, der Skepsis ge­
genüber Wissenschaft und Technik als Erkenntnis- und Handlungsmittel 
wachsen lasse, der Zweifel an der Möglichkeit von Fortschritt nähre. Es sei 
ein Kontext, der auch Marxisten zu neuem Denken zwinge - von den interna-

IMSF (Hrsg.), ,.Vernunft wird Unsinn, Wohltat Plage ... ". Die Linke und der Fortschritt, 
Frankfurt/M. 1987. 



Die Linke und der Fortschritt 379 

tionalen Beziehungen bis zur Produktivkraftentwicklung; er fordere dazu her­
aus, die Maßstäbe für Fortschritt, die Widersprüche gesellschaftlich/histori­
schen Fortschritts genauer zu fassen. 

1. Zum Begriff des Fortschritts 
Zu unterschiedlichen Aspekten des Fortschrittsbegriffs sprachen einleitend 

Hans Jörg Sandkühler (Bremen) und Hans Heinz Holz (Groningen). 
Als universelles Konzept, so Sandkühler, bezeichne Fortschritt Geschichte, 

der die Menschen in ihren Zwecken ein Ziel geben. Fortschritt sei damit nicht 
subjektlos, sondern aufgeladen mit der Alternativität der Geschichte. Als ge­
setzmäßige Entwicklung habe Fortschritt bisher nur für die Gattung, für Klas­
sen, nicht aber für die Individuen gegolten. 

Als Bedürfnis nach Selbsttätigkeit und Selbstherrschaft sei Fortschritt ver­
nünftig und wirksam. Solle dieses Bedürfnis die Arbeiterbewegung zu einer 
Politik des Fortschritts einen, müsse diese Politik universell sein, Natur, Öko­
nomie, Soziales und Kulturelles umfassen. Wenn Fortschritt kein abstraktes 
Prinzip bleiben solle, dürfe als Maßstab nicht mehr nur die Entwicklung der 
Gattung und der Klassen, sondern auch die der Individuen, ihrer Menschen­
würde und ihres Glücks, herangezogen werden. 

Holz arbeitete zunächst formale Bestimmungen und inhaltliche Rahmenbe­
dingungen von Fortschritt heraus. In der Konkretisierung sei menschlicher 
Fortschritt linear zu beschreiben als Prozeß der Überwindung von Mängeln, 
Abhängigkeiten und äußeren Zwängen im Stoffwechsel mit der Natur (Pro­
duktivkraftentwicklung). Ausgebend von der Dialektik von Produktivkräften 
und Produktionsverhältnissen, impliziere die Unangemessenheit der Produk­
tionsverhältnisse eine unangemessene Nutzung der Produktivkräfte. Insbe­
sondere sei im Kapitalismus die Partikularität der Zwecke der herrschenden 
Klasse eine Ursache der Fehlentwicklung in der Nutzung der Produktivkräfte. 
Als Perspektive des Fortschritts bezeichnete Holz die Herstellung gesellschaft­
licher Verhältnisse, in denen die Menschen frei von der Herrschaft partikulä­
rer Zwecksetzungen ihren Stoffwechsel mit der Natur und dessen gesellschaft­
liche Organisation aus Vernunftgründen selbst bestimmen. 

In der Diskussion verwies Johannes H. von Heise/er(IMSF) darauf, daß der 
f rühbürgerliche Fortschrittsbegriff sowohl die Einheit der Wissenschaften un­
tereinander als auch die Einheit von wissenschaftlichem und gesellschaftli­
chem Fortschritt umfaßte. Im f rühbürgerlichen Fortschrittsbegriff sei der 
Kampf um Freiheit, Gleichheit und Glück eingeschlossen gewesen. Erst 
durch die Abtrennung von diesen Zielen konnte Fortschrittsdenken als enges, 
eingleisiges Denken erscheinen. Heute habe sich der verstümmelte, nur auf 
Technikentwicklung bezogene Fortschrittsbegriff mehr denn je diskreditiert. 
Es komme darauf an, die Einheit des Fortschrittsbegriffs wiederzugewinnen. 
Dies könne allerdings nur auf einer anderen sozialen Grundlage geschehen. 

Alessandro Mazzone (Rom) bezeichnete als den eigentlichen Gegenstand 
der Fortschrittsdiskussion die Problematik der Verantwortung des Menschen. 
Es sei ein reales geschichtliches Novum, daß Raubbau an der Natur, Hunger, 
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Not und Unwissen nicht mehr herrschen müßten. Dennoch hätten noch nie so 
viele Menschen auf der Welt gehungert, in Elend und Unwissenheit gelebt. Es 
sei dies gegenüber früheren Epochen ein Zustand, der systematisch und direkt 
durch die Menschen selbst hergestellt werde. Die Menschheit stehe heute an 
einem Punkt, an dem sie sich selbst eine menschliche Zukunft oder den eige­
nen Untergang schaffen könne. 

An Sandkühlers Forderung, die Individuen in den Fortschrittsbegriff aufzu­
nehmen, knüpfte sich eine Diskussion zu den Fragen Individuum - Naturver­
hältnis und Individualität - Kollektivität. Manon Andreas-Grisebach (Aarber­
gen-Kettenbach) plädierte dafür, das Bild einer entwickelten Individualität in­
haltlich um den Bezug zur Natur zu erweitern, entwickelte Individualität auch 
als Fähigkeit zu begreifen, sich in die Natur gefühlsmäßig, ästhetisch und ra­
tional hineinzuversetzen. 

Christoph Strawe (Leinfelden) formulierte als das ausschlaggebende Kriteri­
um für menschlichen Fortschritt das Voranschreiten zu gesellschaftlichen Ver­
hältnissen, die dem einzelnen das Recht auf Selbstbestimmung gewährleiste­
ten. Er bezog sich dabei auf Rudolf Steiners „soziologisches Grundgesetz". 
Daß gegenwärtig in der sozialistischen Debatte über die Entfaltung des ein­
zelnen zu einem initiativreichen, selbstverantwortlichen Menschen nachge­
dacht werde, sah er als Bruch mit der „unseligen Gleichsetzung von Indivi­
dualität und kleinbürgerlichem Individualismus". In allen Bereichen der Ge­
sellschaft komme es darauf an, das Institutionengefüge so zu transformieren, 
daß ein höheres Maß an Selbstgestaltung möglich werde. 

Robert Steigerwald (Eschborn) hielt Strawe entgegen, daß der Begriff der 
Selbstbestimmung klassenspezifisch Unterschiedliches bedeute. Vom Stand­
punkt der Arbeiterklasse beinhalte er zuallererst die Frage der politischen 
Macht. Erst in diesem Zusammenhang könne es um Fragen der realen Gestal­
tungsmöglichkeiten der einzelnen gehen. 

Sandkühler unterstrich, daß es auch für das marxistische Fortschrittsver­
ständnis entscheidend sei, gelungene Vergesellschaftung als Zunahme entwik­
kelter Individualität zu begreifen. Zu einem sozialistischen Weltbild gehöre 
zunehmend ein Eigenbild der sozialistischen Individuen. 

Lothar Peter (Bremen) problematisierte einen einseitigen Bezug auf die Ka­
tegorie der Individualität und der Individualisierung. Damit entstehe die Ge­
fahr, zu übersehen, daß es in der Arbeiterbewegung gegenwärtig gerade an 
Kollektivität und gemeinsamer Handlungsfähigkeit mangele. Die Entwick­
lung kollektiver Formen des Handelns und der Kommunikation seien aber 
unabdingbare Voraussetzungen, daß sich unter kapitalistischen Bedingungen 
Fortschritt auch nur ansatzweise durchsetzen könne. 

2. Produktivkraftentwicklung, Technik, 
Fortschritt im Mensch-Natur-Verhältnis 
Aus unterschiedlicher Perspektive bezogen sich Manon Andreas-Grisebach 

(Die Grünen, Aarbergen-Kettenbach) und Karl Hermann Tjaden (Kassel) auf 
Fortschritt im Mensch-Natur-Verhältnis. 
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Werde, so Grisebach, technischer Fortschritt zum einen am Kriterium 
menschliche Gesellschaft, zum anderen am Kriterium Natur gemessen, dann 
ergäben sich daraus sehr unterschiedliche Schaden/Nutzen-Bewertungen. 
Könne aus dem technischen Fortschritt noch ein gewisser Nutzen für die 
menschliche Gesellschaft resultieren, so sehe das Ergebnis gänzlich anders 
aus, wenn technischer Fortschritt am Kriterium Natur gemessen werde. Vom 
Standpunkt des Subjekts Natur sei technischer Fortschritt stets Verderben ge­
wesen. Bisheriger Fortschritt könne daher nur als anthropozentrischer, als gat­
tungsbegrenzter „Binnenfortschritt" charakterisiert werden. Das Festhalten 
an diesem Binnenfortschritt habe langfristig jedoch auch für die Menschen 
negative Folgen. 

In einem zukünftigen, erweiterten Fortschrittsbegriff müsse der Anthropo­
zentrismus überwunden werden, müßten mindestens zwei fundamental ande­
re Kriterien Aufnahme finden. 1. das Kriterium der Globalität allen Lebens. 
Dies setze ein geändertes Mensch-Natur-Verhältnis voraus, nötige zur Aner­
kennung der Natur als gleichberechtigtes Subjekt. 2. müsse das Kriterium der 
Langf ristigkeit gelten. 

Auf Grisebachs Forderung, der Mensch müsse den anthropozentrischen 
Standpunkt überwinden, erwiderte Josef Schleifstein (IMSF), dies sei in den 
praktischen Lebenszusammenhängen des Menschen unmöglich. Der Mensch 
sei Lebewesen der Natur, er könne nicht aus den Naturzusammenhängen her­
austreten; er sei gezwungen, zur Sicherung seines Daseins anderes Leben zu 
vernichten, er müsse sich wie alle „ Tiere" von der Gattung her verhalten. Der 
Mensch sei jedoch auf der philosophischen Ebene, in der Erklärung seines 
Werdens fähig, seinen Anthropozentrismus zu überwinden; er könne auf ei­
ner hohen Stufe der Menschheitsentwicklung die Idee der Naturliebe als hu­
mane Idee entwickeln. 

Tjaden charakterisierte die kapitalistische Produktionsweise als sozial auf 
dem Antagonismus von Lohnarbeit und Kapital beruhend; technisch sei sie 
zugeschnitten auf den enormen Verschleiß energetischer und stofflicher Res­
sourcen, und zwar in einem solchen Maß, daß der Widerspruch von Mensch 
und Natur selbst antagonistischen Charakter gewinne. Gesellschaftlicher 
Fortschritt bedeute die Überwindung des sozialen und des Mensch-Natur­
Antagonismus, die Überwindung des in Jahrtausenden klassenmäßig Gepräg­
ten überhaupt. 

Die ungenügende Analyse der stofflich-materiellen Basis der kapitalisti­
schen Produktionsweise bemängelte Tjaden als Schwäche der Theorie des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus (SMK), die sich einseitig mit den späten 
Formen des Kapitalismus befasse, die materiell praktische Basis, die zur allge­
meinen Charakteristik der kapitalistischen Produktionsweise dazugehöre, je­
doch vernachlässige. Ebenso messe die Konzeption der antimonopolistischen 
Demokratie dem notwendigen stofflichen Umbau des Produktivkraftsystems 
zu wenig Bedeutung bei. 

Auf die Alternative einer sozialistischen Entwicklung unserer Gesellschaft 
eingehend, verwies Tjaden auf die Erfahrungen der sozialistischen Länder, die 
trotz negativer Phänomene aufzugreifen seien. Weiter müßten nicht nur ge-
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samtgesellschaftlich, sondern auch im kleinräumigen, regionalen Maßstab 
konkrete Szenarien eines antikapitalistischen Entwicklungsweges ausgearbei­
tet werden. 

In der Diskussion gingen mehrere Teilnehmer auf Tjadens Kritik am Kon­
zept der antimonopolistischen Demokratie und der Theorie des SMK ein. 
Steigerwald betonte, daß es beim Konzept der antimonopolistischen Demo­
kratie zum einen darum gehe, den konkreten Gegner in einer bestimmten 
Kampfetappe zu kennzeichnen; zum anderen würden mit diesem Konzept 
Schritte aufgezeigt zu einer grundsätzlichen gesellschaftlichen Veränderung. 
Allerdings sei Tjaden recht zu geben, es bestünde die Aufgabe, den Begriff der 
antimonopolistischen Demokratie in allen Politikfeldern mit Leben zu füllen, 
neue Probleme zu integrieren. 

Heinz Jung (IMSF) erinnerte daran, daß die Theorie des SMK in den letz­
ten :Jahren durchaus weiterentwickelt worden sei. Gegenwärtig würden gerade 
die staatsmonopolistischen Komplexe intensiv diskutiert. Das Konzept der 
Komplexe sei auch darauf ausgerichtet, die stofflichen Strukturen der Pro­
duktivkraftentwicklung in Zusammenhang zu bringen mit den monopolisti­
schen Strukturen. 

Leisewitz bemerkte, daß gerade die Monopole Zentren der Produktivkraft­
entwicklung seien. Wer über Alternativen der Produktivkraftentwicklung 
nachdenke, könne den Zusammenhang zwischen einer Veränderung der Pro­
duktivkraftentwicklung und einer antimonopolistischen Stoßrichtung nicht 
übersehen. 

Hellmuth Lange (Bremen) verwies noch einmal auf die Notwendigkeit, 
stoffliche Alternativen zu entwickeln. Angesichts der wissenschaftlich-techni­
schen Revolution (WTR) werde das System des Stoffwechsels mit der Natur 
als Ganzes zu einem Problem. Marxistische Analyse müsse nicht nur die polit­
ökonomische Bestimmung einzelner Etappen kapitalistischer Entwicklung lei­
sten, sondern gerade gegenwärtig rationellen Formen des Stoffwechsels mit 
der Natur besondere Aufmerksamkeit widmen. 

Jörg Goldberg (IMSF) machte auf einige Probleme bei der politischen Rück­
vermittlung stofflicher Alternativmodelle aufmerksam. Unter den Bedingun­
gen kapitalistischer Konkurrenz entscheide z. B. im Bereich der Einzelkapitale 
der Einsatz moderner Technologie wesentlich über den Erfolg der Unterneh­
men, damit auch über die Arbeitsplatzchancen der Belegschaft. Stoffliche Al­
ternativmodelle müßten daher nicht nur politisch vermittelt, sondern gleich­
zeitig um Arbeitsplatzalternativen ergänzt werden. Dies sei wesentliche Vor­
aussetzung dafür, die Betriebsbelegschaften in die Bewegung um stoffliche 
Alternativen einzubeziehen. 

Edgar Gärtner(Besan~on) sprach zum Thema Ökologie. Wichtigste ökologi­
sche Aufgabe sei die Stabilisierung der Biosphäre. Sie müsse global und lokal 
angegangen werden. Global sei der Stopp der Bevölkerungsexplosion ein zen­
trales Moment der Stabilisierung. Lokal bedeute Stabilisierung der Lebensbe­
dingungen Sicherung von Heimat. 
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3. Wissenschaftsverständnis und Fortschritt 
Hellmuth Lange setzte sich mit Gehalt und Aktualität des frühbürgerlichen 

Wissenschafts- und Rationalitätsbegriff s auseinander. Daß ein alternatives 
Naturwissenschaftsverständnis am Typus frühbürgerlicher Rationalität an­
knüpfen könne, versuchte er an Francis Bacon zu verdeutlichen. Klaus Mü­
schen (Öko-Institut, Freiburg) befaßte sich mit der Bedeutung von Gegenwis­
senschaft im Kontext der Ökologiebewegung. Torsten Bultmann (MSB Sparta­
kus, Bonn) äußerte sich zur Rolle der Intelligenz in den gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen. 

Müschen bezog sich bei der Darstellung der gesellschaftlichen Entwick­
lungsdynamik weitgehend auf Ulrich Becks Konzept der „Risikogesellschaft". 
Danach führe die Entwicklung der industriellen Produktivkräfte zunehmend 
zur Produktion von Risiken und Gefahrenlagen, die nur über die Wahrneh­
mungsorgane von Wissenschaft, ihre Theorien, Experimente, Meßinstrumente 
erkennbar würden. Im steigenden Maße bekämen daher Wissenschaft und 
Medien eine Schlüsselposition im sozialen Prozeß der Risikodefinition. Hier 
liege die besondere Bedeutung der mit der Ökologiebewegung entstandenen 
Gegenwissenschaft. Denn der Protest gegen die herrschende Natur- und 
Technikwissenschaft, die Kritik ihrer Folgen und Nebenwirkungen könne nur 
in verwissenschaftlichter Form artikuliert werden, sei abhängig von gegenwis­
senschaftlicher Vermittlung. 

In Erwiderung auf Müschen setzte sich Jung kritisch mit der Beckschen 
Konzeption der „Risikogesellschaft" auseinander. Auf die Bedeutung der Ge­
genwissenschaft bezogen, hob Jung ihre wichtige und produktive Rolle im 
Rahmen des gesamten Wissenschaftssystems hervor, betonte aber, daß die 
Aufkündigung des Technologiekonsenses bis in die Gewerkschaften hinein 
nicht allein auf „innerwissenschaftliche Ursachen", auf die Herausbildung 
von Gegenwissenschaft zurückgeführt werden könne. Hier spielten auch die 
sozialen und ökonomischen Krisenprozesse eine Rolle. 

Bultmann verwies darauf, daß die Frage nach der gesellschaftlichen Funk­
tion der Wissenschaft immer auch die Frage nach dem gesellschaftlichen und 
politischen Verhalten der Intelligenz sei. Die Bedeutung der Intelligenz neh­
me mit der voranschreitenden WTR zu. Das Monopolkapital könne seine 
ökonomisch und technologisch auf die Ergebnisse der WTR gestützten Ziele 
nur realisieren, wenn es ihm gelinge, relevante Teile der Intelligenz als Lei­
stungselite und Ideologieträger zu gewinnen und den „Rest" zumindest zu 
neutralisieren. Diesen Bestrebungen stünden eine Reihe fortschrittlicher „Ba­
sistrends" entgegen: der hohe, teilweise prägende Anteil der Intelligenz in den 
neuen sozialen Bewegungen, die zunehmende Politisierung der Technikent­
wicklung aus den unmittelbaren betrieblichen Auseinandersetzungen heraus, 
die mehrheitlich links orientierte Studentenschaft als politisch agilste Gruppe 
der Intelligenz. 
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4. Arbeiterbewegung und technischer Fortschritt 
Das Fortschrittsverständnis der Arbeiterbewegung stand im Mittelpunkt 

der Statements von Lothar Peter, Detlef Albers (Bremen) und Ulrich Briefs 
(MdB Die Grünen, Posterholt). 

Peter bezeichnete das gegenwärtige Fortschrittsverständnis der Arbeiterbe­
wegung als widersprüchlich. Es sei aus der geschichtlichen Tradition eines 
kulturellen Wertsystems zu interpretieren, das unlösbar mit der kapitalisti­
schen Industrialisierung verbunden sei. Über fast ein Jahrhundert hin habe 
sich die Arbeiterbewegung vorwiegend positiv auf die wissenschaftlich-tech­
nische Entwicklung bezogen. Kritik habe sich auf die Instrumentalisierung 
der Produktivkräfte als Verwertungsmittel des Kapitals gerichtet; die stoffli­
che Dimension des technischen Fortschritts und seine prekären Folgen für die 
Regenerierbarkeit der Natur seien dagegen unproblematisiert geblieben. Zu­
rückgeführt werden könne diese Haltung auf die lange Zeit wenig sichtbaren 
Folgen von Naturzerstörung und Ressourcenverschleiß. Erst unter dem empi­
risch unabweisbaren Eindruck der Schäden des technischen Fortschritts habe 
sich seit den 70er Jahren die blinde Identifikation mit dem technischen Fort­
schritt gelockert. Dennoch könnten nur Risse im Fortschrittsverständnis der 
Arbeiterbewegung konstatiert werden, nicht schon ein qualitativ neues Ver­
ständnis von Technik und Natur. 

Briefs plädierte für ein umfassendes Projekt selektiver, bewußter Technik­
kontrolle. Er argumentierte gegen die Auffassung, es müßten nur die gesell­
schaftlichen Bedingungen verändert werden, dann könne mit der gegebenen 
Technik weiter gearbeitet werden. Vielmehr seien bestimmte Techniken von 
vornherein mit inhumanen Implikationen entwickelt worden und könnten 
auch unter veränderten gesellschaftlichen Bedingungen nicht im Interesse der 
Beschäftigten und der Gesellschaft eingesetzt werden. Technische Kontrolle 
heiße daher auch, technische Systeme zu verhindern, sie gegebenenfalls abzu­
schaffen. 

Kritisch bewertete Briefs das Verhältnis der Gewerkschaften zur Technik­
entwicklung. Gerade in der Technikauseinandersetzung drohten die Gewerk­
schaften in eine langfristige Schwächephase abzugleiten. Den neuen sozialen 
Bewegungen sei es weit besser gelungen, betriebliche und außerbetriebliche 
Erfahrungen zu problematisieren, Proteste gegen die Anwendung neuer Tech­
nologien zu mobilisieren. Die Gewerkschaften müßten von diesen Bewegun­
gen vor allem lernen, wie wirkungsvolle, weiterführende, phantasievolle Ak­
tionen des Widerstandes zu entwickeln seien. 

Albers verwies auf die sich nur langsam verändernde Haltung der interna­
tionalen Arbeiterbewegung zum technischen Fortschritt. Erst zögernd werde 
bisheriges Produzieren ökologisch in Frage gestellt. Eine selbstkritische Aus­
einandersetzung mit Technikoptimismus und -gläubigkeit sei erforderlich. 
Dennoch sei gegenwärtig in der Bundesrepublik die Debatte um die ökologi­
sche Krise relativ weit entwickelt. 

Im gesellschaftspolitischen Spektrum sah Albers zwei relevante Antworten 
auf das ökologische Problem: das Umbauprogramm der Grünen und den Ir-
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seer Programmentwurf der SPD. Beide bedürften jedoch einer kritischen Aus­
einandersetzung. Die Grünen versuchten, die ökologische Krise durch Ab­
koppelung vom Weltmarkt zu bewältigen. Dies sei ein illusionärer Versuch, 
über einen insulären Weg das Modell westlicher Industriegesellschaften zu 
überwinden. Die SPD schlage dagegen eine ökologische Modernisierung im 
Rahmen des Weltmarktes vor - ein Modell, das unzulänglich sei, da es auch 
für die Zukunft am Weltmarkt als steuernder Instanz festhalte. Albers plädier­
te dagegen für eine Orientierung, die die notwendigen Zusammenhänge zwi­
schen globalen ökologischen Krisenauswegen und dem Übergang zu einem 
weltweiten sozialistischen Umbau aufzeige. Strategisch heiße das, das Re­
formprojekt einer ökologisch veränderten Bundesrepublik als Motor einer eu­
ropäischen Politik der Eurolinken zu begreifen, die wiederum Partner für die 
Dritte Welt werden und den Aufbau einer neuen Weltwirtschaftsordnung un­
terstützen könne. 

Kritisch setzte sich Schleifstein mit A/bers'Vorstellung eines weltweiten öko­
logischen Umbaus auseinander. Wie solle dieser Umbau für die Milliarden 
Menschen der Dritten Welt aussehen, die in erster Linie nicht an ökologi­
schem Produzieren, sondern an der Beseitigung des Hungers interessiert sei­
en? Nicht von oben herab, so Albers, könne seine Forderung den Ländern der 
Dritten Welt nur dann erscheinen, wenn sie mit globaler Reichtumsumvertei­
lung verbunden werde. Hier müsse über weltsozialistische Regulierung nach­
gedacht werden. 

S. Frieden, sozialer Fortschritt, Revolution 
Während sich die einleitenden Beiträge von Jürgen Reusch (IMSF) und Wil­

li Gerns (DKP, Bremen) v.a. auf die Probleme der Friedenssicherung und auf 
das Verhältnis von Frieden und revolutionärem Fortschritt bezogen, fragten 
Uwe Kremer (Jungsozialisten, Bielefeld) und Elmar Altvater (Berlin/West) 
nach Strategien für die Lösung globaler Probleme. 

Kremer schlug vor, ,,Koalition der Vernunft" nicht nur in bezug auf die 
Friedensproblematik, sondern auch im Zusammenhang mit der WTR zu dis­
kutieren. Die WTR bringe neue Anforderungen an das gesellschaftliche Den­
ken und Handeln mit sich, hinter denen sowohl die Regulierungssysteme der 
kapitalistischen als auch der sozialistischen Staaten und das System der inter­
nationalen Beziehungen zurückblieben. Ausgebend von der Interdependenz 
der globalen Fragen, stelle sich die Aufgabe, auch für die weltweiten ökologi­
schen, ökonomischen und sozialen Problemlagen system- und klassenüber­
greif ende Zwischenlösungen zu suchen. 

Diese Perspektive sei jedoch untrennbar mit den nationalen Regulierungs­
systemen verknüpft. Damit rücke gerade die Auseinandersetzung zwischen 
verschiedenen Regulierungsvarianten in den kapitalistischen Metropolen ins 
Blickfeld. Erste Zwischenlösungen für neue internationale Beziehungen könn­
ten nur in dem Maße gelingen, wie sich in den kapitalistischen Ländern de­
mokratisch-reformistische Regulierungsvarianten durchzusetzen vermöchten. 
Hier komme der Sozialdemokratie eine Schlüsselrolle zu. 
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Altvater fragte nach den Möglichkeiten weltweiter revolutionärer Verände­
rungen. Er bezweifelte, ob es in der gegenwärtigen welthistorischen Situation 
angemessen sei, in der Perspektive der Revolution zu denken - Revolution 
verstanden als adäquate Lösungsform für gesellschaftliche Problemlagen, als 
Bruch mit den alten Formen. Für das Erkennen und Lösen gesellschaftlicher 
Probleme müsse von mehreren Etappen der Problembearbeitung ausgegangen 
werden, von einem in Phasen verlaufenden Lernprozeß des Problemlösens. 
Aus der Differenz zwischen dem Tempo der Lernprozesse und dem weiteren 
krisenhaften Verlauf der gesellschaftlichen Entwicklung erwachse die Gefahr, 
daß die eigentliche revolutionäre Phase, die Etappe der neuen Problemlö­
sung, zu spät komme. 

Es gelte daher, vor allem unter dem Gesichtspunkt der Zeit, die zentralen 
Krisenbereiche Arbeit, Geldsystem und Ökologie zu betrachten. Für keinen 
der Bereiche sah Altvater gegenwärtig die Etappe neuer Problemlösungen her­
angereift. Es komme darauf an, zu verhindern, . daß sich die Problemlagen 
weiter zuspitzten. Es komme darauf an, Zeit für neue Lösungsformen zu fin­
den, alle Anstrengungen auf die Antizipation neuer Lösungen zu konzentrie­
ren. Altvater bezeichnete diese Bestrebungen als „Reformismus mit Empha­
se". So könne die alte Dialektik von Reform und Revolution am ehesten wie­
der in Gang gesetzt werden. 

In der Diskussion verwies Werner Rügemer (Köln) darauf, daß der durch 
die kapitalistische Gesamtlogik herbeigeführte Status quo in der Verlänge­
rung auf die Vernichtung der Lebensgrundlagen der Menschen hinauslaufe. 
Der Bruch mit dieser Entwicklungslogik schließe ein, die Erde nicht mehr in 
eine erste, zweite und dritte Welt einzuteilen, sondern in der Kategorie der ei­
nen Welt zu denken. 

Albert Enge/hardt (Frankfurt) trug Überlegungen zum Zusammenhang von 
Fortschritt und Demokratie vor. Demokratie bedeute, die Bewegungsform ge­
sellschaftlicher Entwicklung an humanen Zielen und optimalen Partizipa­
tionsmöglichkeiten zu orientieren. Dies gelte auch im globalen Maßstab. De­
mokratie habe sich auf die Gattungsinteressen, den Menschheitsfortschritt zu 
beziehen. 

Dieter Kramer (Frankfurt) machte auf die kulturellen Probleme, die sich aus 
dem technischen und sozialen Fortschritt ergeben, aufmerksam. Die Fortset­
zung unserer bisherigen Lebensweise bringe immer mehr Probleme mit sich 
und sei weltweit nicht übertragbar. Eine Bewältigung der gegenwärtigen „Kri­
se der Lebensweise" könne nur über die Entwicklung ihrer inneren Wider­
sprüche gelingen. Hierbei komme dem kulturellen Sysfem eine wichtige Auf­
gabe zu. 

Aus der Tatsache, so führte Gerns aus, daß ein atomar geführter Weltkrieg 
die Gefahr des Untergangs der menschlichen Zivilisation heraufbeschwöre, 
hätten die Kommunisten weitreichende Schlußfolgerungen für das Verhältnis 
von Friedenskampf und Klassenkampf gezogen. Gesicherter Frieden könne 
weniger denn je an den weltweiten Übergang zum Sozialismus gebunden wer­
den. Bereits gegenwärtig müsse ein System der Friedenssicherung geschaffen 
werden. Historisch seien die Bedingungen hierfür günstiger geworden. Der 
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überragende politische Widerspruch in der Friedensfrage verlaufe heute nicht 
mehr pauschal zwischen Bourgeoisie und Proletariat, sondern zwischen den 
aggressivsten Kreisen des Imperialismus und allen für Frieden und Vernunft 
eintretenden Kräften. Weder der System- noch der Klassenwiderspruch seien 
damit aufgehoben; keineswegs bedeute „Koalition der Vernunft" Verzicht auf 
revolutionäre Umgestaltung. Allerdings müsse der revolutionäre Kampf im 
Nuklearzeitalter so geführt werden, daß die Gefahr einer bewaffneten Ausein­
andersetzung insbesondere von Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsord­
nung vermieden werde. 

Reusch charakterisierte die Friedensfrage als Klassen- und als Gattungsfra­
ge. Als Klassenproblem wurzele die Rüstungseskalation in den kapitalisti­
schen Produktionsverhältnissen, insbesondere im Monopol. Ein Atomkrieg 
sei in seiner Wirkung zwar klassen- und grenzüberschreitend, in seinen Ursa­
chen jedoch keineswegs klassenunspezifisch. Letztlich könnten Rüstungseska­
lation und Kriegsgefahr nur gebannt werden durch die Schaffung einer Ge­
sellschaftsordnung, die den Menschen eine bewußte, planmäßige Organisa­
tion ihrer Existenz erlaube und eine destruktive Entwicklung der Produktiv­
kräfte verhindere, sie der Anarchie von privaten und Minderheiteninteressen 
entziehe. Eine so gestaltete Gesellschaft sei ein Synonym für Sozialismus. In 
diesem Sinne seien Überwindung der Atomkriegsgefahr, Schaffung einer dau­
erhaften Friedensordnung und Erkämpfung des Sozialismus zusammengehö­
rende Aufgabenstellungen. 

Das Neue an der heutigen Gefahrensituation, die drohende Vernichtung 
der Menschheit, gebiete es aber, einen Atomkrieg noch vor dem Übergang 
zum Sozialismus - hier und jetzt - zu verhindern. Der Wert Frieden sei dem 
Antagonismus der Systeme übergeordnet, sei Gattungsfrage. 

Theoretisch und praktisch stelle sich damit die Frage nach der Friedensfä­
higkeit des Kapitalismus. Auch der Kapitalismus stehe vor einer historisch 
neuen Situation. Ein von ihm angezettelter Atomkrieg werde auch ihn selbst 
vernichten. Diese Situation hebe den Zusammenhang zwischen Kapitalismus 
und Krieg nicht grundsätzlich auf, erinnere aber daran, daß dieser Zusam­
menhang als Zusammenhang zwischen Ökonomie und Politik ideologisch 
vermittelt werden müsse und sich nicht spontan verwirkliche. Die Politik der 
atomaren Kriegsdrohung sei nicht die einzig mögliche Politik auf kapitalisti­
scher Grundlage. Auch andere Politikvarianten seien durchsetzbar. Dies gebe 
dem strategischen Ziel „Koalition der Vernunft" eine reale Basis. 

In der Diskussion fragte Sandkühler, ob die Annahme, daß in der gegen­
wärtigen Gefahrensituation die Existenz der Gattung auf dem Spiel stehe, 
nicht zu wenig geprüft sei und ob politische Strategien mit dieser ungesicher­
ten Annahme gegenwärtig zu begründen seien. Neue revolutionstheoretische 
Überlegungen müßten sehr vorsichtig formuliert werden. Die atomare Kriegs­
drohung habe längst auch eine ideologische Dimension gewonnen, die auf die 
Dämpfung des revolutionären Klassenkampfes abziele. 

Volker Benad (Frankfurt) verwies auf die Gefahr, daß die von der Friedens­
bewegung und auch von den Kommunisten vorgenommene Zuspitzung „Frie­
den oder atomares Inferno" eine resignative Endzeitstimmung fördere und 
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die Einsicht versperre, daß auch der Imperialismus sich des Risikos des ato­
maren Untergangs bewußt sei und versuche, diese Gefahr zu reduzieren. 
Denkbar sei durchaus eine imperialistische Strategie des Umrüstens, bei der 
die Gefahr des atomaren Untergangs abnehme, die Rüstungslasten aber wei­
terhin unerträglich hoch blieben. 

Reusch stimmte Benad zu, daß es den imperialistischen Militärstrategen 
schon seit einiger Zeit darum gehe, einen Atomkrieg kalkulierbar und be­
grenzbar zu machen, und daß es innerhalb des imperialistischen Lagers eine 
Reihe von Politikvarianten gebe. Dennoch vergrößere sich durch die Kumula­
tion verschiedener Krisenprozesse die Gefahr, daß auch begrenzte Strategien 
außer Kontrolle gerieten. Insofern sei es berechtigt, von einer Bedrohung der 
Gattung zu sprechen - ohne dies allerdings absolut zu setzen. In der Tat gebe 
es mehr Möglichkeiten als die Alternative „friedliche Koexistenz oder atoma­
res Inferno". 

Christoph Butterwegges (Bremen) Überlegungen bezogen sich auf das Ver­
hältnis von Frieden und sozialem Fortschritt. Während Frieden und sozialer 
Fortschritt früher nur lose miteinander verbunden, in Zeiten revolutionärer 
Kriege sogar Gegensätze gewesen seien, bildeten sie heute eine untrennbare 
Einheit. Im Atomzeitalter avanciere Frieden zum Bedingungsfaktor sozialen 
Fortschritts. 

In seinen abschließenden Bemerkungen führte Kaspar Maase (IMSF) aus: 
Maßstab für Fortschritt sei, daß alle Menschen ihre natürlichen und gesell­
schaftlichen Lebensbedingungen so gestalten könnten, daß sie ihre Entfaltung 
als gesellschaftliche Naturwesen erlauben. Aus dieser Perspektive sei Fort­
schritt unteilbar, nicht mehr in der Mehrzahl, im Auseinanderfallen in mehre­
re „Fortschritte" denkbar. 

Der entscheidende Hebel zur Durchsetzung von Fortschritt heiße: gesell­
schaftliche Kontrolle und Planung von Produktion, Forschung und Entwick­
lung. Die WTR, die reale Entwicklung einer Welt als Lebensgrundlage einer 
Menschheit, habe die Dringlichkeit der Eigentumsfrage auf die historische 
Tagesordnung gesetzt. 

Ungeteilter Fortschritt für 6 oder auch 10 Milliarden Menschen sei eine 
Herausforderung für Wissenschaft, Forschung und Technik. Technik müsse 
Zeit und Kraft freisetzen für die vernünftige Einrichtung der Welt. Nötig sei 
eine neue Qualität von Wissenschaft, ihre Dialektisierung, das Denken in 
komplexen Zusammenhängen. 

Daß die eine Biosphäre nur stabilisiert werden könne, wenn sie als Einheit 
begriffen werde, sei Herausforderung an den Sozialismus, eine Herausforde­
rung, die dieser angenommen habe in seiner Verantwortung für Frieden und 
Abrüstung, für das Überleben der Menschheit. Gefordert sei aber nicht weni­
ger, als jeden Eingriff in Gesellschaft und Natur zu prüfen und zu berücksich­
tigen, welche Effekte er im Gesamtsystem der weltweiten Wechselwirkung ha­
be. Dies sei eine gigantische Aufgabe für den Sozialismus, die jede Selbstge­
rechtigkeit der Betrachtung ins Abseits stelle. 

Auszugehen sei von der Identität von Fortschritt und Demokratie. Demo­
kratie heiße nichts anderes, als das zu schaffen, was den Lebens- und Entfal-
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tungsinteressen der Menschheit und der sie bildenden einzelnen am besten 
entspreche. Dies rücke die Fragen der Eingriffs- und Gestaltungsmöglichkei­
ten ins Zentrum. 

Die Frage nach dem Fortschritt werfe die Frage nach dem Charakter unse­
rer Epoche auf. Sie sei als Übergangsepoche zu charakterisieren. Die Mensch­
heit müsse eine höhere, bewußtere, planmäßige Regelung ihrer gesellschaftli­
chen und natürlichen Lebensverhältnisse durchsetzen. Sie sei zum Fortschritt 
gezwungen bei Strafe langanhaltender Krisen, bei Drohung des kollektiven 
Untergangs. 
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1. Neuer Techniktyp und veränderte Reproduktionsbedingungen - 2. Wissen­
schaftlich-technischer Umbruch und Krise der staatsmonopolistischen Regulie­
rung - 3. Neue Widersprüche und Konflikte in den Klassenbeziehungen und im 
staatlich-politischen System 

Die schnelle Entwicklung der neuen Informations- und Kommunikations­
technologien und ihr sukzessives Eindringen in Büro, Verwaltung und Pro­
duktion sind zu einem bestimmenden Merkmal des ökonomischen und so­
zialen Strukturwandels geworden. Der wissenschaftlich-technische Umbruch 
hat alle Ebenen des ökonomischen Reproduktionsprozesses erfaßt, entwik­
kelt sich zu einer entscheidenden Triebkraft der internationalen Konkurrenz 
und bestimmt heute die staatliche Wissenschaftspolitik ebenso wie die Ge­
schäftspolitik der Unternehmen. Er hat damit eine Reihe theoretischer wie 
auch praktisch-politischer Probleme auf geworfen, die in marxistischen Dis­
kussionen über Krise, Anpassungsspielräume und Entwicklungsperspektiven 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus bereits seit geraumer Zeit eine zen­
trale Rolle spielen. Hierzu zählen etwa die Abschätzung des technologischen 
Innovationspotentials bzw. -tempos und seiner möglichen Wirkungen auf 
das Wirtschaftswachstum und die Beschäftigungsentwicklung, Fragen der 
ökonomischen Regulierung und sozialen Beherrschbarkeit des Umbruchpro­
zesses, Untersuchungen über Veränderungen im Qualifikationsprofil und in 
den Klassenbeziehungen oder Überlegungen zur Notwendigkeit strategi­
scher Neuorientierungen in der Politik der Arbeiter- und Gewerkschaftsbe­
wegung. 

Mit Blick auf diese Umbruchprozesse und aktuellen Diskussionen fand am 
2. und 3. Juni 1987 in Frankfurt/M. eine gemeinsame wissenschaftliche Kon­
ferenz des „Instituts für Weltwirtschaft und internationale Beziehungen der 
Akademie der Wissenschaften der UdSSR" (IMEMO, Moskau), des „Instituts 
für Internationale Politik und Wirtschaft der DDR" (IPW, Berlin/DDR) und 
des IMSF zum Thema „ Wissenschaftlich-technische Revolution und Krise 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus" statt. Diese Tagung war die vierte 
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gemeinsam von den genannten Instituten seit 1981 veranstaltete Konferenz zu 
aktuellen Problemen der Kapitalismusanalyse. 

Diskutiert wurde in drei Themenblöcken auf der Grundlage von Materia­
lien und Referaten, die jeweils eines der Institute vorbereitet hatte; dazu ka­
men Korreferate seitens der anderen Mitveranstalter. Folgende Referate lagen 
der Tagung vor: ,,Die wissenschaftlich-technische Revolution und ihre Aus­
wirkungen auf den kapitalistischen Reproduktionsprozeß" (IMEMO); ,,Die 
Krise der staatsmonopolistischen Regulierung unter den Bedingungen der ge­
genwärtigen Etappe der wissenschaftlich-technischen Revolution" (IPW); 
,, Wissenschaftlich-technische Revolution und staatsmonopolistischer Kapita­
lismus der BRD: Aktuelle Widersprüche und Konflikte in den Klassenbezie­
hungen und im staatlich-politischen System" (IMSF). Mit diesen Themen 
sind zugleich die Schwerpunkte der Tagungsdiskussion benannt. Im folgen­
den kann es nur darum gehen, einige wichtigere Diskussionslinien wiederzu­
geben. Die Materialien der Konferenz werden (wie dies auch für die vorherge­
henden gemeinsamen Tagungen gilt) veröff entlicht.1 

1. Neuer Techniktyp und veränderte Reproduktionsbedingungen 

Im Vordergrund der ersten Diskussionsrunde stand die Verständigung über 
wissenschaftlich-technische und ökonomische Grundprozesse der aktuellen 
Umbruchperiode. Referate und Diskussion konzentrierten sich auf drei Pro­
blemkomplexe: erstens auf die nähere Bestimmung der stofflichen und ökono­
mischen Qualitäten des sich herausbildenden neuen Techniktyps, zweitens auf 
die Analyse seiner Wirkungen auf den kapitalistischen Reproduktions- und 
Akkumulationsprozeß und drittens auf die Frage nach dem Tempo, der Tiefe 
und den Perspektiven des Produktivkraftumbruchs. 

Im Mittelpunkt des einleitenden Referats „Die wissenschaftlich-technische 
Revolution und ihre Auswirkungen auf den kapitalistischen Reproduktions­
prozeß" von W. N. Schenajew und W. S. Tsirentschikow (IMEMO) stand das 
Problem der historischen Einordnung des Umbruchprozesses und seiner Wir­
kungen auf die ökonomischen Reproduktionsbedingungen. Sie vertraten die 
Auffassung, daß bis zum Beginn der siebziger Jahre in Westeuropa ein exten­
siver Typ ökonomischer Entwicklung, für den eine hohe Material-, Arbeits­
und Energieintensität charakteristisch war, dominierte. Das verhältnismäßig 
hohe Wirtschaftswachstum der 50er und 60er Jahre wurde in erster Linie 
durch die Einbeziehung zusätzlicher Ressourcen der lebendigen und verge-

I Wissenschaftlich-technische Revolution und Krise des staatsmonopolistischen Kapitalismus. 
Arbeitsmaterialien des IMSF, Frankfurt/M. 1987. 
An der Tagung nahmen für das IMEMO teil: W. N. Schenajew, Leiter des Zentrums für West­
europa-Studien des IMEMO; W.S. Pankow, Leiter des Sektors für BRD-Forschung; W.S. 
Tsirentschikow, A. Zimajlo, J. Judanow; für das IPW: L. Maier, stellv. Direktor des IPW; 
H.J. Höhme, R. Kowalski, H.-H. Angermüller, M. Bernien, M. Kohl; für das IMSF: H. Jung, 
F. Deppe, J. Goldberg, J. Huffschmid, A. Leisewitz, K. Pickshaus, J. Priewe. Darüber hinaus 
war eine Reihe weiterer Experten aus der Bundesrepublik an der Diskussion beteiligt. 
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genständlichten Arbeit in den Produktionsprozeß erreicht, der überwiegende 
Teil der Investitionen schlug als Zuwachs von fixem Kapital zu Buche, die 
Kapitalintensität nahm in dieser Zeit stetig zu. Dem entsprach eine Form des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts, die sich vornehmlich durch die 
Weiterentwicklung und Vervollkommnung bereits vorhandener Technologien 
auszeichnete. 

Die Beschränkungen dieses extensiven Modells ökonomischer Entwicklung 
wurden bereits in den sechziger Jahren spürbar und brachen zu Beginn der 
siebziger Jahre krisenhaft und eruptiv auf: Die Kapitalinvestitionen nahmen 
im' Vergleich zur Profitentwicklung wesentlich stärker zu, so daß sich die 
Schwierigkeiten bei der Aufrechterhaltung bzw. Stabilisierung der Profitrate 
erhöhten; die Entwicklung der zahlungsfähigen Nachfrage blieb immer deut­
licher hinter dem zur erweiterten Kapitalreproduktion notwendigen Akkumu­
lationstempo zurück; die schlagartige Erhöhung der Energie- und Rohstoff­
preise führte vor dem Hintergrund der hohen Material- und Energieintensität 
der Produktion zu einschneidenden Veränderungen in den stofflichen und 
wertmäßigen Reproduktionsgrundlagen; die Synchronisierung der internatio­
nalen Wirtschaftsentwicklung blockierte überdies nun die Möglichkeit einer 
internationalen Kompensation bzw. Abschwächung nationaler oder regiona­
ler Krisen. 

Die Krisenperiode der Jahre 1974/75 und 1980-82 betrachteten Schenajew/ 
Tsirentschikow folgerichtig als Phase des Übergangs zu einem vorwiegend in­
tensiven Produktionstyp - eine Entwicklung, die ihrer Meinung nach in den 
USA bereits in den fünfziger Jahren einsetzte. Einen zentralen Stellenwert in 
diesem krisenhaften Umbruchprozeß wiesen sie der in diesen Jahren einset­
zenden zweiten Welle der wissenschaftlich-technischen Revolution, der 
schnellen und umfassenden Entwicklung der Mikroelektronik, Biotechnolo­
gien und neuartiger Werkstoffe, zu. ,,In dieser Übergangsperiode tritt der wis­
senschaftlich-technische Fortschritt als wichtigster Kompensator einer objek­
tiven Nichtübereinstimmung der extensiven Struktur des Kapitals und seines 
Reproduktionsprozesses mit den neuen Anforderungen an die ökonomische 
Entwicklung in Erscheinung." Die Entwicklung und Verbreitung prinzipiell 
neuer Technologien und die qualitative Erneuerung der Produktionsbasis 
wird zum bestimmenden Merkmal des neuen ökonomischen Entwicklungs­
typs. Seit Mitte der achtziger Jahre sei ein dynamischer Umrüstungsprozeß 
des Produktionsapparates festzustellen, der bestimmt werde von einer tiefen 
Erneuerung des Grundkapitals und bedeutenden qualitativen Verbesserungen 
in seiner materiell-stofflichen Zusammensetzung. Im Zuge dieser Umrüstung 
komme es schließlich auch zu einer Aktivierung des Integrationsprozesses in 
Westeuropa, der heute insbesondere im Bereich der wissenschaftlich-techni­
schen Zusammenarbeit deutliche Fortschritte mache. 

R. Kowa/ski (IPW) bezeichnete in seinem Korreferat die aktuelle Umbruch­
periode als revolutionären Übergang zu einem neuen Techniktyp, dessen zen­
trale Merkmale die Verbindung des Stoffwechselprozesses der Produktion mit 
den neuen Informations- und Kommunikationstechnologien sowie sein ar­
beits- und kapitalsparender Charakter seien. Er vertrat ähnlich wie Schena-
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jew/Tsirentschikow die Auffassung, daß der alte Techniktyp, den er als elek­
tromechanische Automatisierung kennzeichnete, an natürliche, technische 
und ökonomische Grenzen gestoßen sei, die mit der weiteren Ausprägung des 
neuen Techniktyps überwunden werden könnten und der intensiv erweiterten 
Reproduktion qualitativ neue Möglichkeiten eröffneten. 

Kowalski erläuterte diese These am Beispiel der Investitionsentwicklung, 
deren Struktur und Effektivität vor dem Hintergrund des Vordringens der 
neuen Technologien wichtige Veränderungen erführen: Erstens sinke der Bau­
anteil an den gesamten Investitionen. Zweitens verschiebe sich die Gebrauchs­
wertstruktur der Ausrüstungsinvestitionen mehr und mehr zugunsten der elek­
tronischen Kontroll- und Steuerungselemente, deren Preis-Leistungs-Verhält­
nis sich rasch verbessere. Drittens erhöhe sich mit dem verstärkten Einsatz der 
neuen Technologien die Flexibilität des Anlagekapitals, so daß sich der spezi­
fische Investitionsaufwand etwa im Fall eines Modellwechsels vermindere. 
Viertens schließlich wirkten unter diesen Bedingungen zunehmend auch die 
Ersatzinvestitionen kapazitätserweitemd. Insgesamt ergebe sich hieraus eine 
deutliche Tendenz zur Verbilligung des Kapazitätseffekts von Investitionen. 

Die absehbaren Wirkungen, die sich mit der Ausbreitung des neuen, kapi­
tal- und ressourcensparenden Techniktyps auf die Kapitalakkumulation erge­
ben, schätzte Kowalski als sehr widersprüchlich ein. Er hielt eine verhältnis­
mäßig schleppende und labile Akkumulationsbewegung auch in Zukunft für 
wahrscheinlich - vor allem aufgrund der weiteren drastischen Verbesserung 
des Preis-Leistungs-Verhältnisses von Anlageinvestitionen und der auch wei­
terhin engen Anbindung der Investitionsentwicklung an den Wirtschaftszy­
klus. Zugleich unterstellte er jedoch einen enormen Akkumulationsbedarf im 
Zuge der Umsetzung alternativer Wirtschaftsstrategien und -programme bei­
spielsweise im Umweltschutz, in der sozialen Infrastruktur oder der Energie­
versorgung und verwies damit auf den wachsenden Einfluß politischer Fakto­
ren auf die künftige Investitions- und Akkumulationsentwicklung. 

Im zweiten Korreferat setzte sich J. Huffschmid (Universität Bremen) mit ei­
nigen Thesen der sowjetischen Referenten auseinander. Gegen die Einschät­
zung, die ökonomische Entwicklung in den USA sei bereits seit Mitte der 
fünfziger Jahre durch eine intensiv erweiterte Reproduktion im Sinne einer 
breiten Durchsetzung der neuen Technologien gekennzeichnet, führte er als 
Einwände u. a. die langfristig niedrigen Wachstumsraten und den ausgespro­
chen verschwenderischen Umgang mit Energieressourcen an. Er verwies auf 
gravierende Deformationen des US-amerikanischen Reproduktionstyps infol­
ge der ausgeprägten Militarisierung der US-Wirtschaft. 

Zweitens problematisierte Huffschmid die These vom Übergang zu einem 
neuen Reproduktionstyp in Westeuropa im Laufe der siebziger Jahre. Er hielt 
dagegen, daß die schnelle Entwicklung neuer technologischer Potentiale zu­
nächst noch wenig über ihre tatsächliche Nutzung aussage und betonte, daß 
der Anteil des „alten" Produktionsapparates auch heute noch hoch sei. Er 
vertrat dementsprechend die These, daß wir noch „am Anfang des Anfangs" 
bei der Durchsetzung der neuen Technologien stünden und folgerichtig von 
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einer weitreichenden Herausbildung eines neuen Typs ökonomischer Ent­
wicklung bislang noch nicht die Rede sein könne. 

Drittens verwies Huffschmid darauf, daß der wissenschaftlich-technische 
Fortschritt zwar eine wesentliche Grundlage, nicht jedoch die zentrale Deter­
minante der künftigen ökonomischen Entwicklung sei. Wesentlich hierfür sei 
vielmehr die konkrete Art der Verfügung und politischen Steuerung des Um­
bruchprozesses. Er hielt die breite, schnelle Durchsetzung eines neuen Repro­
duktionstyps für unwahrscheinlich und vertrat die Ansicht, daß die Etablie­
rung einer neuen Qualität der ökonomischen Reproduktion nur auf der 
Grundlage einer deutlichen Aufwertung etatistischer Steuerungsinstrumente 
denkbar sei. 

In der Diskussion zu diesem Themenblock, die hier nur begrenzt wiederge­
geben werden kann, spielte die Einschätzung des Standes und der Perspekti­
ven des Umbruchprozesses eine zentrale Rolle. 

J. Priewe (FH Darmstadt) wandte gegen die Referenten aus der UdSSR und 
der DDR ein, sie überschätzten das Tempo des technologischen Wandels. 
Auch er charakterisierte das Aufkommen und die Verbreitung der neuen 
Technologien als schrittweisen Übergang zu einer neuen Stufe der Produktiv­
kraftentwicklung. Priewe betonte jedoch, daß ein qualitativer Bruch, eine re­
volutionäre Umsetzung des neuen Produktivkrafttyps in der realen ökonomi­
schen Bewegung bislang nicht nachgewiesen werden könne. Er verwies dar­
auf, daß sich im langfristigen Entwicklungstrend der Kapitalproduktivität bis­
lang keine nennenswerten Brüche ausmachen ließen, und erklärte die Resta­
bilisierung der Profitrate im vergangenen Jahrzehnt im wesentlichen aus Um­
verteilungsprozessen und weniger aus einer Senkung der organischen Kapital­
zusammensetzung im Zuge der Einführung neuer technologischer Systeme 
und Anlagen. Schließlich vermerkte er, daß auch die krisenhafte Entwicklung 
der siebziger Jahre sich seines Erachtens nur marginal aus dem Auslaufen des 
alten Technik- und Reproduktionstyps erklären ließe. Ausschlaggebend hier­
für sei vielmehr die anhaltende Nachfrageschwäche gewesen. 

Auch Huffschmid warf das Problem der empirischen Belegbarkeit des Um­
bruchs auf. Ein Trendbruch sei bislang nur im Bereich der Energieintensität 
festzustellen; bei der langfristigen Entwicklung der Kennziffern Arbeits- und 
Kapitalproduktivität sowie Kapitalintensität überwiege hingegen auch weiter­
hin Kontinuität. 

H. Jung (IMSF) plädierte dafür, den Blick für Umbruch- und Anpassungs­
prozesse gerade dann zu schärfen, wenn sie nicht ohne weiteres über globale 
ökonomische Kennziffern empirisch zu erkennen seien. Eine solche enge öko­
nomische Betrachtung könne der Komplexität der Umbruchsituation nicht 
gerecht werden, die sich erst als Verzahnung von neuem Produktivkrafttyp, 
seinen Akkumulationswirkungen und neuen Formen der ökonomischen und 
sozialen Regulierung dieses Prozesses wirklich erfassen ließe. Ähnlich argu­
mentierte auch L. Maier (IPW), der sich dafür aussprach, den Umbruch im 
Produktivkraftsystem und neue Entwicklungen im System der staatsmonopo­
listischen Produktionsverhältnisse als engen Zusammenhang zu begreifen. 
J. Judanow verwies auf unterschiedliche Formen und Richtungen des techni-
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sehen Fortschritts im Sinne von neuen Technologien und Produkten und auf 
die z. T. gegenläufige Entwicklung in den drei imperialistischen Rivalitätszen­
tren. Ein wesentlicher Aspekt des Umbruchs ist heute auch die rasche Ent­
wicklung der Dienstleistungsfunktionen und -sphäre, die z. T. in engem Zu­
sammenhang mit den neuen Technologien steht ( M. Kohl, IPW). 

2. Wissenschaftlich-technischer Umbruch 
und Krise der staatsmonopolistischen Regulierung 

Damit war der Bogen zum zweiten Diskussionskomplex gespannt, in des­
sen Zentrum die Frage nach den Ursachen und Perspektiven der nunmehr be­
reits l 5jährigen Krisenperiode und die Auseinandersetzung um Veränderun­
gen und Anpassungsrichtungen im ökonomischen Regulierungsmechanismus 
standen. 

H.-J. Höhme (IPW) verwies in seinem einführenden Referat {,,Die Krise der 
staatsmonopolistischen Regulierung unter den Bedingungen der gegenwärti­
gen Etappe der wissenschaftlich-technischen Revolution") zunächst darauf, 
daß sich die gegenwärtige Krisenphase nicht monokausal erklären lasse, son­
dern durch eine Vielfalt konkreter Krisen- und Labilitätsprozesse gekenn­
zeichnet sei. Hierzu zählte er vor allem das Auslaufen struktureller, akkumu­
lationsfördernder Sonderfaktoren der Nachkriegszeit, die überzyklisch aufge­
staute Überakkumulation, das zyklusübergreifende Realisierungsproblem, 
den zunehmenden Wirkungsverlust der staatlichen Wirtschaftslenkung und 
die mit der Internationalisierung des Wirtschaftslebens zunehmende Interde­
pendenz nationaler und internationaler Krisenfaktoren, die ökonomischen 
Belastungen der Hochrüstung sowie das Auslaufen des alten Produktivkraft­
und Reproduktionstyps. 

Kernproblem all dieser Krisenprozesse sei eine akute Verschärfung des Re­
gulierungsproblems im staatsmonopolistischen Kapitalismus. Einerseits ver­
lange die auch nur zeitweilige Lösung bzw. Abschwächung der langfristigen 
Krisenfaktoren nach einer Umwälzung in den stofflichen und wertmäßigen 
Grundstrukturen des Reproduktionsprozesses, nach einer neuartigen qualita­
tiven Gliederung und quantitativen Proportionalität der gesellschaftlichen 
Gesamtproduktion, wenn das Kapital verwertungs- und akkumulationsfähig 
bleiben soll. Andererseits überfordere dies den Regulierungsmechanismus, 
der heute wesentlich durch das weitgehend unkontrollierte Agieren der inter­
nationalen Konzerne und flankierende wirtschaftspolitische Einflußnahmen 
imperialistischer Staaten bzw. internationaler Wirtschaftsorganisationen cha­
rakterisiert sei. Diese strukturelle Nichtentsprechung habe zu einer umfassen­
den Funktionsstörung und Blockierung des Regulierungsmechanismus ge­
führt und sei in eine akute Regulierungskrise gemündet. Ihre wichtigsten 
Symptome seien eine massive Überakkumulation von Kapital und eine zy­
klisch nicht mehr überwindbare Anhäufung einschneidender volkswirtschaft­
licher Disproportionen. 

In Reaktion auf die Entfaltung der Regulierungskrise komme es zu Anpas-
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sungen in den staatsmonopolistischen Produktionsverhältnissen und Repro­
duktionsstrukturen und damit zu Veränderungen im ökonomischen Regulie­
rungsmechanismus. Höhme nannte drei Hauptrichtungen, in denen sich dieser 
Anpassungsprozeß gegenwärtig entfaltet: erstens eine Zunahme internationa­
ler Regulierungs- und Koordinierungsaktivitäten, zweitens den Übergang zu 
einem neuen Typ der Produktivkraftentwicklung, drittens die Anpassung des 
Arbeitskräftepotentials an veränderte Verwertungsbedürfnisse (etwa über die 
Durchsetzung von Flexibilisierungsstrategien). Insgesamt schätzte er das aktu­
elle Anpassungsvermögen der staatsmonopolistischen Produktionsverhältnis­
se an veränderte Reproduktionserfordernisse als vergleichsweise gering ein. 
Die Herausbildung eines konsistenten neuen Regulierungstyps sei bisher 
nicht in Sicht, die Krise der staatsmonopolistischen Regulierung sei ein Pro­
zeß, der sich weit in die neunziger Jahre erstrecken dürfte. 

In seinem Korreferat ging J. Priewe ebenfalls den Ursachen der Krisenent­
wicklung seit Mitte der siebziger Jahre nach. Im Zentrum seiner Krisenerklä­
rung stand die anhaltende strukturelle Überakkumulation und Nachfrage­
schwäche, der seines Erachtens in erster Linie ein Strategiewechsel des Mono­
polkapitals zugrunde liegt: Der reale Fall der Profitrate sollte spätestens seit 
der Krise 1974/75 vor allem durch eine einschneidende Umverteilungspolitik 
zu Lasten der Löhne (und damit zu Lasten der Massenkaufkraft) aufgehalten 
werden. Parallel dazu wurde - als zweites Element der Kapitalstrategie - die 
weltmarktorientierte Modernisierung des Kapitalstocks auf der Basis der neu­
en Technologien forciert - ein Entwicklungstrend, der vor dem Hintergrund 
des arbeits- und kapitalsparenden Charakters der neuen Produktions- und 
Steuerungssysteme ebenfalls als produktionsbedingte Nachfrageschwäche zu 
Buche schlagen mußte und insgesamt wachstumshemmend gewirkt habe. 
Gleichwohl sei es den international agierenden Monopolen und Banken in 
den vergangenen zehn Jahren gelungen, auf der Grundlage dieses neuen Ak­
kumulationstyps mit geringen gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten eine 
erstaunlich günstige Kapitalrentabilität wiederherzustellen. 

Gegen den Begriff der Regulierungskrise wandte Priewe ein, er gehe von ei­
ner „objektivistischen Entwicklungslogik" in Richtung einer neuen Phase des 
Kapitalismus aus und vernachlässige damit die Möglichkeit unterschiedlicher 
Entwicklungsvarianten und Krisenüberwindungsstrategien. Insbesondere 
wandte er sich gegen die These, im Zuge der Regulierungskrise sei es zu einer 
deutlichen Aufwertung der internationalen Regulierung gekommen. Er warn­
te vor einer Überschätzung der internationalen Regulierungsintensität und 
-fähigkeit und fragte, ob nicht auch ein minimal regulierter internationaler 
Kapitalismus, der lediglich zu punktuellen Feuerwehr-Aktionen in der Lage 
sei, überlebensfähig sei. 

W. S. Pankow (IMEMO) ging in seinem Beitrag auf verschiedene Varianten 
staatlicher Regulierung ein und unterschied dabei eine neokonservative und 
eine dirigistisch-sozialreformistische Richtung. Er formulierte die These, daß 
die historische Tendenz einer ansteigenden Bedeutung staatlicher Interventio­
nen in den Reproduktionsprozeß mit dem Aufkommen neokonservativer 
Wirtschaftsdoktrinen und Deregulierungsmaßnahmen abgebremst worden 
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sei. Insbesondere im Bereich der Konjunkturpolitik sei der staatliche Einfluß 
in den letzten Jahren zurückgenommen worden, während er aller Marktwirt­
schaftspropaganda zum Trotz im Bereich der selektiven Strukturpolitik und 
der Förderung von Hochtechnologien auch unter konservativer Ägide an Be­
deutung gewonnen habe. 

Aus der Diskussion sollen hier zwei Probleme hervorgehoben werden: zum 
einen die Auseinandersetzung um die Internationalisierungsthese und zum an­
deren die Frage nach den Anpassungsleistungen des Regulierungssystems vor 
dem Hintergrund des wissenschaftlich-technischen Umbruchs. 

In einem längeren Beitrag faßte L. Maier (IPW) noch einmal die Kernge­
danken der These von der Internationalisierung als einer neuen Stufe des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus zusammen. Die Basis für die beschleu­
nigte Entwicklung des Internationalisierungsprozesses seit den siebziger Jah­
ren sah er in der Herausbildung einer neuen Qualität der internationalen Ar­
beitsteilung, deren Kern er als umfassende intraindustrielle Handelsverflech­
tung charakterisierte, und in der engen internationalen Produktions- und Ka­
pitalverflechtung, deren zentrale Träger die transnationalen Konzerne sind. 
Damit sei die Widerspruchsentfaltung des Kapitalismus endgültig in interna­
tionale Dimensionen hineingewachsen und mache sich als objektiver Zwang 
zu neuen Formen der internationalen Regulierung geltend. In Reaktion auf 
diese Widerspruchsentfaltung und unter dem Druck vielfältiger Krisenprozes­
se in der kapitalistischen Weltwirtschaft hätten sich, so Maier, in den letzten 
Jahren neue internationale Regulierungsansätze - wie etwa ein dichtes Netz 
internationaler Konsultationen und regelmäßige Wirtschaftsgipfeltreffen oder 
internationale Wirtschaftsorganisationen mit erweiterten Handlungskompe­
tenzen - herausgebildet. Die Sprengkraft für die weitere Entwicklung des in­
ternationalen Kapitalismus liege darin, daß diese neuen Formen der zwi­
schenstaatlichen Regulierung deutlich hinter dem erreichten Grad der Inter­
nationalisierung der privaten Kapitalbewegung zurückblieben. 

In direkter Anknüpfung unterstrich J. Goldberg (IMSF), daß intensive Be­
mühungen zur Begrenzung internationaler Krisenprozesse und Disproportio­
nen im zwischenstaatlichen Bereich zunähmen und es tatsächlich immer wie­
der gelänge, in Feuerwehr-Aktionen weltwirtschaftliche Katastrophen zu ver­
meiden. Andererseits sei die internationale Abstimmung und Koordinierung 
jedoch nicht in der Lage, die Ursachen der Krisenprozesse zu beseitigen und 
in die weltwirtschaftliche Entwicklung gestaltend einzugreifen. Vorherr­
schend seien Ad-hoc-Maßnahmen, um akutes Ausbrechen schwelender Kri­
senherde zu vermeiden. 

U. Do/ata (Universität Bremen) warf die Frage, über welche konkreten Re­
gulierungsformen sich der wissenschaftlich-technische Umbruch durchsetze, 
auf. Er nannte drei zentrale Grundmuster der Regulierung: Erstens privatmo­
nopolistisch dominierte Durchsetzungsformen des wissenschaftlich-techni­
schen Umbruchs etwa in der Automobilindustrie oder im Stahlbereich, die 
sich in großangelegten Modernisierungs- und Rationalisierungsprogrammen 
sowie in einer gezielten Diversifikationspolitik in High-Tech-Bereiche äußer­
ten. Zweitens Produktivkraftentwicklung in enger Koordination und Abstim-
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mung zwischen privaten Konzernen, Banken und staatlichen Gremien bzw. 
Unternehmen im Rahmen staatsmonopolistischer Komplexe (z.B. in der In­
formations- und Kommunikationstechnik oder in der Luft- und Raumfahrtin­
dustrie). Drittens wachsende Monopolisierung und staatsmonopolistische Re­
gulierung des Wissenschaftssystems über die Schaffung von Verbundsystemen 
zwischen Wissenschaft und Produktion, die Konzentration von Wissen­
schaftspotential bei führenden Konzernen und die Zunahme internationaler 
Forschungskooperationen. Dolata vertrat die Auffassung, daß das Schwerge­
wicht dieser Regulierungsformen im privatmonopolistischen Bereich liege, ei­
ne internationale staatsmonopolistische Kontrolle und Regulierung des wis­
senschaftlich-technischen Umbruchs hingegen nicht in Sicht sei. 

Abschließend ging H.-J. Höhme auf einige in der Diskussion aufgetretene 
Probleme ein. Er entgegnete zunächst auf Priewes Vorwurf einer „objektivisti­
schen Entwicklungslogik", daß es in der Tat objektive Anpassungszwänge des 
staatsmonopolistischen Regulierungssystems gebe. Dies schließe jedoch keine 
Entwicklungsautomatik in eine konkrete Anpassungsrichtung ein, sondern be­
inhalte durchaus die Möglichkeit unterschiedlicher Entwicklungsvarianten, 
etwa sozialreaktionär-privatmonopolistischer oder reformistischer Reaktio­
nen auf die Anpassungszwänge. Des weiteren unterstrich Höhme noch einmal 
die Auffassung, daß sich die deutlichsten Veränderungen im Regulierungsme­
chanismus auch im internationalen Bereich auf der privatmonopolistischen 
Ebene vollzogen hätten. Dem internationalen Wirken der Konzerne sei auf 
der staatlichen bzw. zwischenstaatlichen Ebene auch heute kaum etwas entge­
genzusetzen. Dies spräche für die voraussichtlich noch lange Dauer der ge­
genwärtigen Regulierungskrise. 

3. Neue Widersprüche und Konflikte in den Klassenbeziehungen 
und im staatlich-politischen System 

Der Frage nach aktuellen Widersprüchen und Konfliktfeldern in den Klas­
senbeziehungen, Veränderungen in der Struktur der Arbeiterklasse und neuen 
politischen Bewegungen und Konstellationen vor dem Hintergrund der Um­
bruchphase war der abschließende Diskussionsblock gewidmet. In den Refe­
raten und Diskussionen spielte insbesondere das Problem einer strategischen 
Neuorientierung gewerkschaftlicher Politik eine wichtige Rolle. 

In dem zu diesem Themenkomplex vom IMSF vorgelegten Material (Auto­
rengruppe: A. Leisewitz, K. Pickshaus, H. Jung, L. Peter [Universität Bremen], 
F. Deppe [Universität Marburg]) wurde zunächst im Rahmen einer Bestands­
aufnahme darauf verwiesen, daß unter den Bedingungen des wissenschaft­
lich-technischen Umbruchs und der durch ihn induzierten Strukturverände­
rungen im gesellschaftlichen Arbeitsprozeß eine tiefgreifende soziale Um­
strukturierung und N euformierung der Arbeiterklasse eingeleitet worden sei. 
Die Vergesellschaftung der Arbeit habe - trotz vieler Angleichungsprozesse -
nicht zu einer Nivellierung und Vereinheitlichung der sozialen Struktur der 
Arbeiterklasse geführt. Ihr spezifisches Merkmal sei im Gegenteil eine facet-
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tenreiche soziale Differenzierung und Segmentierung, wie sie sich etwa im 
Aufkommen hochqualifizierter Betriebseliten bei gleichzeitig zunehmender 
Arbeitszergliederung, Leistungsverdichtung und repetitiver Teilarbeit für ei­
nen wachsenden Teil der Beschäftigten äußere. 

Im zweiten Teil ging es um aktuelle Kapitalstrategien und Kampfbedingun­
gen der Gewerkschaften. Als zentraler Bestandteil einer langfristig angelegten 
Strategie zur intensiveren Nutzung der lebendigen Arbeit wurde das unterneh­
merische Konzept der Arbeitszeitflexibilisierung analysiert. Sein politischer 
Kern ziele auf die Entsolidarisierung und Spaltung der Belegschaften und da­
mit auf die Schwächung der betrieblichen Interessenvertretung. Als eine wei­
tere zentrale Orientierung des Kapitals wurden die Versuche, arbeitskampfsi­
chere Betriebe und Bereiche zu schaffen, herausgestellt. Überall dort, wo sich 
aufgrund von technologischen bzw. arbeitsorganisatorischen Entwicklungen 
die Störanfälligkeit der Produktion erhöht habe, versuchten die Unternehmen 
im Verein mit der konservativen Bundesregierung, die rechtlichen Rahmenbe­
dingungen für Streiks zu verschärfen. Damit würde der Druck auf die Ge­
werkschaften, Verhandlungskompromissen in Tarifauseinandersetzungen zu­
zustimmen, enorm verstärkt. 

Obwohl sich in der gewerkschaftlichen Rationalisierungs- und Technolo­
giepolitik in den vergangenen Jahren weitreichende Veränderungen vollzogen 
hätten und es in mehreren Gewerkschaften zu konkreten Aktions- und Hand­
lungsprogrammen auf diesem Gebiet gekommen sei, blieben die Handlungs­
potentiale und -spielräume der betrieblichen Interessenvertretung unter den 
gegebenen Kräftekonstellationen sehr begrenzt. Hinzu käme, daß in vielen 
Gewerkschaften auch heute noch eine verhältnismäßig bruchlose Akzeptanz 
der kapitalorientierten Modernisierungspolitik vorherrsche. Der Offensive 
des Neokonservatismus im politisch-staatlichen und ideologischen Bereich 
stünden die Gewerkschaften und die Arbeiterbewegung in vielen Ländern bis­
lang ohnmächtig gegenüber. Obwohl die konservativen Kräfte den Boden des 
bisherigen Klassenkompromisses verlassen hätten, seien sie in der Lage, mit 
ihrer gesellschaftlichen Programmatik auch in Teilen der Arbeiterklasse Kon­
sens zu mobilisieren. Insgesamt konstatierte die Autorengruppe für die Bun­
desrepublik nach wie vor eine beachtliche Breite und Stabilität der sozialen 
und politischen Basis der konservativen Modernisierungs- und Herrschaftsva­
riante. 

Gleichwohl dürfe die Formierung neuer politischer und sozialer Konflikt­
felder nicht übersehen werden. Die Autoren nannten als Beispiele die Mas­
senarbeitslosigkeit und das sich ausbreitende Massenelend, die wachsende 
Sensibilität für die Probleme der Dritten Welt, den Kampf gegen Hochrü­
stung und Militarisierung sowie die Umwelt- und Energieproblematik. Insbe­
sondere die letzten beiden Problemfelder hätten in den vergangenen Jahren 
neben der Massenarbeitslosigkeit und der Kriegsgefahr zentrale Bedeutung 
im öffentlichen Bewußtsein bekommen. Sowohl in der Ökologie- als auch in 
der Energieproblematik reflektiere sich der Charakter des technologischen 
Umbruchs und der wachsende Drang breiter Bevölkerungskreise, in politische 
Entscheidungsprozesse einzugreifen und sie zu demokratisieren. 
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In ihrem Korreferat ging M. Hernien (IPW) auf die charakteristischen Merk­
male des Umbruchs in der Arbeit und auf seine Auswirkungen auf die Klas­
senbeziehungen zwischen Kapital und Gewerkschaften ein. Den gegenwärti­
gen Umbruchprozeß in der Arbeit bezeichnete sie als einen Prozeß, der die 
prinzipielle Aufhebung der Unterordnung der Arbeitskraft unter das Maschi­
nensystem beinhalte. Integratives Wissen und individuelle Initiativen, Ein­
blicke in Systemzusammenhänge und Mitverantwortung der Belegschaften, 
kurzum die Entfaltung der produktiven und kreativen Kräfte der Arbeiter­
klasse würden zunehmend zu einer objektiven Notwendigkeit der Produktion. 
Dies stünde jedoch im Widerspruch zur Aufrechterhaltung kapitalistischer 
Mechanismen der Abhängigkeit und Disziplinierung. Das Kapital wird unter 
diesen Bedingungen, so Bemien, zu einem Kompromiß gezwungen: Autoritä­
re und konf rontative Züge der Betriebsorganisation müßten in zunehmendem 
Maße durch konsensuale, auf Mitverantwortung der Belegschaften ausgerich­
tete Züge ergänzt werden. 

Dieser Zwang zum Kompromiß, den das Kapital unter den Bedingungen 
des Umbruchs der Arbeit eingehen müsse, bedeute für die Gewerkschaften in 
der ständigen Konfrontation mit der Frage nach dem „konkret Machbaren" 
zugleich die Chance, vor Ort an der konkreten Gestaltung des technologi­
schen Umbruchs und der Arbeitsorganisation mitzuwirken. Forderungen 
nach Mitbestimmung schon in der Phase der Planung, Vetorechte der Ge­
werkschaften bei Einführung neuer Technologien seien unter den gegebenen 
Machtverhältnissen ebenso wie ihre Absicherung über tarifrechtliche Verträge 
kaum durchsetzbar. Wichtiger Ausgangspunkt gewerkschaftlicher Politik 
müßten daher die inneren, sich aus den Verwertungszwängen ergebenden Wi­
dersprüche sein (Zwang zur „Aufwertung der lebendigen Arbeit" vs. traditio­
nelle Arbeitsteilung, -organisation und Disziplinierungsmechanismen des Ka­
pitals). Insofern seien - bei deutlicher Betonung des antagonistischen Grund­
konflikts zwischen Lohnarbeit und Kapital - doch auch Ansatzpunkte für 
partielle Interessenübereinstimmungen zu sehen, die die Gewerkschaften aus­
schöpfen könnten. Das zeige sich zum Beispiel auch bei der Flexibilisierung 
der Arbeitsprozesse. Diese Konstellation schließe die Notwendigkeit ein, den 
Umbruch in der Arbeit nicht in erster Linie aus der Sicht der „Rationalisie­
rungsopf er" zu erklären; vielmehr müsse man sich vor allem jener Seite zu­
wenden, die die inneren Widersprüche vorantreibe, d. h. den Entwicklungs­
prozessen der Entfaltung kreativer schöpferischer, disponibler und qualifika­
torischer Komponenten der Arbeiterklasse und den sie tragenden Gruppen 
und Schichten. 

A. Zimajlo (IMEMO) wies im zweiten Korreferat auf Aspekte hin, die im 
Referat des IMSF nicht berücksichtigt worden waren. Zum einen sei dies die 
zunehmende Militarisierung der Wirtschaft, die sich nicht nur deformierend 
auf die Struktur des Arbeitsmarktes und des gesellschaftlichen Qualifikations­
potentials auswirke, sondern überdies mehr und mehr auch neue ökonomi­
sche Möglichkeiten zur Lösung sozialer Fragen absorbiere und untergrabe. 
Zum anderen sei dies die Internationalisierung der Produktion, die unter den 
Bedingungen des wissenschaftlich-technischen Umbruchs nicht nur zu einer 



Wissenschaft/ich-technische Revolution und SMK-Krise 401 

Internationalisierung, sondern auch zu einer Intensivierung der Ausbeutung 
geführt habe. 

Die Diskussion zur Vorlage des IMSF bezog sich in starkem Maße auf die 
Beurteilung aktueller politischer Grundprozesse und Fragen der Strategiebe­
stimmung der Arbeiterbewegung im Zusammenhang mit neuem Techniktyp 
und Umbruch in der Arbeit. H.-H. Angermüller (IPW) warnte vor einer Über­
schätzung der Stabilität und Dauerhaftigkeit der konservativen Herrschaftsva­
riante. Wichtige Faktoren anhaltender politischer Labilität auch vor dem Hin­
tergrund eines konservativ geprägten Konsensus seien die Unsicherheiten in 
der kapitalistischen Weltwirtschaft und die nach wie vor große Heterogenität 
in der konservativen Wählerbasis. 

Eine lebhafte Diskussion entwickelte sich im Zusammenhang mit dem Kor­
referat von M. Bernien. Dazu sprachen u. a. J. Hund (HWP Hamburg), U. 
Schumm-Garling (Universität Dortmund), W. Petschick (Red. ,,Nachrichten"), 
F. Deppe, K. Pickshaus, A. Leisewitz und W. Stürmann. Drei zentrale Gedanken 
dieser Beiträge sollen abschließend hervorgehoben werden: 

Zum einen wurde auf die Frage der Qualifikationsentwicklung im Zuge der 
Einführung neuer Technologien eingegangen. Dabei wurde betont, daß sich 
unter den Bedingungen der kapitalistischen Durchsetzung dieses Prozesses 
der Sektor im eigentlichen Sinne kreativer Arbeit quantitativ eher einschränke 
und die Zahl der Niedrigqualifizierten bzw. gänzlich aus dem Produktions­
prozeß Ausgeschlossenen zunehme. Dies schloß die Frage nach den Haupt­
adressaten eines alternativen Technologie- und Gestaltungskonzepts ein. 

Zweitens wurde zum Flexibilisierungsproblem darauf hingewiesen, daß die 
Flexibilisierungsstrategie des Kapitals im Kern auf eine Erweiterung der Ver­
fügbarkeit der Arbeitskräfte und - etwa über die Ausdehnung nichttariflicher 
Arbeitsverhältnisse und von Teilzeitarbeiten - auf eine massive Senkung des 
Wertes der Arbeitskraft hinauslaufe. Natürlich müsse dem ein Flexibilisie­
rungsbegriff der Arbeiterbewegung entgegengehalten werden; dieser Aexibili­
sierungsbegriff sei demjenigen der Unternehmer jedoch diametral entgegen­
gesetzt und böte wenig Spielraum für Klassenkompromisse und gemeinsame 
Gestaltungskonzepte. 

Mit Blick auf das Problem der Kompromißorientierung und -bereitschaft 
der Unternehmerverbände und des Monopolkapitals als Element der Regulie­
rung von Klassenbeziehungen wurde drittens unterstrichen, daß das keynesia­
nische Politikmodell einer Sozialpartnerschaft auf der Grundlage einer star­
ken Gewerkschaftsbewegung auf gegeben worden sei zugunsten eines konser­
vativen Modells, in dem starke Gewerkschaften keinen Platz haben. Unter 
diesen Bedingungen komme es besonders darauf an, autonome Handlungs­
spielräume der Arbeiterbewegung aufrechtzuerhalten und die Durchsetzungs­
bedingungen gewerkschaftlicher Gegenentwürfe auf den verschiedenen Poli­
tikfeldern durch Stärkung klassenorientierter Kräfte und Bewegungen zu ver­
bessern. 
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Die Marxsche These, daß, wenn „selbst gute Köpfe die Sache nicht ganz 
richtig begriffen" - hier seine Werttheorie in der Fassung von 1859 - ,,etwas 
Mangelhaftes an der ... Darstellung sein" (31 / 534)* müsse, blieb in der mar­
xistischen Orthodoxie bis heute durchweg unbeachtet; statt dessen tendierte 
man zu der Ansicht, daß Marx bei seinen wiederholten Bearbeitungen zu im­
mer präziseren Darstellungen des Wertphänomens gelangt sei. Diese Unter­
stellung führte folgerichtig dazu, daß sich die traditionelle Rezeption und Kri­
tik nahezu ausschließlich an den Text der zweiten, im 1. Kapitel historisierten, 
Ausgabe des Kapital gehalten hat. 

Die intensive Beschäftigung mit dem Rohentwurf seit Mitte der 60er Jahre 
führte bekanntlich zu der wohl erstmals von Helmut Reichelt angedeuteten 
Auffassung, daß das Verständnis der „einfachen Zirkulation" als „einfache 
Warenproduktion" durch den späten Engels als eine verhängnisvolle Fehlin­
terpretation zu beurteilen sei; man gelangte zu der Überzeugung, daß nicht 
bloß nach einem halben, sondern sogar nach einem ganzen Jahrhundert im 
Hinblick auf das erste Kapitel, aber auch auf die Methode generell, ,,keiner 
von den Marxisten Marx begriffen" hatte. 

Tatsächlich zeichnet sich die traditionelle Rezeption nicht bloß durch eine 
historistische Fehldeutung der „logischen Entwicklung" aus, sondern ebenso 
durch eine Reihe innermarxistischer Kontroversen über Grundbegriffe und 
vor allem über das Verhältnis von Wert- und Geldtheorie; so erwies sich die 
Orthodoxie als unzulänglich gerüstet, die grundbegriffliche, insbesondere 
werttheoretische Haltlosigkeit des geldtheoretischen Nominalismus, wie er im 
Anschluß an Hilferding und Varga auch heute noch vertreten wird, umfas­
send darzulegen. 

Die mangelhafte Verteidigung verweist auf eine mangelhafte Aneignung 
der Marxschen Texte durch die Orthodoxie. So mußte sich diese seitens eines 
nicht-marxistischen Interpreten die Feststellung gefallen lassen, daß die „dia­
lektische Entwicklung" des Austauschprozesses - ,,fast schon ein Paradigma 

* Zitate werden - wo nicht anders vermerkt - nach der Marx-Engels-Werkausgabe, Berlin/ 
DDR, (MEW) wiedergegeben: Die erste Zahl nennt den Band, die zweite die Seite. 
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von Dialektik" - ,,noch nicht einmal in Ansätzen"1 untersucht worden ist; tat­
sächlich klafft in den orthodoxen Lehrbüchern hinsichtlich des einschlägigen 
Textes, des 2. Kapitels, gähnende Leere, es wird schlicht übergangen; referiert 
werden Theoreme des 1. und 3. Kapitels, das 2. scheint nicht zu existieren: 
Orthodoxe Interpreten selektieren Marxsche Texte demnach kaum minder als 
revisionistische; Orthodoxie ist in der l 20jährigen Wirkungsgeschichte des 
Kapital hinsichtlich der Marxschen Wert- und Geldtheorie immer nur An­
spruch geblieben; so bleibt sie bis heute eine Antwort auf die Frage schuldig, 
was es mit den „dialektischen Sachen aus der Geldtheorie pp." (32 / 252) und 
generell mit dem Marxschen Versuch auf sich hat „at applying the dialectic 
method to Political Economy" (31 / 379). 

Wenn aber selbst Engels jene „dialektischen Sachen" wieder vergaß, die er, 
wie aus seinem Konspekt zum Kapital hervorgeht, zumindest ansatzweise be­
griffen haben mußte, so wird klar, daß die mangelhafte Aneignung und Ver­
teidigung durch die „guten Köpfe" auf „etwas Mangelhaftes an der Darstel­
lung" verweist.- nicht bloß in der ersten Darstellung der Werttheorie von 
1859, sondern auch in der letzten von 1872/73. 

Die mangelhafte Aneignung der Texte erschwerte aber nicht bloß die in­
nermarxistische Klärung der werttheoretischen Grundbegriffe, sie schwächte 
auch den offensiven Anspruch der Marxschen Theorie als einer „Kritik. der 
politischen Ökonomie": Nirgendwo ist gezeigt worden, inwiefern das 1. Kapi­
tel als eine Kritik „der" Werttheorien bürgerlicher Observanz konzipiert wor­
den ist: nicht bloß der klassischen, sondern auch der vulgärökonomischen, 
d.h. der subjektiven Werttheorie. Die Marxsche Theorie vermag ihren An­
spruch als Kritik „der" Ökonomie, also auch der heutigen, nur gerecht zu wer­
den, wenn sich zeigen läßt, daß schon die Form-Analyse der einfachen Zirku­
lation eine Kritik der neoklassischen und neoricardianischen Preistheorie im­
pliziert; ihre Bedeutung reduzierte sich sonst auf eine Kritik der vor-,,mo­
dernen" Werttheorie und Ökonomie überhaupt. Inwiefern ist nun aber in der 
Marxschen Werttheorie eine Kritik selbst jener Preistheorie vorweggenom­
men, die sich als „ wertbegriff sfreie" scheinbar apriori jeder werttheoretischen 
Thematisierung entzieht? Die orthodoxen Verteidiger halten auch hier keine 
überzeugende Antwort parat. Man wird daher folgern müssen: Entweder ist 
die Marxsche Theorie tatsächlich überfordert, diese kritische Leistung erbrin­
gen zu können; oder das kritische Potential ist vorhanden, aber der „Darstel­
lung" haftet auch hier „etwas Mangelhaftes" an; in dem einen wie in dem an­
dern Fall ist die Position der traditionellen Orthodoxie nicht mehr haltbar. 

Tatsächlich läßt sich ihr auch hier ein gewichtiges Versäumnis nachweisen; 
freilich ist nicht bloß in der orthodoxen, sondern in der traditionellen Rezep­
tion und Kritik überhaupt dies übersehen worden, daß die Marxsche Wert­
und Geldtheorie als eine „Kritik der ökonomischen Kategorien" (29 / 550) kon­
zipiert worden ist. Dem Unvermögen der Orthodoxie, die Werttheorie als eine 
Kritik der klassischen und subjektiven Werttheorie zu rezipieren, liegt ihre 
mangelnde Einsicht zugrunde, daß eine solche in der „Kritik der ökonomi-

1 Gerhard Göhler, Die Reduktion der Dialektik durch Marx, Stuttgart 1980, S. 87. 
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sehen Kategorien" zu fundieren ist. Werttheorie qua Kritik unterscheidet sich 
also prinzipiell von der bürgerlichen Werttheorie qua Preistheorie. Es müßte 
sich dann zeigen lassen, wie letztere in der ersteren „aufgehoben", nämlich in 
ihren unklaren Intentionen und unreflektierten „Voraussetzungen" über sich 
selbst aufgeklärt wird; allein so ließe sich der überzeugende Nachweis führen, 
daß sich die Marxsche Werttheorie immer schon im Rücken ihres Gegners be­
findet und ungeachtet alles „Mangelhaften an der Darstellung" eine Alterna­
tive gar nicht zur Diskussion stehen kann, vielmehr alle Bemühungen um eine 
solche, wie im Fall des Neoricardianismus, hinter das von Marx erreichte Ni­
veau der Problemstellung und Argumentation zurückfallen müssen. 

Voraussetzung für die volle Ausschöpfung des Marxschen Argumentations­
potentials im Kontext einer umfassenden Rekonstruktion - sie .ist nur als Re­
sultat einer kollektiven Anstrengung vorstellbar - ist die wissenschaftliche Di­
stanzierung der Marxschen Texte, die, wie Alexander N. J akowlew trefflich 
konstatierte, einer „Kanonisierung" unterlagen und eine „religiöse Ehrfurcht 
vor den Dogmen"2 auch die theoretische Entwicklung lähmte. Eine Rekon­
struktion fordert freilich zunächst einmal ein Auseinandernehmen der Texte, 
eine Destruktion der Theorie, bevor sie sich in neuer Form wieder zusammen­
setzen läßt; es versteht sich, daß mit der MEGA-Edition eine solche Arbeit 
auf die Tagesordnung gesetzt ist. 

In dem jüngsten Beitrag von Winfried Schwarz,3 der der „Diskussion um 
die ,Historisierung' der Wertformanalyse" gewidmet ist, akzeptiert der Autor 
eine meiner Grundthesen über den - wie ich formulierte - ,,esoterischen" Ge­
halt der Formanalyse, der durch die „exoterische" Historisierung in der 2. 
Ausgabe unkenntlich geworden ist; dabei suchte ich mit einer freilich proble­
matischen Formulierung den kritischen Gehalt der Marxschen Werttheorie 
als „Kritik prämonetärer Werttheorien" zu kennzeichnen: Eine wesentliche 
Konsequenz der ursprünglichen Fassung der Form-Analyse in der 1. Ausgabe 
des Kapital bestünde nämlich in dem, was ich das „Scheitern des prämonetä­
ren Austauschs" nannte; sofern nun der „prämonetäre" Produktentausch den 
bürgerlichen Naturaltauschmodellen als Paradigma bürgerlicher Wert- und 
Geldtheorie zugrundeliegt, ist mit dem Nachweis des „Scheiterns" dieses Aus­
tauschs jene Theorie formanalytisch destruiert; man könnte auch so formulie­
ren, daß in der Form-Analyse der „prämonetäre" Austausch sich als ein „prä­
valorer" enthüllt: die „prämonetären" Waren „stehn sich daher überhaupt 
nicht gegenüber als Waren, sondern nur als Produkte oder Gebrauchswerte" 
(23 / 10 l); die Konstruktion der bürgerlichen oder prämonetären Tauschtheo­
rie muß also scheitern. 

Es war aber nicht bloß zu zeigen, daß und wie die Wertform-Analyse unre­
flektierte Voraussetzungen der bürgerlichen Wert- und Geldtheorie aufdeckt 
und destruiert; meine 1979 verfaßte Arbeit wollte vielmehr ähnlich der fast 

2 Alexander N. Jakowlew, Interview mit der Neuen Gesellschaft/Frankfurter Hefte, ,,Die Dia­
lektik der Entwicklung wurde ersetzt durch religiöse Ehrfurcht vor den Dogmen .. , 34. Jg. 
1987, s. 400. 

3 W. Schwarz, Die Geldform in der 1. und 2. Auflage des „Kapital", in: M~rxistische Studien. 
Jahrbuch des IMSF 12, Frankfurt/M. 1987, S. 200-213. 



Rezeptionsmängel bei der Marxschen Form-Analyse 405 

gleichzeitig entstandenen Göhlerschen Untersuchung einen ersten Beitrag zur 
Klärung des 2. Kapitels leisten; es war daran zu erinnern, daß das Verständnis 
des 1. Abschnitts als ein „dialektisch Gegliedertes" (31 / 132) und damit gene­
rell der „dialektischen Entwicklungsmethode" (3 l / 313) des Kapital sich we­
sentlich in dem Versuch bewähren muß, den weißen Fleck der orthodoxen Re­
zeption, die Lücke zwischen dem 1. und dem 3. Kapitel füllen zu können. Tat­
sächlich weist das 1. Kapitel der 2. Ausgabe nicht mehr über sich hinaus; es er­
scheint als ein abgeschlossenes Ganzes; so können denn auch „Einführungen 
in das Kapital" geschrieben werden, die sich ausschließlich dem 1. Kapitel zu­
wenden, das in der 1. Ausgabe noch gar nicht als ein scheinbar separat ver­
ständliches Kapitel konzipiert worden war, sondern bloß als 1. Teil des über­
greifenden Kapitels „ Ware und ( !) Geld". Aus dem 1. Teil wurde in der 2. Aus­
gabe das 1. Kapitel „Die Ware" und aus dem 1. Kapitel der 1. Abschnitt „Ware 
und Geld" der 2. Ausgabe. 

Damit waren schon von der veränderten Gliederung her der Fehlinterpreta­
tion Tür und Tor geöffnet. Wie sehr hingegen von der ursprünglichen Gliede­
rung her ein adäquates, ein dialektisches Verständnis der Werttheorie nahege­
legt wurde, zeigt das 1867 verfaßte Engelssche Konspekt zum Kapital: jenem 
Stoff, der später den Inhalt des 1. Kapitels ausmachen sollte, gibt Engels ei­
genwillig die treffliche Überschrift „1. Ware an sich" ( 16 / 245). 

Hier wurde schon am Eingang der Marxschen Waren-Analyse gleichsam 
ein Warnzeichen aufgerichtet, den Inhalt des späteren 1. Kapitels keinesfalls 
als einen in sich abgeschlossenen mißzuverstehen: Vielmehr ist das, was bloß 
„an sich" existiert, ,,noch nicht gesetzt"; die bloß „an sich" seiende Ware ist 
eine unfertige, begrifflich unterbestimmte, die so nicht „wirklich" ist. Es wird 
klar, daß sie einer „Fortbestimmung" bedarf, also auch die Konstruktion ei­
nes „Austauschprozesses" solch „an sich" seiender, prämonetärer Waren Wi­
dersprüche implizieren, ,,scheitern" muß. Bloß an sich seiende Bestimmungen 
sind auch nicht im Bewußtsein der Tauschpartner; die „Substanz" des Werts 
ist folglich als „an sich oder bloß für uns" qua Analytiker existierende Bestim­
mung lediglich ein „immanentes Maß", das den Austauschenden nur in einer 
fortbestimmten, nämlich „verkehrten" Form bewußt wird. Es war ein Warn­
schild nicht allein gegen eine historizistische Fehlinterpretation errichtet wor­
den, sondern auch dagegen, das Kommensurabilitätsargument als ein subjek­
tives Raisonnement mißzuverstehen - man denke nur an die Fehlinterpreta­
tion Werner Beckers und anderer analytisch orientierter Marx-Kritiker. 

Der tiefere Grund dafür, daß das 1. Kapitel nicht mehr über sich hinaus­
weist und sich daher nicht mehr als Darstellung bloß „an sich oder für uns" 
seiender Bestimmungen der Ware zu erkennen gibt, besteht in der Ersetzung 
des Abschnitts „Form IV" (MEGA 11/5, S. 43) durch „D) Geldform" (23/84). 
Die „Form IV" ist eine paradoxe, nämlich sich selbst aufhebende Form: Die­
se Verallgemeinerung der Form II führt dazu, daß alle Waren „sich selbst von 
der gesellschaftlich gültigen Darstellung ihrer Werthgrößen" (MEGA, a. a. 0.) 
ausschließen; was kann dies anderes heißen als dies, daß - wie es auf der 3. 
Seite des 2. Kapitels auch der 2. Ausgabe heißen sollte - die Waren sich nicht 
mehr als solche, sondern bloß als „Produkte" gegenüberstehn. Mit der Til-
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~ung der paradoxen Form IV in der Zweitausgabe war der Anschluß dieser 
Überlegung des 2. Kapitels an die logische Konsequenz der Form-Analyse 
des 1. Kapitels, nämlich die Selbstaufbebung der prämonetären Wertform, 
uneinsichtig geworden. 

Will man nun den Versuch unternehmen, die von Göhler als „emphatische 
Dialektik" charakterisierte Darstellung der aporetischen Struktur des prämo­
netären „Austauschprozesses" zu rekonstruieren, damit die „dialektische Ent­
wicklungsmethode" des 1. Abschnitts, so hat man damit zu beginnen, sich zu­
nächst einmal über die Eigentümlichkeit des Beweisziels der Form-Analyse zu 
verständigen, sowie über den Kerngedanken der Beweisstruktur; nur von der 
Bestimmung des Beweisziels her läßt sich auch die umstrittene Frage diskutie­
ren, ob die Neufassung der Form-Analyse in der 2. Ausgabe als Verbesserung 
oder vielmehr als Vulgarisierung zu begreifen ist. 

Winfried Schwarz verneint nun meine These, daß mit der Vertauschung von 
,,Form IV" und „Geldform" sowie mit der Historisierung der Form-Entwick­
luqg Marx ein Mißgriff unterlaufen ist: das „Haupterkenntnisziel der Gelder­
klärung ... nämlich der innere notwendige Zusammenhang zwischen der Wa­
re und dem Geld", dieser „Kerngedanke" bliebe „dem Leser noch klar vermit­
telt"4 - eine erstaunliche Behauptung angesichts der wirkungsgeschichtlichen 
Tatsache, daß die Hilferding-Varga-Schule diesen Zusammenhang als akzi­
dentell begreift; erstaunlich auch hinsichtlich des Unvermögens der Orthodo­
xie, die „emphatische Dialektik" des 2. Kapitels herauszuarbeiten; erstaun­
lich schließlich im Hinblick darauf, daß die durch die Veränderung hervorge­
rufene Verwechslung von „an sich oder für uns" seienden Bestimmungen mit 
„gesetzten ", ,, wirklichen" nicht bloß die analytischen Fehlinterpretationen der 
Wert-Ableitung zu verantworten hat, sondern vermutlich auch das Vergessen 
dessen, was Engels als die „dialektischen Sachen aus der Geldtheorie pp." be­
zeichnet hatte, womit er zu jenem Zeitpunkt, also 1869, zumindest oberfläch­
lich vertraut gewesen sein mußte. 

Tatsächlich ist der Überarbeitung selbst die Charakterisierung des Zusam­
menhangs von Form und Substanz als „innerer notwendiger" (MEGA 11/5, S. 
43) zum Opfer gefallen, die in der traditionellen Rezeption denn auch niemals 
thematisiert worden ist. Es ist auch nicht eindeutig auszumachen, was die tra­
ditionelle Rezeption sachlich darunter verstanden hat; etwa das, was Engels 
als „Notwendigkeit der Geldbildung" begriffen wissen wollte, die dem „Phili­
ster auf historischem Wege" (31/303) vermittelt werden könne? Hierunter ver­
stand man allerdings immer nur höchst Triviales. Und welchem Beweiszweck 
sollte der Nachweis dieses Zusammenhangs dienen? Der Widerlegung des 
Proudhonismus? Dann vermöchte er heute bloß noch dogmengeschichtliches 
Interesse zu beanspruchen. Die Frage nach dem Beweisziel der Form-Analyse 
verlagert sich demnach auf die Frage nach dem Beweisziel und der Beweis­
struktur der Analyse des „notwendigen inneren Zusammenhangs". Man wird 
zugeben, daß in der 120jährigen Rezeptionsgeschichte des Kapital eine klä-

4 W. Schwarz, a.a.O., S. 212. 
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rende Diskussion hierüber ausgeblieben ist; und zwar selbst im Rahmen der 
innermarxistischen Nominalismus-Kontroverse. 

Mit der Formel vom nicht bloß notwendigen, sondern auch „inneren", also 
verborgenen Zusammenhang resümiert Marx in der l. Ausgabe den Ertrag der 
Wertform-Analyse - einer Untersuchung also, die, von der ansatzweisen The­
matisierung bei Rubin abgesehen, bekanntlich kaum Beachtung fand und 
erstmals Ende der 60er Jahre aufgegriffen wurde; doch selbst damals war 
m.W. von einer Verborgenheit des Zusammenhangs nirgendwo die Rede. Im 
Text der 1. Ausgabe heißt es aber, das „entscheidend Wichtige" sei gewesen, 
den Zusammenhang zwischen Form, Substanz und Größe des Werts „zu ent­
decken"; eine Entdeckung bezieht sich aber immer nur auf etwas Verborge­
nes. Dies wird noch deutlicher, wenn man bedenkt, daß das „entscheidend 
Wichtige" (!!) dem Beweis gleichgesetzt wird, daß „die Wertform aus dem 
Wertbegriff entspringt". s 

Wird man nun behaupten wollen, daß dies so formulierte Beweisziel der 
Form-Analyse „auch" in der 2. Ausgabe „dem Leser noch klar vermittelt" 
worden ist? Dies gilt nicht einmal für die 1. Ausgabe, denn es blieb völlig un­
klar, wogegen der Beweis gerichtet war, welche Autoren und Positionen attak­
kiert werden sollten; warum dies „Entspringen" etwas „entscheidend Wichti­
ges" darstellt, und zwar auch jenseits der Polemik gegen die heute obsolete 
Programmatik des Proudhonismus - all dies schien die traditionelle Rezep­
tion wenig zu kümmern. 

Man findet nämlich eine parallele Formulierung auch in der 2. Ausgabe: 
„Unsere Analyse bewies, daß die Wertform oder der Wertausdruck der Ware 
aus der Natur des Warenwerts entspringt, ... " (23/75). Ist nun etwa hier und 
in der Fortsetzung des Satzes die Quintessenz der Wertform-Analyse klar ver­
mittelt worden? Man wird vielmehr bezweifeln, ob dem Kundigen sogleich 
das „entscheidend Wichtige" einfällt, würde man ihn auffordern, die Bedeu­
tung dieser die Form-Analyse resümierenden These zu entwickeln, also den 
Satz sinngemäß fortzusetzen und zu aktualisieren. Und doch wird hier die An­
ti-These zur Marxschen Wertform-Theorie vorgestellt: ,, ... nicht umgekehrt 
Wert und Wertgröße aus ihrer Ausdrucksweise als Tauschwert. Dies ist je­
doch der Wahn der Merkantilisten ... wie Ganilh usw., als auch ihrer Antipo­
den ... wie Bastiat ... Die Merkantilisten legen das Hauptgewicht ... auf die 
Äquivalentform ... , die Freihandelshausierer ... auf die relative Wertform. 
Für sie existiert folglich weder Wert noch Wertgröße der Ware außer in dem 
... Austauschverhältnis" (23/75). 

Es wird klar, daß die Form-Analyse sich gegen eine bestimmte Verkehrung 
von Wertform und Wertbegriff wendet, in der die Wertform - ein „Entsprun­
genes", also Abgeleitetes und Sekundäres - sich als ihr Gegenteil, als ein Un­
mittelbares und Primäres darstellt; diese „Verkehrung" soll sich objektiv voll­
ziehen und der mit ihr gesetzte „notwendige Schein" das Bewußtsein der Vul-

5 Erster Abschnitt der Erstausgabe des Kapital; wiederabgedruckt in: Karl Marx/Friedrich En­
gels, Studienausgabe, hrsg. von I. Fetscher, Frankfurt 1966, II. Bd., S. 240. Siehe auch MEGA 
Il/5, s. 43. 
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gärökonomie determinieren. Daß sich die Marxsche Kritik verallgemeinern 
und aktualisieren läßt, zeigt der letzte Satz mit seiner zusammenfassenden 
Charakterisierung der Anti-These: Der Wert der Ware ist relativer Wert. Ga­
nilh und Bastiat etc. sind Anti-Ricardianer und Verfechter einer subjektiven 
Werttheorie, die sich damals wie heute durch jene Anti-Thesis zur Marxschen 
Form-Analyse charakterisieren läßt; hierbei ist es gleichgültig, ob es sich um 
eine ihrer primitiven Fassungen handelt oder um die hochformalisierte mo­
derner Gleichgewichtsökonomie. 

Marx hat die anti-thetische Position vor allem auch dort im Auge, wo er 
Ökonomen vorwerfen kann, daß sie „Wert und Wertform verwechseln" 
(23/64); etwa Samuel Bailey. So findet sich denn auch die klarste Erläuterung 
der allein wertform-analytisch faßbaren Voraussetzungen der subjektiven 
oder auch wertbegriffsfreien Ökonomie in der Marxschen Bailey-Kritik: ,,Bai­
ley ... schließt ... : Der Wertbegriff wird nur gebildet - daher der Wert aus 
bloß quantitativem Verhältnis ... in etwas von diesem Verhältnis Unabhängi­
ges verwandelt ... , weil außer den Waren Geld existiert ... Bei Bailey ist es 
nicht die Bestimmung des Produkts als Wert, das zur Geldbildung treibt ... , 
sondern es ist das Dasein des Geldes, das zur Fiktion des Wertbegriffs treibt 
... " (26.3/143). 

Diese Passage charakterisiert keineswegs bloß einen Autor des 19. Jahrhun­
derts, der dem modernen Ökonomen kaum noch dem Namen nach geläufig 
ist, sondern den Standpunkt der „modernen" Ökonomie überhaupt, insbeson­
dere die „ wertbegriff sf reie", also neoricardianische: Am logischen Anfang 
steht das Geld, genauer der sog. numeraire, seine 1. Funktion; schon in dieser 
„Funktion" gerät es zum „Fetisch", sofern die „moderne" Ökonomie es den 
„Dienst" verrichten läßt, das Ungleiche gleich zu machen, also Produkte in 
Waren, d. h. Natürliches in Gesellschaftliches zu verwandeln. Es fungiert 
demnach als Konstituens abstrakter Wertgegenständlichkeit: die inhomogenen 
Gebrauchswerte stellen sich jetzt dar als „Wertmassen", ,,Wertquanta", 
„Wertmengen", ,,Wertvolumina" - von Menschen produzierte „Sachen außer 
dem Menschen", d.h. ,,Fetische". 

Spricht Marx von der Wertform, näher der Geldform, daß „der Menschen­
geist sie seit mehr als 2000 Jahren vergeblich zu ergründen gesucht (hat)" 
(23/12), so hat er hierbei Geld in genau dieser mysteriösen Funktion oder 
,,verrückten Form" (23/90) im Auge: ,,Das Geld macht, einem Maße gleich, 
... die Dinge kommensurabel", zitiert Marx Aristoteles, und ähnlich steht es 
denn 2200 Jahre später in jedem Lehrbuch „moderner" akademischer Ökono­
mie. Marx gesteht zu, daß der objektive „Schein" des Zirkulationsprozesses ei­
ne solche „Verrücktheit" vorspiegelt; es ist wiederum auch „bloßer" Schein, 
daß solcherlei geschieht: Es „ist bloßer Schein des Zirkulationsprozesses als 
ob das Geld die Waren kommensurabel mache. Es ist vielmehr nur die Kom­
mensurabilität der Waren ... , die das Gold zu Geld macht" (13/52). Die Prio­
rität der Ware gegenüber dem Geld bedeutet also die Priorität der den Waren 
qua überindividueller Arbeitszeit eigentümlichen Kommensurabilität, die frei­
lich nur „an sich oder für uns" als Analytiker gegeben ist. Jener „Schein" be­
wirkt, daß der wahre Sachverhalt den Austauschenden „ verkehrt" erscheint; 
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ihnen sind quasi-apriorisch die inkommensurablen Produkte in Preisform, al­
so in einer monetären Form vorgegeben. Das Untersuchungsobjekt der Marx­
sehen Werttheorie sind also nicht wie in der bürgerlichen Tauschhandlungen 
und intentionale Akte der Gleichsetzung, sondern das je schon gleichgesetzte, 
nämlich in monetärer Form sich präsentierende Tauschobjekt; das Untersu­
chungsziel ist die Klärung der „Genesis" dieses Objekts, seiner quasi-aprio­
risch gegebenen, nämlich monetären Kommensurabilität oder der Daseins­
weise der Gebrauchswerte als „Mengen", ,,Massen", ,,Volumina" etc. von 
Wert. 

Dieser mehrdeutige Begriff meint hier „ wirtschaftliche Dimension" der Din­
ge, das also, was die Qualität der beständig vom Ökonomen berechneten 
Quantitäten ausmacht; auf gefordert, die Qualität dieser Quantitäten zu be­
stimmen, muß der Neoricardianer oder Neoklassiker sich paradoxer Prädika­
te bedienen, die nicht bloß metaphysischer Herkunft sind, sondern das zu be­
schreibende Substrat negieren; spricht er doch von den ökonomischen Grö­
ßen als „abstrakten", ,,reinen", ,,ideellen", ,,idealen" - kurzum „qualitäts lo­
sen" Größen; solcherlei Größen sind Pseudo-Größen und der immer wieder 
erhobene Vorwurf, die akademische Ökonomie habe sich zu einer „mathema­
tizistischen Pseudowissenschaft" entwickelt, ist letztlich hierin gegründet. 

Wert als Inbegriff ökonomischer, genauer makroökonomischer Quantität 
wird „abstrakter Wert" genannt; da er sich weder auf die im Kontext schul­
ö}conomischer Begrifflichkeit allein legitimierbaren Kategorien Gebrauchs­
wert und Tauschwert reduzieren läßt, ist der „abstrakte Wert" das Mysterium 
neoklassischer oder neoricardianischer Ökonomie. Subjektive Werttheorie er­
weist sich als hoffnungslos überfordert, die Objektivität, d.h. aber die „Gegen­
ständlichkeit" des „abstrakten Werts" auch nur zu thematisieren, geschweige 
denn abzuleiten; wie der Sprachphilosoph das Medium seiner Existenz, die 
Sprache, immer schon voraussetzen muß, so der subjektive Werttheoretiker 
den „abstrakten Wert". Die Geld-,,Mengen" der Ökonomie sind Mengen ab­
strakten Werts, doch der Schulökonom sieht sich außerstande, die Mengen­
haftigkeit der ökonomischen Mengen, ihre Seinsweise und Genesis zu hinter­
fragen; da sie als umlaufende Geldmengen ihre abstrakte Natur behaupten, 
nämlich sinnlicher Wahrnehmung sich entziehen, andererseits nicht bloß im 
je individuellen Bewußtsein existieren können - bekanntlich wird ihnen eine 
Eigengesetzlichkeit zugeschrieben - muß es sich um existierende Abstrakta 
handeln oder eben um „reelle Mystifikation( en)" ( 13/35), von Marx auch als 
,,Verkehrung(en)" (ebd.) gekennzeichnet. 

Der „abstrakte Wert" tritt in der akademischen Ökonomie stets in zwei Ge­
stalten auf: als das „ Wertvolumen" sowohl der Ware wie des Geldes; in der 
Gestalt des letzteren gewinnt der „abstrakte Wert" noch einen zweiten Cha­
rakter, er gilt als „absoluter", nämlich vom Dasein der Waren losgelöster, ,,ver­
selbständigter" Wert oder befindet sich in „absoluter Wertform" (24/313). Bis 
in die 50er Jahre hinein war sich ein erheblicher Teil der deutschen Ökonomie 
der „Rätsel" von Wert und Geld durchaus bewußt; im Anschluß an Knapp 
und Gottl tendierte die bürgerliche Ökonomie immer mehr dazu, ihn als ein 
„Apriori" auszugeben. Georg Simmel wurde sich während der Ausarbeitung 



410 Hans-Georg Backhaus 

seiner Philosophie des Geldes bewußt, daß hier „das Allerelementarste bisher 
unüberwundene Schwierigkeiten"6 bereitet und das Nachdenken auf einen 
„toten Punkt" gelangt; er durchschlägt den gordischen Knoten eines ganzen 
Nests aufgezeigter Aporien, indem er kurzerhand den Wert als ein rationell 
unableitbares „ Urphänomen 1 ·: als ein metaphysisch Erstes behandelt wissen 
will; die Möglichkeit von subjektiver Wertlehre als Wissenschaft ist damit im 
Grunde negiert. 

Da die Einsichten Simmels und der deutschen Ökonomie der 20er Jahre 
von der heutigen niemals widerlegt, sondern nur verdrängt worden sind, 
kommt als Alternative zum verschwiegenen Agnostizismus der akademischen 
Wert- und Geldtheorie allein die Marxsche Form-Analyse in Betracht; liegt 
doch schon ihr die erst wieder von Simmel und Gottl thematisierte Problema­
tik zugrunde, daß das Verhältnis von Ware und Geld ein mysteriöses „Ver­
hältnis der Dinge unter sich" (26.3/127) darstellt, dessen Glieder sich wech­
selseitig voraussetzen und negieren - somit nicht als Dinge, sondern bloß als 
,,Momente" eines Zusammenhangs gelten, den Gottl treffend als „ wirtschaft­
lichen Zirkel" beschrieben hat. Dinge existieren hier auch als soziale, und es 
muß also darauf ankommen, das „Füreinanderdasein" der Dinge, d. h. ihre so­
ziale „Form·: als Resultat einer „Verkehrung" zu begreifen, weil „jedes, selbst 
das einfachste Element, wie z.B. die Ware, schon eine Verkehrung" 
(26.3/498), nämlich „Träger" von abstraktem Wert ist. 

Daß die Schulökonomie in einem unendlichen Regreß ein Wertding auf ein 
anderes zurückführt und schließlich auf ein „Urphänomen" oder „Apriori" 
verwiesen ist, diese Einsicht ist keineswegs erst von Simmel gewonnen wor­
den, sondern liegt schon der Marxschen Form-Analyse zugrunde. So wirft 
Marx Ricardo vor, daß dieser in die „Flachheit der Vulgärökonomie (fällt), 
die den Wert einer Ware ... voraussetzt, um dadurch hinterher den Wert der 
andren Waren zu bestimmen." (23/94); in Gestalt des Geldes oder zumindest 
des numeraire ist der „abstrakte" und „absolute" Wert qua „Urphänomen" 
auch in die sog. moderne Ökonomie eingegangen, die inclusive des Neoricar­
dianismus als formalisierte Vulgärökonomie zu charakterisieren ist. 

Der numeraire soll die natürlichen Sachen oder inhomogenen Gebrauchs­
werte als „gesellschaftliche Dinge" oder „Wertdinge", d. h. als Daseinsweisen 
abstrakter „Wertvolumina" konstituieren, womit das Problem des Werts doch 
lediglich auf den numeraire selbst verlagert worden ist. Schumpeter zufolge 
ist James Steuart die „Entdeckung" jenes für Walras und Sraffa unentbehrli­
chen Instruments zuzuschreiben; die Marxsche Kritik hieran destruiert also 
einen Grundpfeiler sog. moderner Ökonomie. In dieser oder jener Variante 
impliziert nämlich die Lehre vom numeraire oder von der „idealen Maßeinheit 
des Geldes" (13/59) die absurde Behauptung, daß unter dem Namen DM, 
Dollar etc. Geld „ideale Wertatome" (13/60) darstellt, also jede gegen es ein­
getauschte Ware solcherlei Atome „einsaugt oder abgibt" (13/66). Als Dar-

6 Brief Simmels an Heinrich Rickert, in: Buch des Dankes an Georg Simmel, hrsg. v. K. Gas­
sen, Westberlin 1958, S. 96. 

7 G. Simmel, Philosophie des Geldes, 7. Aufl., Westberlin 1977, S. 6. 
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stellung von Geld, d. h. als „Wertquantum" oder „Wertmasse" etc. ist so jede 
Ware Daseinsweise einer „Masse", ,,Menge" etc. von „idealen Wertatomen" 
genannt DM, Dollar etc., kurzum ein „Fetisch". 

Insistiert man darauf, daß die ökonomischen Quantitäten wie jede Quanti­
tät eine Qualität ausdrücken, immer Quantität von etwas sind, so kommt der 
Walrasianer oder Sraffaianer nicht an der absurden Konsequenz vorbei, daß 
das, was er tagtäglich berechnet, Massen von „idealen Wertatomen" sind -
eben seine „reinen", ,,idealen" etc. Größen. 

Es hieße nun den Sinn der Marxschen Form-Analyse gänzlich mißverste­
hen, wollte man die damit implizierte Kritik der Ökonomie als eine Persiflage 
begreifen; dieser liegt vielmehr eine Kritik der Kategorien dergestalt zugrun­
de, daß die „Verkehrungen" als Ausdruck einer „wirklichen Verkehrung" 
(26.3/ 445) begriffen werden müssen; hinzu tritt; daß sie sich „im Bewußtsein 
sehr verkehrt" (26.3/ 163) widerspiegeln; doch vor allem geht es um den 
Nachweis, daß sich „notwendig ... der Wert ... zu dieser begriffslos sachli­
chen ... Form fortentwickle." (23/ 116) 

Stellt man das Problem des Modellbegriffs numeraire einmal zurück, so 
bleibt das Problem des Geldes als „abstrakte Recheneinheit"; wie jede Maß­
zahl bezeichnen auch DM, Dollar etc. eine Dimension, die die Unterscheidung 
der verschiedenen Quantitätsträger ermöglichen soll; die Formeln der Real­
wissenschaft „enthalten nie reine, sondern immer benannte Zahlen; ihr empi­
rischer Charakter hängt gerade davon ab, daß sie für einen bestimmten Phä­
nomenbereich gelten und für einen anderen nicht". Wollte man dies leugnen, 
so käme das etwa im Fall der Physik ihrer „Auflösung in Mathematik 
gleich".8 Demselben Dilemma sieht sich aber die „moderne" Ökonomie aus­
gesetzt. Da der Sraffaianer die „unquantitativen Grundbedeutungen der Sym­
bole" nicht zu bestimmen vermag, so berechnet er tatsächlich eine „Quantität 
von nichts, ein inhaltloses Größenverhältnis ohne Realität"9 - Ökonomie löst 
sich in Mathematik auf; der Neoricardianismus vermag seinen realwissen­
schaftlichen Anspruch nicht mehr länger aufrechtzuerhalten, sondern ent­
puppt sich als eine potenzierte Form des Modellplatonismus. 

Will er aber nun beginnen, die „abstrakte Recheneinheit" als das zu charak­
terisieren, was sie ist, nämlich als eine „ Wert'~Einheit, so gerät er nur in eine 
andere Verlegenheit: Da ein relativer Wert (Preis) hier nicht in Frage kommt, 
vermag er unmöglich zu bestimmen, was in dieser Wortzusammensetzung 
,, Wert" bedeuten könnte. Gleiches gilt für den subjektivistischen Allokations­
ökonomen. In ihrer Summierung heben sich nämlich Relationen, folglich 
auch relative Werte wechselseitig auf - eine Schwierigkeit, die dazu führt, daß 
beide Schulen der „modernen" Ökonomie Begriffe wie Sozialprodukt und 
Wertschöpfung nur als Fiktionen gelten lassen können; das Problem der 
,,Substrate" oder „Dimensionen, in denen sich eine Quantitätsbestimmung be­
wegt", läßt jedoch eine solche Ausflucht nicht mehr zu: Die „Dimension" 
ökonomische Größe qua „Dimension" Wert setzt die Existenz von realen so-

8 H. Schnädelbach, Erfahrung, Begründung und Reflexion, Frankfurt 1971, S. 92. 
9 N. Hartmann, Philosophie der Natur, Westberlin 1980, S. 21. 
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wie homogenen und damit addierbaren Wertgrößen voraus, somit den Wert 
als „abstrakten" und „absoluten". Würde sich die Schulökonomie zu dem 
Eingeständnis durchringen, daß sie es in Gestalt der „ Werteinheit" Geld mit 
einem abstrakten und absoluten Wert zu tun hat, so bliebe ihr keine andere 
Wahl, als diesen metaphysisch zu deuten: als Urphänomen - womit sich Öko­
nomie als „exakte" Disziplin auf geben und einer irrationalistischen Metaphy­
sik etwa Simmelscher Provenienz ausliefern müßte. 

Die einzig denkbare Alternative bietet die Marxsche Theorie des Fetischis­
mus: Die obskure Größe „abstrakter" und „absoluter" Wert existiert, freilich 
nur als objektiver, als „gegenständlicher Schein" (23/97). Der „Mystizismus" 
der Warenwelt, das als „Rätsel des Geldfetischs" sichtbar gewordene „Rätsel 
des Warenfetischs", besteht genau darin, daß sich der Wert notwendig zu ei­
ner „begriffslosen Form" fortentwickelt und der Schulökonom de facto „Mas­
sen", ,,Volumina" etc. von „idealen Wertatomen" berechnet; er weiß es nicht, 
aber er tut es. Konstatiert Marx einen „Fetischismus" selbst der „klassischen 
Ökonomie", so hat dieser genau hier seinen Ursprung; es gehört für Marx zur 
Definition „der" Ökonomie, daß sie kritiklos mit „Fetischen" operiert, fort­
während rationelle und irrationelle Formen von Preis und Wert kontaminiert, 
statt ihrer Verwendung eine „Kritik der Kategorien" vorauszuschicken. 

Will man sich nicht damit abfinden, den Wert als Urphänomen oder Aprio­
ri hinzunehmen, muß es daher auf das ankommen, was Marx im Unterschied 
zur traditionellen Werttheorie „Genesis der Werte" nennt - eine Genesis aus 
einer nicht-valoren Struktur: Es darf der Grund „der Werte nicht selbst wie­
der ... Wert sein ... vielmehr etwas, was den Wert konstituiert", also „außer der 
Kategorie des Werts stehn muß" (26.3/154 f.). 

Marx entdeckte mit der abstrakten „ Wertgegenständlichkeit" eine Realität 
sui generis; der Aufweis ihres Charakters als „gegenständlicher Schein" for­
derte die Ausarbeitung einer Theorie, die mit der traditionellen Werttheorie 
qua Tausch-Handlungstheorie nichts mehr gemein hat, sondern als eine qua­
si-ontologische oder besser Konstitutionstheorie des Werts charakterisiert wer­
den muß. Tauschtheorie bewegt sich immer schon im Medium des Werts, be­
handelt ihn als Apriori, die Analyse seiner „Genesis" fragt hingegen, ,,was 
den Wert konstituiert", sucht also nach seinem Konstituens. 

Die Marxsche „Genesis" ist demnach eine „logische Entwicklung", würde 
somit als „historische" gänzlich mißverstanden. Das schwerwiegendere Miß­
verständnis freilich ist das „ökonomistische" (13/42): Hier wird der „Wert" 
einseitig als Bestimmungsgrund der Preise verstanden und die „Genesis" als 
Modell; die Verwandlung des natürlichen Produkts in das soziale Wertding 
,,versteht sich von selbst". 

,,Genesis des Werts" und „Genesis (der) Geldform" (23/62) sind identisch, 
da der Wert eben notwendig zu seiner „begriffslosen Form" sich fortentwik­
keln muß: Hier erscheint er dann jedermann, also dem scheinbar „ wertbe­
griff sf rei" konstruierenden Neoricardianer ebenso als „abstrakter" und „abso­
luter" wie dem subjektiven Werttheoretiker; sie leugnen ihn in seiner Gestalt 
als Ware und hypostasieren ihn in seiner Gestalt als Geld und Kapital. Ge­
lingt es also, seinen logischen „Ursprung aus der Ware" (13/49) nachzuweisen, 
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das Geld nämlich als „zweite" oder „ verwandelte Form" der Ware zu dechif­
frieren, so ist nicht bloß das „Fundamentalgesetz" (42/681) der Banking­
Theorie formanalytisch begründet, sondern auch der „absolute Wert" Ricar­
dos, d. h. die Arbeitswerttheorie - man wollte denn leugnen, daß Geld exi­
stiert. Dies, sowie die hiermit gesetzte Kritik des Fetischismus, der der subjek­
tiven Wertlehre und dem Neoricardianismus notwendig korreliert, schließlich 
die Begründung des Unterschieds von rationellen und irrationellen Formen 
von Wert und Preis sind die Beweisziele der Form-Analyse. 

Resümiert man nun ihre Beweisstruktur, so hat man zunächst einmal die 
von Marx auf gewiesene Aporetik der bürgerlichen Theorie zu nennen - der er­
ste Schritt jeder „dialektischen Entwicklungsmethode"; der eigentliche Be­
weis besteht nun darin, die „Unmittelbarkeit" des Werts als Geld, das schein­
bar Erste, als Resultat einer „ vermittelnden Bewegung" aufzuzeigen, die in 
ihm „ verschwindet" (23/ 107); diese wiederum ist aus „dem Widerspruch des 
Werts und seinem Dasein in einer besonderen Ware" zu entfalten. 

Es scheint nun, daß 1867 Engels diese „dialektischen Sachen" zumindest 
ansatzweise verstanden hat; heißt es doch im Konspekt nicht bloß, daß am 
Anfang der Analyse die Ware als „ Ware an sich" zu begreifen ist, sondern in 
konsequenter Fortsetzung dieser These, daß erst als Geld „die Ware vollstän­
dig Ware" (16/246) ist. 

Dieser Kerngedanke einer keineswegs „reduzierten", sondern „emphati­
schen Dialektik" findet sich aber auch noch in der 2. Ausgabe des Kapital: es 
,,projektieren sich ... alle Wertformen der Ware als Formen des Geldes" 
(23/634). Derselbe Gedanke wird aber auch als Kern der Beweisstruktur der 
ersten Darstellung herausgestellt: die „allgemeinen Charaktere des Werts ... 
sind dieselben, die später ( ! !) im Geld erscheinen ( ! !)" ( 13/315). Und im er­
sten Entwurf von 1857 heißt es kurz und bündig: ,,alle Eigenschaften, die als 
besondere Eigenschaften des Geldes auf gezählt werden, sind Eigenschaften 
der Ware als Tauschwert" (42/77). Mehr noch, dieser Gedanke, der die Pro­
blematik der „Verkehrung" einschließt, ist keimhaft schon in den Mill-Ex­
zerpten von 1844 enthalten: Marx sieht eine „ Umkehrung des ursprünglichen 
Verhältnisses" von Waren und Geld darin, daß die ersteren Wert nur insofern 
besitzen, als sie Geld „repräsentieren" (Erg. Bd. I, 446). 

Wenn Marx in der 2. Ausgabe des Kapital ferner daran festgehalten hat, 
daß der „Austauschprozeß der Waren widersprechende ... Beziehungen ein­
schließt", ,,Widersprüche" (23/118), so wird deutlich, daß er auch dort die 
Konzeption des 1. Abschnitts „ Ware und Geld" - in der 1. Ausgabe das 1. Ka­
pitel - als ein „dialektisch Gegliedertes" nicht aufgegeben haben kann. Dies 
bedeutet aber, daß der sog. ,,Austauschprozeß" des 2. Kapitels gar nichts an­
deres ist als die form-unterbestimmte „Zirkulation" des 3. Kapitels, die jene 
„ Widersprüche" des Austauschprozesses zu „lösen" hat, der als prämonetärer 
,,scheitern" muß. Erst die Formen der Zirkulation sind die „ wirklichen Bewe­
gungsformen des Austauschprozesses" (23/119). 

Auch hier ist ein theorie-kritisches Moment mitgesetzt. Es kennzeichnet 
nämlich die bürgerliche Tauschtheorie, daß sie am unmittelbaren „ Tausch­
handel als adäquate Form des Austauschprozesses der Waren fest(hält)" 
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(13/36), während es sich hierbei nur um seine „naturwüchsige Form" (13/35) 
handeln kann. 

Im zweiten Entwurf von 1861/63 wird der „Austauschprozeß" ausdrücklich 
von seinen „Formen" unterschieden: es ist die Rede von der „besondre(n) 
Form des Austauschs, die im Cirkulationsprozeß stattfindet" (MEGA 11/3.1, 
S. 19); der „Austausch" vollzieht sich historisch gesehen in zwei Formen, ,,in 
der Form des unmittelbaren Tauschhandels" oder „in der Form der Circula­
tion" ( ebd., S. 22). 

Der „wirkliche Austausch" (13/68) der „Waren" ist die Zirkulation, die 
,,wesentlich vom unmittelbaren Produktentausch unterschieden" (23/126) ist; 
dies ist der Grund, warum der „Waarenaustausch oder weiterbestimmt (!!) die 
Cirkulation der Waare, die die Geldcirkulation einschließt" (MEGA a. a. 0., S. 
241), im 1. Kapitel bloß „an sich" thematisiert werden kann; auch der „Aus­
tauschprozeß" des 2. Kapitels ist ein solcher nur „an sich", muß folglich „wei­
terbestimmt" werden; die Bestimmungen des 3. Kapitels sind die „ weiteroe­
stimmten" des 1., die dort nur noch unteroestimmt auftreten, also noch nicht 
,,wirklich" sind, vielmehr bloß „an sich". 

Jenseits einer „dialektischen Entwicklung" von Ware und Geld bleibt 
schließlich auch undurchsichtig, daß und warum der Zirkulationsprozeß nur 
scheinbar als ein „durch Geld vermittelter Tauschhandel" (13/77) zu gelten 
hat; dieser Schein ist freilich ein notwendiger und ruft die quantitätstheoreti­
sche Fehldeutung der Zirkulation hervor. Obgleich nämlich die „Geldbewe­
gung nur Ausdruck der Warenzirkulation, erscheint umgekehrt die Warenzir­
kulation nur als Resultat der Geldbewegung" (23/130); die Quantitätstheorie 
ist also zu kritisieren als Produkt jener objektiven Verkehrung, die ein Ent­
sprungenes und Sekundäres, nämlich das Geld und seine Zirkulation, als ein 
Unmittelbares und Primäres erscheinen läßt. 

Die Rekonstruktion mannigfaltiger Verkehrungen steht so im Zentrum der 
Marxschen Form-Analyse; wenn der „innere Zusammenhang" dieser Verkeh­
rungen nicht rezipiert worden ist, wird man hierfür die popularisierenden 
Zwecken dienende Überarbeitung der 1. Ausgabe verantwortlich machen müs­
sen; sie ist auch ein wesentlicher Grund dafür, daß der späte Engels seine 
„dialektischen Sachen" von 1867 vergaß und den verhängnisvollen Weg jener 
Historisierung einschlug, die definitiv das Verständnis des 1. Abschnitts als 
ein „dialektisch Gegliedertes" versperren mußte. 
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(Ohne Veröffentlichungen des IMSF oder seiner Mitarbeiter in Zeitschrifte_,:,, in 
von Dritten herausgegebenen Sammelbänden usw. Dieser Bericht setzt die Uber­
sicht aus Bd. 11, 1986, S. 423-427, der „Marxistischen Studien"fort. Hinzuwei­
sen ist auf die Gesamtbibliographie der IMSF-Publikationen: ,,Das IMSF - Ka­
pitalismusforschung in der Bundesrepublik. Tätigkeiten und Arbeitsschwerpunkte 
des Instituts für Marxistische Studien unc/. Forschungen 1968-1985", Frank­
furt/M. 1985. Der Berichtszeitraum dieser Ubersicht reicht von September 1986 
bis August 1987.) 

Wissenschaftlicher Beirat des IMSF 
Dem wissenschaftlichen Beirat des IMSF gehören an: Dr. Hermann Bömer, 

Dortmund; Prof. Dr. Dieter Boris, Marburg; Dr. Christoph Butterwegge, Bre­
men; Prof. Dr. Frank Deppe, Marburg; Dr. Heike F/eßner, Oldenburg; Prof. Dr. 
Georg Fülberth, Marburg; Prof. Dr. Jörg Huffschmid, Bremen; Johanna Hund, 
Hamburg; Prof. Dr. H.J. Krysmanski, Münster; Dr. Martin Kutscha, Ham­
burg; Prof. Dr. Lothar Peter, Bremen; Prof. Dr. Jan Priewe, Darmstadt; Prof. 
Dr. Hans Jörg Sandkühler, Bremen; Prof. Dr. Josef Schleifstein, Frankfurt/M.; 
Prof Dr. Ursula Schumm-Garling, Frankfurt/M.; Dr. Ange/ina Sörge/, Bremen; 
Dr. Robert Steigerwald, Eschborn. 

Zentrum für Marxistische Friedensforschung (ZMF) beim IMSF 
Im März 1987 hat das Zentrum für Marxistische Friedensforschung (ZMF) 

als eine Abteilung des IMSF seine Arbeit aufgenommen. Das ZMF orientiert 
seine Tätigkeit an den praktischen Bedürfnissen der gewerkschaftlichen und 
politischen Arbeiterbewegung und der Friedensbewegung der Bundesrepu­
blik und will mit marxistischen Orientierungsbeiträgen die Entwicklung die­
ser Bewegungen unterstützen. Insbesondere stellt es sich das Ziel, mit seiner 
wissenschaftlichen Arbeit zur stärkeren Mobilisierung der Arbeiterklasse im 
Friedenskampf beizutragen, den Zusammenhang von Kapitalismus, Rüstung 
und Krieg zu erforschen und an der theoretischen Erarbeitung von Alternati­
ven mitzuarbeiten. 

Das ZMF versteht sich als Kristallisationspunkt marxistischer Diskussion 
und Forschung zur Friedensfrage in der Bundesrepublik. Es ist mit dem 
IMSF und seinen Beiträgen zur Kapitalismusforschung auf der Basis der 
Theorie von Marx, Engels und Lenin organisch verbunden. 
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Wissenschaftliches Kuratorium des ZMF 
Als beratendes Gremium wurde beim ZMF ein wissenschaftliches Kuratori­

um gebildet; ihm gehören an: Wolfgang Barteis, Trier; Dr. Christoph Butter­
wegge, Bremen; Peter Dietzel, Bonn; Helga Genrich, Königswinter; Prof. Dr. 
Georg Grasnick, Berlin/DDR; Dr. Bernd Greiner, Hamburg; Karl-Heinz Han­
sen, Berg-Freisheim; Dr. Wolfgang Hojkirchner, Wien/Österreich; Prof. Dr. 
Hans Heinz Holz, Groningen/Niederlande; Prof. Dr. Jörg Huffschmid, Bre­
men; Jürgen Jürgens, Köln; Prof. Dr. Gerhard Kade, Berlin (West); Lorenz 
Knorr, Frankfurt/M.; Prof. Dr. Hans Jürgen Krysmanski, Münster; Kurt Lund, 
Kopenhagen/Dänemark; Werner Pfennig, Stuttgart; Dr. Wladimir W. Rasme­
row, Moskau/UdSSR; Dr. Fred Schmid, München. 

I. Publikationen 
Soweit nicht anders vermerkt, sind die Publikationen von IMSF und ZMF er­

schienen im IMSF-Vertrieb und von dort zu beziehen. 

I.A Publikationen des IMSF 
1. Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 12, 1/1987, Frankfurt/M. 1987, 

351 S., DM 38,- (Schwerpunkt Internationale Marx-Engels-Forschung). 
2. Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 11/1987, Frankfurt/M. 

1987, 429 S., DM 38,- (Schwerpunkt „Umbrüche: Beherrschbarkeit der 
Technik; Rationalisierungstyp und Technologiepolitik; Tendenzen politi­
scher Kultur"). 

3. Informationsberichte des IMSF, Bd. 44: SPD wohin? Zur Analyse und 
Kritik des SPD-Grundsatzprogrammentwurfs, Frankfurt/M. 1987, 114 S., 
DM 9,80. 

4. Informationsberichte des IMSF, Bd. 45: Neue Heimat, Gemeinwirtschaft, 
Gewerkschaften. Zwischen Marktwirtschaft und Bankenmacht, Frank­
furt/M. 1987, 168 S., 12,80 DM. 

5. Arbeitsmaterialien des IMSF, Bd. 19: Die Dritte Welt in der Schuldenkri­
se - Rolle der Bundesrepublik - Diskussion um Alternativen. Materialien 
der wissenschaftlichen Konferenz „Verschuldung und Ausbeutung der 
Dritten Welt und die Rolle der Bundesrepublik", Köln, 31. Mai/1. Juni 
1986, hrsg. v. IMSF und ASK., Frankfurt/M. 1986, 295 S., 18,- DM. 

6. Arbeitsmaterialien des IMSF, Bd. 20: Sozialismus heute. Realität - Theo­
retische Analyse - Perspektive. Materialien einer Konferenz der Akademie 
für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der KPdSU (Moskau), der Aka­
demie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED (Berlin/DDR) 
und des IMSF, Frankfurt/M. 1986, 87 S., 10,- DM. 

7. Institutsmitteilung 32: Materialistische Rechtstheorie. Aktuelle Probleme 
und Auf gaben. Materialien eines internationalen Kolloquiums des Ar­
beitskreises „Materialistische Staats- und Rechtstheorie", Frankfurt/M. 
1986, 48 S., 5,- DM. 
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8. Institutsmitteilung 33: Zukunft der Lebensweise und Perspektiven des 
Sports. Materialien einer Diskussionsrunde des IMSF-Arbeitskreises „Le­
bensweise der Arbeiterklasse", Frankfurt/M. 1986, 78 S., 10,- DM. 

9. Broschürenreihe „Durchblick", hrsg. v. IMSF, Heft 8: Das Gespenst der 
Flexibilisierung (Verf. Gert Hautsch}, Edition Marxistische Blätter c/o 
Plambeck & Co, Neuss 1987, 16 S., 1,- DM. 

10. Informationen zur Wirtschaftsentwicklung und Lage der Arbeiterklasse. 
Vierteljährliche Konjunkturübersicht. Verfasser: Jörg Goldberg, Klaus 
Pickshaus u. a. Beilage zur Zeitschrift „ Nachrichten zur Wirtschafts- und 
Sozialpolitik", Nachrichten-Verlag, Frankfurt/M., vier Ausgaben. 

11. Winfried Schwarz, Die große Vergeudung. Ist die Marktwirtschaft noch zu 
retten?, Pahl-Rugenstein Verlag, Köln 1987, 287 S., 14,80 DM. 

12. Heinz Jung u. a., Nishidoitsu no Kokkadokusenshihonshugi. Ausgewählte 
Aufsätze aus „Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF", Otsuki Shoten 
Publishers, Tokio 1986. 

13. Japanische Übersetzung des Reprints der Originalausgabe und des Kom­
mentars (verfaßt von Winfried Schwarz) zu der von Karl Marx überarbeite­
ten zweiten Auflage des „populären Auszugs" aus „Das Kapital" von Jo­
hann Most, ,,Kapital und Arbeit". Iwanami Shoten publishers, Tokio 
1986. 

I.B Publikationen des ZMF 

1. Auf dem Weg in den Rüstungsstaat? Zur Kritik der BRD-Rüstungsausga­
ben und der CDU-Militärpolitik, Frankfurt/M. 1987, 67 S., 8,- DM. 

2. ZMF-Diskussionsbeiträge, Bd. 1: Jürgen Reusch/Nora Wolf, Null-Lösung. 
Zwischenbilanz und Perspektiven europäischer Sicherheit, Frankfurt/M. 
1987, 40 S., 5,- DM. 

II. Konferenzen, Seminare, Veranstaltungen 
11.A Konferenzen, Seminare, Veranstaltungen des IMSF 

1. ,,Die Zukunft der Städte und Regionen - Kämpfe und Kampffelder einer 
alternativen Kommunalpolitik". Kommunalpolitisches Kolloquium des 
IMSF am 27./28. September 1986 in Gladbeck. 170 Teiln. Vorträge und 
Diskussionen im Plenum und in neun Arbeitsgruppen. 
Einleitende Plenumsbeiträge: E. Dähne, H. G. Helms, S. Rutz. 
Konferenzmaterialien: IMSF (Hrsg.), Die Zukunft der Städte und Regio­
nen, Arbeitsmaterialien des IMSF, Bd. 21, Frankfurt/M. 1987; Bericht in: 
Marxistische Blätter 6/ 1986. 

2. ,,Vernunft wird Unsinn, Wohltat Plage ... " - Die Linke und der Fort­
schritt. Diskussionskonferenz des IMSF, 16.117. Mai 1987, Frankfurt/M., 
300 Teiln. 
Einleitungsbeiträge im Plenum: D. Albers, E. Altvater, M. Andreas-Grise­
bach, U. Briefs. T. Bultmann. W. Gems, H. H. Holz. U. Kremer. K. Maase, K. 
Müschen, L. Peter, J. Reusch, H.-J. Sandkühler, K. H. Tjaden. 
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Konferenzmaterialien: IMSF (Hrsg.), ,,Vernunft wird Unsinn, Wohltat Pla­
ge ... ". Die Linke und der Fortschritt, Arbeitsmaterialien des IMSF, Bd. 
23, Frankfurt/M. 1987; Berichte und Auszüge in: Jugendpolitische Blätter 
6/1987; rote blätter 7-9/1987; Nachrichten 6 und 8/1987; Marxistische 
Blätter 9/1987; Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987. 

3. ,, Wissenschaftlich-technische Revolution und Krise des staatsmonopolisti­
schen Kapitalismus". Viertes trilaterales Kolloquium des Instituts für 
Weltwirtschaft und internationale Beziehungen der Akademie der Wissen­
schaften der UdSSR (IMEMO), Moskau, des Instituts für internationale 
Politik und Wirtschaft der DDR (IPW), Berlin/DDR, und des IMSF, 2./3. 
Juni 1987, Frankfurt/M. 
Teilnehmer für das IMEMO: J. Judanow, W. S. Pankow, W. N. Schenajew, 
W.S. Tsirentschikow, A. Zimajlo; für das IPW: H.-H. Angermüller, M. Ber­
nien, H.-J. Höhme, M. Kohl, R. Kowalski, L. Maier; für das IMSF: F. Dep­
pe, G. Deumlich, U. Dolata, J. Goldberg, J. Huffschmid, J. Hund, H. Jung, A. 
Leisewitz, W. Petschick, K. Pickshaus, J. Priewe, U. Schumm-Garling, W. 
Stürmann. 
Konferenzmaterialien: Veröffentlichung der Beiträge in der Reihe „Arbeits­
materialien des IMSF". Berichte in: Nachrichten 7 / 1987; Marxistische 
Blätter 9/1987; Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987. 

4. ,, Umbruch in der Sowjetunion?" - Zu aktuellen ökonomischen und politi­
schen Umgestaltungsprozessen in der Sowjetunion. Tagung des Instituts 
für internationale Arbeiterbewegung der Akademie der Wissenschaften 
der UdSSR (IMRD), Moskau, der Zeitschrift „sozialismus", Hamburg, 
und des IMSF, 5. September 1987, Frankfurt/M., 450 Teiln. 
Einleitende Beiträge: A. G. Aganbegjan, A. /. Beltschuk, HT. Bergmann, H. 
Brakemeier, H. Conert, A. A. Galkin, W. Gems, F. Hitz er, H. Schäfer, T. T. Ti­
mofejew. 

5. ,,Neue Forschungsergebnisse zum politischen System der BRD". Diskus­
sionsrunde des Arbeitskreises „Marxistische Staats- und Rechtstheorie", 
Frankfurt/M., 6. September 1986, 15 Teiln. 
Einleitender Beitrag: K. Röder, (Berlin/DDR). 

6. ,,Zukunft der Lebensweise und Perspektiven des Sports". Diskussionsrun­
de des Arbeitskreises „Lebensweise der Arbeiterklasse", Frankfurt/M., 1. 
November 1986, 35 Teiln. 
Einleitende Beiträge: K. Maase, H.J. Schulke. 
Veröffentlichung der Materialien in der Reihe Institutsmitteilungen, Nr. 33 
(siehe I.A 8). Bericht in: Marxistische Blätter 1/1987. 

7. ,,Methodik materialistischer Konservatismuskritik und aktuelle Entwick­
lungen des Konservatismus in der BRD". IMSF-Diskussionsrunde, Frank­
furt/M., 15. Nov. 1986, 35 Teiln. 
Einleitende Beiträge: J. Bischof!, L. Elm ( Jena}, K. Naumann, K. Wanner. 

8. ,,Kindsein und Jungsein in der Bundesrepublik Deutschland". Seminar 
des Arbeitskreises „Materialistische Pädagogik" von Demokratischer Er­
ziehung und IMSF, Frankfurt/M., 15./16. November 1986, 30 Teiln. 
Einleitende Beiträge: K. Dörre, W. Jantzen. 
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Veröffentlichung der Einleitungsbeiträge in: Demokratische Erziehung 
1/1987. 

9. ,,Arbeitsrecht im Umbruch". Diskussionsrunde des IMSF-Arbeitskreises 
„Marxistische Staats- und Rechtstheorie", Frankfurt/M., 21. Februar 
1987, 60 Teiln. 
Einleitende Beiträge: M. Bobke, W. Däubler, H. Jung/K. Pickshaus, H. Wol­
ter. 
Berichte in: Demokratie und Recht 2/1987; Forum Recht 2/ 1987; Marxi­
stische Blätter 4/ 1987. 

10. ,,Aspekte Politischer Kultur in der Bundesrepublik. Zur Brauchbarkeit der 
Kategorie ,Politische Kultur' für die marxistische Politikanalyse". IMSF­
Diskussionsrunde, Frankfurt/M., 14. März 1987, 20 Teiln. 
Einleitende Beiträge: T. Bruns/ J. Dietrich, K. Dörre, B. Gäb/er, E. Chr. Gott­
scha/dt, F. Kröll, K. Maase, W. Rügemer, F. Schuster, K. Wanner. 
Materialien: Fotokopien erhältlich beim IMSF (Kopierkosten 10,- DM). 
Bericht in: Marxistische Blätter 5/ 1987. 

11. ,,Probleme der Vergesellschaftung heute". IMSF-Diskussionsrunde, 
Frankfurt/M., 28. März 1987. 20 Teiln. 
Einleitende Beiträge: H. Bömer, U. Dolata, J. Goldberg, J. Huffschmid, H. 
Jung, U. Kremer, A. Sörge/, W. Stürmann. 
Materialien: Fotokopien erhältlich beim IMSF (Kopierkosten 10,- DM). 
Bericht in: Marxistische Blätter 5/1987. 

12. ,,Lebensstile heute: Zum Umgang mit Konsumgütern - Beispiel Wohnen". 
Diskussionsrunde des IMSF-Arbeitskreises „Lebensweise der Arbeiter­
klasse, Frankfurt/M., 4. April 1987, 15 Teiln. 
Einleitende Beiträge: G. Bollenbeck, K. Wameken-Pallowski. 

13. ,,Familie und Familienpolitik". IMSF-Kolloquium, Frankfurt/M., 30. Mai 
1987, 30 Teiln. 
Einleitende Beiträge: H. Fleßner, H. Knake-Wemer, E. Laudowicz, A. Stein­
berg. 

14. ,,Internationalisierung des Kapitalismus und eigenständige nationale Wirt­
schaftspolitik heute". IMSF-Diskussionsrunde, Frankfurt/M., 31. Mai 
1987, 20 Teiln. 
Referenten: H. Heininger/L. Maier (Berlin/DDR). 
Bericht in: Marxistische Blätter 7-8/1987. 

15. ,,Repräsentative Demokratie - Plebiszit - Direkte Demokratie". Diskus­
sionsrunde des IMSF-Arbeitskreises „Marxistische Staats- und Rechts­
theorie", Frankfurt/M., 27. Juni 1987, 25 Teiln. 
Einleitende Beiträge: M. Ernst, G. Häfner, C.-H. Obst, J. Schleifstein. 
Bericht in: Marxistische Blätter 9/1987. 

16. ,,Die Bundestagswahlen und die Strategie der Linken". Veranstaltungsrei­
he von MSB Spartakus und IMSF im Wintersemester 1986/87 an Hoch­
schulen in Bochum, Bremen, Freiburg, Hamburg, Köln, Marburg. 

17. ,,Staatsmonopolistische Komplexe in der BRD. Theoretisch-analytisches 
Konzept und Realität". Veranstaltungsreihe des IMSF in Verbindung mit 
örtlichen Trägern vom 2. bis 5. Februar 1987 in Bremen, Dortmund, Essen, 
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Frankfurt/M., Hamburg. 
Referenten: A. A. Djomin (Universität Leningrad), U. Dolata, A. Gottschalk, 
J. Huffschmid, H. Jung, A. Sörgel. 

18. ,,Gibt's für die Menschheit noch eine Sternstunde? West und Ost im An­
passungsdruck an die weltbedrohenden Probleme". Vortragsreise von D. 
Klein (Humboldt-Universität Berlin/DDR) vom 25. bis 29. Mai 1987 in Bo­
chum, Bremen, Hamburg, Münster, Oldenburg; Veranstalter: IMSF, MSB 
Spartakus, Masch. 

19. ,,Fortschritt im Widerstreit". Veranstaltungsreihe von MSB Spartakus bzw. 
einzelnen Fachschaften und IMSF im Sommersemester 1987 an Hoch­
schulen in Augsburg, Bremen, Duisburg, Gießen, Hildesheim, Karlsruhe, 
Saarbrücken, Tübingen. 

11.B Konferenzen, Seminare, Veranstaltungen des ZMF 
1. ,,Die Frage von Krieg und Frieden im Nuklearzeitalter und die Aufgaben 

der marxistischen Friedensforschung". Gemeinsames Symposium des In­
stituts für Modeme Sozialtheorien (IEZG), Sofia, und des ZMF am 
29./30. Mai in Wama. 
Einleitende Beiträge: W.-D. Gudopp/J. Reusch, A. Lilow. 

2. ,,Christen - Marxisten - Christliche Friedensbewegung". Diskussionsver­
anstaltung des ZMF zum Evangelischen Kirchentag, Frankfurt/M., 17. Ju­
ni 1987, 25 Teiln. 
Einleitende Beiträge: W.-D. Gudopp, W. Kreck. 
Bericht in: Neue Stimme 8/1987. 



421 

Autorinnen und Autoren 

Hans-Georg Backhaus, Frankfurt/M., Lehrbeauftragter an der Universität 
Frankfurt; Arbeitsgebiet: Kritik der politischen Ökonomie. 

Dr. Martin Boh/e-Carbone/1, Pinneberg, geb. 1954, wissenschaftlicher Ange­
stellter; Arbeitsgebiet: Marine und limnische Hydrodynamik. 

Dr. Bernhelm Booß-Bavnbek, Kopenhagen, geb. 1941, a.o. Prof.; Arbeitsgebie­
te: Partielle Differentialgleichungen, mathematische Modellierung. 

Dr. Eberhard Dähne, Frankfurt/M., geb. 1938, Dipl.-Landwirt, Mitarbeiter des 
IMSF; Arbeitsgebiete: Reproduktion der Arbeitskraft, Stadt- und Regionalso­
ziologie. 

Jochen Dietrich, Köln, geb. 1956, Politikwissenschaftler, Mitarbeiter beim Par­
teivorstand der DKP; Arbeitsgebiete: Parteienentwicklung, Wahlforschung. 

Klaus Dörre, Marburg/L., geb. 1957, Dipl.-Politologe, wissenschaftlicher Mit­
arbeiter an der Universität Marburg, Fachbereich Gesellschaftswissenschaf­
ten/Institut für politische Wissenschaft; Arbeitsgebiete: Jugendforschung, 
Gewerkschaften/Gewerkschaftliche Jugendarbeit. 

Ulrich Dolata, Bremen, geb. 1959, Ökonom, wissenschaftlicher Mitarbeiter an 
der Universität Bremen; Arbeitsgebiete: Marxistische Krisen- und Regulie­
rungs~heorie, Neue Technologien. 

Rainer Einenkel, Witten, geb. 1954, Starkstromelektriker, IG-Metall-Vertrau­
ensmann, Betriebsrat bei Opel-Bochum. 

Edgar Ludwig Gärtner, Flieden und Besan~on, geb. 1949, Hydrobiologe, Wis­
senschaftspublizist, Herausgeber des „Grünbuchs". 

Eva Gottschaldt, Marburg, geb. 1953, Studium der Geschichte, Politikwissen­
schaft, Philosophie und Romanistik in Heidelberg und Marburg; Mitarbeite­
rin beim Präsidium der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - Bund 
der Antifaschisten; Arbeitsgebiete: Geschichte des Faschismus in Deutsch­
land, Entwicklung des Neofaschismus in der Bundesrepublik. 

Arno Gottschalk, Bremen, geb. 1956, Dipl.-Ökonom, Doktorand; Arbeitsgebie­
te: Rüstung, Finanzkapital. 

Prof Dr. Horst Holzer, München, geb. 1935, Privatdozent für Soziologie an der 
Universität München, Lehrbeauftragter für Kommunikationssoziologie an der 
Universität Klagenfurt, freiberuflicher Forscher im Bereich „Alte und Neue 
Medien"; Arbeitsgebiete: ,,Neue" Medien, Soziologie der „Informationsge­
sellschaft", Gesellschaftstheorie. 
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Johanna Hund, Hamburg, geb. 1935, Soziologin, lehrt an der Hochschule für 
Wirtschaft und Politik in Hamburg; Arbeitsgebiete: Probleme der Produktiv­
kraftentwicklung, Frauenarbeit und Frauenbewegung. 

Vera Kissel, Bonn, geb. 1959, Dipl.-Journalistin, Redakteurin des Studenten­
magazins „rote blätter"; Arbeitsgebiete: Medieninhaltsanalyse, Neue Infor­
mations- und Kommunikationstechnologien und Persönlichkeitsentwicklung, 
Frauenforschung. 

Dr. Friedhelm Kröll, Nürnberg, geb. 1945, Soziologe, Referent beim Bezirks­
vorstand der DKP Nordbayern; Arbeitsgebiete: Kultursoziologie, Wahl- und 
Vereinsforschung. 

Dr. Martin Kutscha, Hamburg, geb. 1948, Rechtsanwalt, Redakteur der Zeit­
schrift „Demokratie und Recht"; Arbeitsgebiete: Verfassungs- und Verwal-
tungsrecht, Rechtspolitik. · 

Prof. Dr. Hellmuth Lange, Bremen, geb. 1942, Hochschullehrer an der Univer­
sität Bremen; Arbeitsgebiete: Industrie- und Wissenschaftssoziologie. 

Dr. Andre Leisewitz, Frankfurt/M., geb. 1947, Dipl.-Biologe, stellv. Leiter des 
IMSF; Arbeitsgebiet: Probleme des wissenschaftlich-technischen Fortschritts. 

Dr. Kaspar Maase, Bad Vilbel, geb. 1946, Dipl.-Kulturwissenschaftler, Mitar­
beiter des IMSF; Arbeitsgebiete: Theorie und Soziologie von Kultur und Le­
bensweise. 

Dr. Hans Mikosch, Wien, geb. 1949, Dipl.-Ing., Chemiker; Arbeitsgebiet: Mo­
lekularspektrographie. 

Dr. Alexander Pechmann, München, geb. 1950, Dozent an der Volkshochschu­
le München und Mitherausgeber der Zeitschrift „ Widerspruch - Münchner 
Zeitschrift für Philosophie". 

Prof. Dr. Lothar Peter, Bremen, geb. 1942, Hochschullehrer im Studiengang 
Sozialwissenschaft der Universität Bremen; Arbeitsgebiete: Arbeits- und In­
dustriesoziologie, Soziologie sozialer Bewegungen, Klassen- und Sozialstruk­
turanalyse. 

Klaus Pickshaus, Frankfurt/M., geb. 1949, Politikwissenschaftler, Mitarbeiter 
des IMSF; Arbeitsgebiet: Soziale Bewegungen. 

Gero von Randow, Bochum, geb. 1953, Journalist, Referent beim Bezirksvor­
stand Ruhr/Westfalen der DKP; Arbeitsgebiete: Technologiepolitik, Berufli­
che Bildung, Regionalpolitik. 

Prof. Dr. Ursula Schumm-Garling, Frankfurt/M., geb. 1938, Hochschullehrerin 
an der Universität Dortmund; Arbeitsgebiet: Industriesoziologie. 

Friedemann Schuster, geb. 1929, Redakteur; Arbeitsgebiet: Theorie und Praxis 
kommunistischer Parteien. 
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Alma Steinberg, Frankfurt/M., geb. 1950, Dipl.-Pädagogin, Mitarbeiterin des 
IMSF; Arbeitsgebiete: Frauenbewegung und Frauenpolitik. 

Werner Stürmann, Bochum, geb 1950, Mitglied des Präsidiums und des Sekre­
tariats des Parteivorstands der DKP. 

Stephan Voets, Düsseldorf, geb. 1946, Referent für Wissenschafts- und Tech­
nologiepolitik beim Parteivorstand der DKP. 
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Zusammen( assungen 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 9-32 

Andre Leisewitz 
Wissenschaftlich-technische Revolution 
und deformierte Produktivkraftentwicklung 
Der Beitrag sieht das Wesen der gegenwärtigen wissenschaftlich-technischen Revolution mit 
Blick auf den Arbeitsprozeß in der Übertragung geistig-intellektueller Funktionen des Menschen 
auf technische Mittel. Entsprechend bestimmen universelle Integrationstechnologien den neuen 
Rationalisierungstyp. Der neue, kapitalsparende Techniktyp bleibt bestimmt von den Deforma­
tionen, die das gesamte Produktivkraftsystem durch die Entwicklung in kapitalistischer Formbe­
stimmtheit, v. a. durch die Orientierung auf Steigerung von Stoff- und Energieumsatz (statt kom­
plexer Stoffausnutzung) erfahren hat. Angesichts neuer Risikopotentiale heißt das Schlüsselwort 
für rationelle Gestaltung und Kontrolle der Produktivkraftentwicklung heute Demokratisierung. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 33-51 

Alexander von Pechmann 
Technischer Fortschritt - Umbruch im Weltbild? 
Zur Diskussion über die Notwendigkeit „alternativer Weltbilder" 
Der wissenschaftlich-technische Fortschritt hat zur Debatte über ein „neues Denken" geführt, das 
den Zukunftsproblemen angemessener sei. Der Beitrag befaßt sich mit zwei derzeit wichtigen Al­
ternativkonzepten: der Forderung nach einem „ganzheitlichen Weltbild" (Capra, Roszak u.a.) 
und nach einem neuen „Prinzip Verantwortung" (Jonas). Er skizziert die aktuelle marxistische 
Diskussion über den neuen Wissenschaftstyp „Globalistik" und die neuen Theorieprobleme, die 
mit der Informations- und der Gen-Technologie entstanden sind. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 52-67 

Edgar Gärtner 
Die Stabilisierung der Biosphäre. 
Ober die Aufgaben der Ökologie vom Standpunkt des Marxismus 
Der vom Marxismus von der Aufklärung übernommene Begriff der Naturbeherrschung wird 
durch die Konzeption der Stabiliserung der Biosphäre ersetzt, weil sich die Gesellschaft ange­
sichts der Zuspitzung globaler Probleme kein anderes Ziel setzen kann als das der Bewahrung 
bzw. Wiederherstellung menschenwürdiger Lebensbedingungen und weil nur dafür hinreichende 
wissenschaftliche Grundlagen vorhanden sind. Es wird hergeleitet, daß die globale Stabilisierung 
regional im Sinne antikapitalistischer Heimatgestaltung über Formen direkter Demokratie kon­
kretisiert werden muß. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 68-80 

Hans Mikosch 
Komplexe Systeme in Natur und Technik - Probleme und Lösungsmöglichkeiten 
Der Beitrag geht davon aus, daß politische Entscheidungen (v. a. Abrüstung) bedeutende Mög­
lichkeiten erschließen können, um mittels Erkenntnis und Kontrolle die Gefährdung durch tech-
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nische Systeme zu verringern. Es gibt aber grundsätzliche Probleme der wissenschaftlichen Erfas­
sung und technischen Steuerung komplexer Systeme in Natur und Technik, die anhand von Nor­
malsituationen und Unfällen diskutiert werden. Es werden Lösungsansätze vorgestellt und ihre 
gegenwärtigen Probleme und Grenzen erörtert. Mit dem Fortschritt der Produktivkräfte bleibt 
der Verzicht auf gefährliche, in ihren Auswirkungen nicht abschätzbare Technologien ein wichti­
ges Instrument. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 81-104 

Bernhelm Booß-Bavnbek/Martin Bohle-Carbonell 
Machbarkeit nichtbeherrschbarer Technik durch Fortschritte in der 
Erkennbarkeit der Natur 
Erfahrungen mit mathematischen Methoden in Naturwissenschaft und Technik werden vermit­
telt. Die Sicherheit und die Unzuverlässigkeit mathematischer Berechnungen und die Gründe da­
für werden behandelt; Machbarkeit ohne Verstehen und Kontrolle wird gezeigt, aber auch die 
Sensibilität von Mathematik und Physik für die innerfachlichen Risiken im Grenzbereich unseres 
gegenwärtigen Wissens. Aus der Einschätzung von Fortschritten in der mathematischen Model­
lierung und Simulation und in anderen Bereichen der Naturerkenntnis und den dadurch ermög­
lichten Neuerungen in Technik, Politk und Alltag wird eine Verschärfung des Widerspruchs zwi­
schen Machen und Beherrschen und die Notwendigkeit einer Neuorientierung unseres Denkens, 
Diskutierens und Handelns abgeleitet. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 105-120 

Ulrich Dolata/ Arno Gottschalk 
Neue Technik - Rüstung - Destruktivkraftentwicklung. 
Empirische Hinweise für die Bundesrepublik 
Ausgebend von einer knappen Skizze der allgemeinen Durchsetzungsbedingungen des wissen­
schaftlich-technischen Umbruchs im heutigen Kapitalismus untersucht der Beitrag am Beispiel 
der BRD Auswirkungen von Rüstungsforschung und Produktion auf die Entwicklungsrichtungen 
und die Struktur der gesellschaftlichen Produktivkräfte. Er belegt, daß der Rüstungssektor dem 
zivilen Bereich nicht einfach Mittel und Ressourcen entzieht, sondern darüber hinaus auch quali­
tativ, strukturverzerrend und hemmend auf die Durchsetzung des wissenschaftlich-technischen 
Umbruchs einwirkt: Militärische Anforderungen präformieren technologische Entwicklungsli­
nien und beeinflussen Struktur und Ausrichtung auch des zivilen Forschungssektors; ganze Indu­
striezweige und Regionen gehorchen vornehmlich den Bedürfnissen des Rüstungs- und Militär­
apparates. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 121-142 

Horst Holzer 
Der Weg der Bundesrepublik in die "Informationsgesellschaft" -
zu wessen Gunsten, auf wessen Kosten 
Das, was Wirtschafts-, Staats-, Postvertreter heute in verschleiernder Absicht „Informationsgesell­
schaft„ nennen, wird in seinen Qualitäten und Konsequenzen beschrieben, die aus einen aktuel­
len kapitalökonomischen und staatlich-administrativen Formbestimmungen resultieren. Vor die­
sem Hintergrund wird zweierlei verdeutlicht: 1. die Folgen, die die „Informationsgesellschaft„ für 
die Werktätigen und ihre Familien hat - Rationalisierung, Intensivierung und Kontrolle am Ar­
beitsplatz, Verdatung und lückenlose Erfassung durch die staatliche Administration, kommerziel­
le Ausbeutung von Kommunikationsmöglichkeiten; 2. die Ansatzpunkte der Gegenwehr auf der 
betrieblichen, staatlich-postalischen und der gesamtgesellschaftlichen Ebene. 
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Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 143-163 

Lothar Peter 
Neue Formen der Rationalisierung. lndustriesoziologische Analysen, 
Veränderungen der Arbeit und Herausforderungen für die Arbeiterbewegung 
In der aktuellen arbeitssoziologischen Forschung ist der Begriff des •• neuen Rationalisierungs­
typs" geprägt worden. Er will die am weitesten fortgeschrittenen Tendenzen der Rationalisierung 
des Arbeitsprozesses systematisch beschreiben. Der Beitrag versucht, empirische und theoretische 
Aspekte des „neuen Rationalisierungstyps" hinsichtlich seiner Auswirkungen auf die Lage der 
abhängig Beschäftigten darzustellen und zu interpretieren. Dabei geht es im letzten Teil des Bei­
trags insbesondere um die Herausforderungen, mit denen der „neue Rationalisierungstyp" die 
Arbeiterbewegung konfrontiert. Ideen, wie die der „neuen Produktionskonzepte" oder der „sozia­
len Beherrschbarkeit" des technischen Fortschritts werden einer kritischen Betrachtung unterzo­
gen. 

Marxistische Studien. Jahrbuch der IMSF 13, 1987, S. 164-180 

Ursula Schumm-Garling 
Neue Technik und Rationalisierung von Angestelltenarbeit 
Der Beitrag greift zunächst die Frage auf, ob wir uns auf dem Weg in die „Dienstleistungsgesell­
schaft" befinden; betont wird die Notwendigkeit einer Differenzierung, die die Rolle produk­
tionsnaher Dienstleistungen berücksichtigt. Am Beispiel der computerunterstützten Sachbearbei­
tung wird dann diskutiert, welche Folgen „systemische Rationalisierung" für Angestelltenarbeit 
hat. Es steigen Intensität und herrschaftliche Verfügbarkeit der Arbeit mit widersprüchlichen Fol­
gen für Qualifikation und Berufsperspektive. Im Bewußtsein dominiert weiterhin eine Aufstiegs­
orientierung. Gewerkschaftliche Politik kann ansetzen an verbreiteter kritischer Haltung zu neu­
en Technologien und dabei spezifische Orientierungen auf Arbeit und Beruflichkeit unter den 
Angestellten aufgreifen. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 181-199 

Johanna Hund 
„Neue Technik" und Frauenarbeit 
Im wesentlichen kennzeichnen die Situation zwei Tendenzen: Auf der einen Seite verschlechtern 
sich die Möglichkeiten für Frauen, erwerbstätig zu sein. Ihr Betroffensein von Rationalisierun­
gen, Teilzeitarbeit, ungeschützten Arbeitsverhältnissen, Arbeitslosigkeit und Armut ist ungleich 
stärker als das von Männern. Auf der anderen Seite tun sich mit dem Einsatz „Neuer Techniken" 
auch neue Chancen für Frauen auf. Sie liegen insbesondere darin, daß mit dem Wegfall von ein­
fachen, stupiden Routinetätigkeiten die Arbeitsinhalte sich verändern, Tätigkeiten somit qualifi­
zierter und anspruchsvoller werden und generell neue Formen der Arbeitsorganisation und -ge­
staltung gefunden werden müssen, die eine alte geschlechtsspezifische Arbeitsteilung tendenziell 
überholt erscheinen lassen. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 200-228 

Klaus Pickshaus 
Das Flexibilisierungskonzept des Kapitals und die Perspektive des Kampf es um 
das Normalarbeitsverhältnis 
Das Aexibilisierungskonzept der bundesdeutschen Kapitalverbände stellt eine Reaktion auf neue 
Anforderungen der Kapitalverwertung unter den Bedingungen des Umbruchs zur informations­
technologischen Integration der Produktion dar: es zielt auf Rationalisierung und intensivierte 
Reproduktion des Kapitals. Es verbindet sich mit einer Offensive zur sozial- und tarifpolitischen 
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sowie arbeitsrechtlichen Deregulierung, die die lebendige Arbeit uneingeschränkt verfügbar ma­
chen und Gegenmachtpotenzen der Gewerkschaften schwächen soll. Schon ein Drittel der Lohn­
abhängigen fällt heute nicht mehr unter die Regelungen des Normalarbeitsverhältnisses. Gefragt 
wird, ob eine Strategie zu Schutz und Fortentwicklung des Normalarbeitsverhältnisses sowie zum 
Abbau ungeschützter Arbeit die Ansätze gewerkschaftlicher Arbeitszeitpolitik weiterführen kann. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 229-238 

Rainer Einenkel/Gero von Randow 
Rationalisierung und betriebliche Gegenmacht - Opel-Belegschaft im Umbruch 
Mit Milliardenaufwand investiert General Motors in neue Technologien als Unterlage für neue 
Unternehmensstrategien und Fertigungsprinzipien. Die Automobilarbeit in den Opel-Werken 
verändert sich radikal, und mit ihr die Belegschaften. Wenigen „Gewinnern" stehen dabei viele 
,,Verlierer" gegenüber. Die Suche nach Orientierungen führt zu neuen Konzepten der Gegen­
wehr; ein widerspruchsvoller Prozeß, auch innerhalb der Interessenvertretungen. Die neuen Be­
triebsrealitäten sind nur im Kontext übergreifender Veränderungen zu verstehen (,.Umbruch"). 
Es bilden sich neue Elemente politischen Klassenbewußtseins. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 239-260 

Hellmuth Lange 
Gewerkschaften und Technologiepolitik 
Die „soziale Beherrschung des technischen Wandels" ist heute innerhalb der DGB-Gewerkschaf­
ten allgemein als dringendes Erfordernis anerkannt. Was unter „sozialer Beherrschung" zu verste­
hen ist und wie sie zu erreichen wäre, ist dagegen kontrovers geblieben. Der Verfasser zeichnet 
die betreff enden Kontroversen nach und stellt sie insbesondere in den Zusammenhang jener Her­
ausforderungen, die sich aus der fraglichen technikpolitischen Zielstellung für die Gewerkschaf­
ten selbst ergeben. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 261-275 

Werner Störmann/Stephan Voets 
Politik und Technologie. Zu Ausgangspunkten technologiepolitischer 
Alternativen und Strategien der Arbeiterbewegung 
Die Autoren entwickeln aus marxistischer Sicht Ausgangspunkte technologiepolitischer Alterna­
tiven und Strategien der Arbeiterbewegung. Für die entscheidende politische Zuspitzung bei der 
Entwicklung und Durchsetzung technologiepolitischer Alternativen halten sie den radikalen An­
spruch auf demokratische Kontrolle und Öffentlichkeit. Dies müsse alle Politikbereiche durch­
dringen. Es werden Umrisse von Alternativen dazu dargelegt. Hervorgehoben wird, daß sich de­
mokratische Technologiepolitik vor allem mit Wirtschafts-, Wissenschafts- und Bildungspolitik 
verbindet, sowie Teil einer alternativen Friedens- und Ökologiepolitik sein muß. Diese Anlage er­
fordere ein erweitertes und vertieftes Verständnis von Politik der und im Interesse der Arbeiter­
klasse, eine gewaltige Anstrengung für die Integrations- und Bündnisfähigkeit der demokra­
tischen Kräfte 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 276-290 

Friedhelm Kröll/Kaspar Maase 
Politische Kultur - ein Forschungsweg des Marxismus? 
Der Beitrag erörtert die Frage, ob das Konzept der „politischen Kultur" für die marxistische Poli­
tikanalyse von Nutzen sein kann. Nach einer kritischen Prüfung der Herkunft aus der bürgerli-
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eben Politologie wird ein neuerer sowjetischer Versuch zur Bestimmung der Kategorie politische 
Kultur vorgestellt. Die Autoren legen eine eigene Definition vor und skizzieren, wie die marxisti­
sche Analyse der politischen Kultur(en) in der BRD anzugehen wäre. In den Mittelpunkt stellen 
sie die Aufgabe, die Ergebnisse der Klassen- und Sozialstrukturanalyse mit der Untersuchung 
von Milieus und Generationswandlungen zu verbinden. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 291-307 

Klaus Dörre 
Die Krisengeneration - zwischen Massenprotest und konservativer Hegemonie 
Veränderungen politischer Kultur setzen sich wesentlich über den Generationswandel durch. Das 
Konzept der „politischen Generation" zielt auf das Aufspüren von Vermittlungsgliedern zwi­
schen gesellschaftlicher Klassenstruktur und politischem Verhalten. Im Anschluß an eine knappe 
Skizze der intergenerativen Weitergabe politischer Kultur sucht der Artikel Konturen des politi­
schen Profils der Krisengeneration nachzuzeichnen. Die Generationsgestalt der Jugend der 80er 
Jahre wurde in starkem Maße durch den Zyklus der neuen sozialen Bewegungen bestimmt. Teile 
der Krisengeneration haben die Herausbildung einer neuen oppositionellen Kultur vorangetrie­
ben, die als Katalysator für links-alternative Wertorientierungen fungiert. Verlängerte Jugendpha­
se und kapitalistische Umbruchkrise bedingen, daß Generationsunterschiede verstärkt bis in die 
gewerkschaftlich organisierte Arbeiterklasse hineinwirken. Die Zugehörigkeit zu politischen Ge­
nerationen ist ein Filter für die Wahrnehmung und Verarbeitung gesellschaftlicher Widersprüche 
und Konflikte durch die Lohnabhängigen. Für die organisierte Arbeiterbewegung wird der Gene­
rationswandel zunehmend zu einer Herausforderung, die zu raschen, flexiblen Neueinstellungs­
prozessen zwingt. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 308-324 

Jochen Dietrich 
Zwischen Stabilität und Wandel -
Tendenzen im Wahlverhalten in der Bundesrepublik Deutschland 
Das Wahlverhalten ist in Bewegung geraten. Es ist - bei weiterem Wirken starker Momente der 
Stabilität und Kontinuität - seit der Mitte der siebziger Jahre gekennzeichnet durch eine wach­
sende Flexibilität, durch größer werdende Wechselbereitschaft und der Zunahme von Wahlabsti­
nenz, durch abnehmende traditionelle Bindungen an die Parteien und durch eine „Dekonzentra­
tion" in der Stimmabgabe. Der Beitrag untersucht die Veränderungen im Wahlverhalten, die sich 
aus dem Wandel der Sozialstruktur, aus Wertewandel und konfessionellem Wandel sowie aus der 
Generationenablösung ergeben. Darüber hinaus werden erste Schlußfolgerungen, die sich aus 
den Veränderungen des Wahlverhaltens für die politische Zielstellung „Neue Mehrheiten für eine 
neue Politik" ergeben, auf gezeigt. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 325:-333 

Friedemann Schuster 
Veränderungen im Sozialismusbild der Bevölkerung der Bunderepublik 
Wichtige Veränderungen im Bewußtsein der Bevölkerung der Bundesrepublik vollziehen sich in 
der Bewertung des realen Sozialismus, vor allem der Sowjetunion. Mehrere Ursachen sind anzu­
nehmen: das neue kommunistische Herangehen an die Friedensfrage angesichts der Selbstver­
nichtungsgefahr, in die die Menschheit geraten ist; das Entstehen einer neuen Friedensbewegung 
in der BRD, die kritisch die Friedensfähigkeit der Gesellschaftssysteme hinterfragt; die tiefe Ver­
wurzelung sozialistischer Ideen im Bewußtsein. 



Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 334-346 

Eva Gottschaldt 
Zur Einschätzung eines Ansprechpotentials für neofaschistische Agitation 
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Die - sich unter anderem in jüngsten Wahlergebnissen widerspiegelnde - steigende Attraktivität 
neofaschistischer Gruppen und neofaschistischer Propaganda fordert zu einer genauen Analyse 
des entsprechenden Ansprechpotentials heraus. Allerdings liegen bisher keine exakten Studien 
über soziale Herkunft, Lebenssituation und Motivation der Rechtsaußenwähler vor. Auch des­
halb läßt sich noch keine bestimmte Bevölkerungsgruppe als besonders ansprechbar herausfil­
tern. In das Selbstverständnis und die Staatsdoktrin der frühen Bundesrepublik sind eine Reihe 
von Denkmustern aus dem Faschismus nahezu unverändert übernommen worden und bis heute 
bieten (latenter) Rassismus, Revanchismus und Denken in den Kategorien der Totalitarismus­
doktrin Ansätze für neofaschistische Agitation. Die Paralysierung faschistischer Ideologie und 
damit das „Aushungern" eines Ansprechpotentials für faschistische Agitation erfordern ein wirk­
sames Aufarbeiten der Geschichte und die Überwindung der Totalitarismus-Theorie. Seit Mitte 
der sechziger Jahre sind hier von verschiedenen demokratischen Kräften wichtige Erfolge erzielt 
worden, die die Basis der NPD zu Beginn der siebzieger Jahre deutlich schmälern konnten. Die 
erneut steigende Attraktivität faschistischer Gruppierungen verlangt nun wiederum, daß die fort­
schrittlichen Kräfte neue politische Perspektiven aufzeigen und durchsetzen, wie: eine aktive und 
konstruktive Abrüstungspolitik, wirksame Beschäftigungsprogramme, konsequenten Umwelt­
schutz ... 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 347-362 

Vera Kissel 
Rassistische Erneuerung des Konservatismus 
Die Geschichte des deutschen Imperialismus zwingt seinen „Erneuerern" in der Bundesrepublik 
spezifische Züge auf, die es erlauben, an die wesentlichen konservativen Inhalte anzuknüpfen, 
ohne die historische Hypothek der Verbindung zum Faschismus zu übernehmen. Dabei ist die 
Durchsetzung eines modernen Rassismus notwendiges Moment im Konstitutionsprozeß eines 
neuen Nationalismus, in dessen Mittelpunkt die Gefährdung und Verteidigung der „deutschen 
nationalen Identität" steht. 

Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 13, 1987, S. 363-377 

Eberhard Dähne/Martin Kutscha 
Die Auseinandersetzung um die Volkszählung 1987 -
Versuch einer Zwischenbilanz 
Der offene und verdeckte Boykott sowie Unzulänglichkeiten der amtlichen Erhebung haben dazu 
geführt, daß die Zählung statistisch und politisch gescheitert ist. Die Arbeit der Boykottbewegung 
und anderer Organisationen wird kritisch dargestellt. Für die Herrschenden ist die Volkszählung 
eine „Probe auf die Regierbarkeit", und die Auseinandersetzung wird letztlich um das Rangver­
hältnis von Staatsgewalt und Volkssouveränität geführt. Abschließend wird gefragt, ob der Wi­
derstand gegen die Zählung als Ansatz für eine Demokratiebewegung dienen kann. 
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Politische Ökonomie der BRD - Profitratendiskussion - Soziale Lage der Arbeiterklasse -

Krise/ Klassenkämpfe/Klassenbewußtsein; 374 Seiten, DM 24,--

MARXISTISCHE STUDIEN 2, 1979 
Ökonomische Stagnationstendenzen - Raumökonomie - Individuelle Konsumtion -

Gewerkschaftstheorie - Neue Technik - Widersprüche im Arbeiterbewußtsein; 
437 Seiten, DM 24,-- (2. Auflage 1984) 

MARXISTISCHE STUDIEN 3, 1980 
Neue Technik und soziale Alternativen - Umweltpolitik - Einheitsgewerkschaft - Vereine -

Lebensweise - Internationale ökonomische Arbeitsteilung; 
396 Seiten, DM 24,-- (2. Auflage 1984) 
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MARXISTISCHE STUDIEN 5, 1982 
Neue soziale Bewegungen und Arbeiterbewegung - Frauenbewegung - Friedensbewe­

gung/Friedensforschung; 461 Seiten, DM 30,--

MARXISTISCHE STUDIEN 6, 1983 
Arbeiterklasse in den 80er Jahren: Klassenstruktur/ Kämpfe/ Bewußtsein - Politische 
Ökonomie/ SMK-Theorie - Friedensbewegung; 4 70 Seiten, DM 32,-- (2. Auflage 1984) 

MARXISTISCHE STUDIEN 7, 1984 
Arbeiterklasse im Betrieb: Formierungsbedingungen / Kämpfe/ Bündnisse/ Belegschaf­

ten - Neue Technik/ Neue Arbeit - Staats- und Rechtstheorie; 426 Seiten, DM 32,--

MARXISTISCHE STUDIEN 8, 1/1985 
1945/1985: Welthistorische Veränderungen - Geschichte der Arbeiterbewegung - Diskus­

sion „Ende der Arbeitsteilung?"; 319 Seiten, DM 32,--

MARXISTISCHE STUDIEN 9, 11/1985 
Zukunft der BRD/ Linke Alternativen: Umbruchperiode/ Basistrends der 90er Jahre/ Poli­

tische Programme/ Debatte um Alternativen; 677 Seiten, DM 38,-- (2. Auflage 1986) 

MARXISTISCHE STUDIEN 10, 1/1986 
Marxistische Persönlichkeitstheorie - Internationale Beiträge: Theoretische Grundlagen -

Pädagogische und therapeutische Aspekte; 353 Seiten, DM 38,-- (2. Auflage 1986) 
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Marxistische Studien 
Jahrbuch des IMSF 11, 1986 

Krisentyp der 80er Jahre: 
Kapitalstrategien - Entwicklungsvarianten - Alternativen 

Krisentheorie, SMK-Entwicklungsvarianten 
Jßrg Goldberg 
Die chronische Überakkumulation von Kapital 
als Krise des staatsmonopolistischen 
Regulierungstyps 
Jt;,rg Huffschmld 
Vor dem Übergang zur reformistischen Ent­
wicklungsvariante der Bundesrepublik? 
Heinz Jung 
Zum Konzept der Entwlcklungsvarianten des SMK 
heute 
J(jrg Goldberg 
Krisenerklärungen und die Alternativen der Linken 
JanPrlewe 
Der US-Kapitalismus in der Krise 
John E. Parsons 
Krise der US-Wirtschaft 
Paul Boccara 
Die ökonomische Strukturkrise in Frankreich 
RonBellamy 
Der Charakter der gegenwärtigen Krise in 
Großbritannien 
Elvio Da/ Bosco 
Der Charakter der gegenwärtigen Krise in 
Italien 

Internationalisierung - Dimensionen der Mono­
pollsierung - Neue Technik 
Horst Heiningerl Lutz Maier 
Internationalisierung - eine Grundtendenz der 
SMK-Entwicklung heute 
Bernhard Roth 
Internationalisierung des SMK: Eine neue Tendenz 
in der Entwicklung der kapitalistischen Weltwirt­
schaft? 
Peter lmbusch I Jürgen Reusch 
Verschuldung der Dritten Welt 

Ulrich Dolata I Amo Gottschalk/ Jörg Huffschmid 
Staatsmonopolistlsche Komplexe als neue Organi­
sationsform des Kapitals 
Caspar Schirmelster 
Neuere Tendenzen im Monopol als finanzkapitali­
stlschem Herrschaftsverhältnis 
Angelina S(Jrge/ 
Das Finanzkapital - mehr als eine soziologische 
Kategorie 
Hermannus Pfeiffer 
Großbanken und Finanzgruppen 
Ulrich Dolata 
Neue Technik, Produktionsstrukturen und Anpas­
sungsreaktionen des SMK 
Andm Leisewitz 
Neue Technik - neue Ausbeutungsformen - Lage 
der Arbeiterklasse 
Hermann B(Jmer 
Zur Debatte Ober das globale Energieproblem 
Wllma Albrecht 
Endogene Entwicklungskonzepte zwischen fort­
schrittlicher Perspektive und kleinbürgerlicher 
Sackgasse 

Alternativen 
Heinz Czymek 
Das Ruhrgebietsprogramm der DKP 
Johannes Klotz 
Außerparlamentarische Bewegungen und die Posi­
tionsveränderungen in der Sozialdemokratie 
Joachim Bischoff 
Überakkumulation und Reformpolitik 
Kurt Hübner I Michael Stange, 
Konjunkturzyklen, lange Wellen und historische 
Stadien der Kapitalakkumulation 
Hubert K/einert 
Umbau der Industriegesellschaft 
UweKremer 
ökonomische Krise und das Problem der Innovation 

Ca. 400 Selten, fester Einband, DM 38,--
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Marxistische Studien 
Jahrbuch des IMSF 12, 1987 

Internationale Marx-Engels-Forschung 

Karl Marx und Friedrich Engels -
Entwicklungeo. Ube~ng!,Resuttate 
Hans JOrg Sandkühler 
Geschichtlicher Raum und gesellschaftliche Zeit des 
Marxismus - Marx, Engels, MEW, MEGA 
Erich Kunde// Alexander Malysch 
Die neuen Schwerpunkte der Marx-Engels-Forschung in 
der DDR und UdSSR für die MEGA 
Frühe Arbeiterbewegung, theoretische Quellen, 
wissenschaftlicher Sozialismus 
Gian Mario Bravo 
Der .Marxismus von Marx· als politische Theorie 
Lothar Knatz 
Wissenschaftlicher Sozialismus und 
Arbeiterkommunismus 
WernerGoldschmidt 
Bruno Bauer als Gegenstand der Marx-Forschung 
NielsMader 
Charles Fouriers Bedeutung für Friedrich Engels 
Martin Hundt 
Die KOlner ZentralbehOrde des Bundes der Kommunl­
sten 1850/ 51 
Helmut Elsner 
Zur ErstverOffentlichung von Daniels' .Mikrokosmos" 
Ferdinando Vidoni 
Die Naturwissenschaften im Marxschen Werk 
Konrad Lotter 
.Positivismus"-Kritik und .positive Theorie" 
Manfred Hahn 
Forschung und popularisierende Literatur in der 
Sowjetunion zum Sozialismus vor Marx 
Kart Marx - Die Entwicklung der politischen 
Ökonomie 
Ljudmila Wassina 
Die Manchester-Exzerpte vom Sommer 1845 
Wolfgang Jahn 
Die .Londoner Hefte 1850-1853" 
JOrg Goldberg 
Die Weltwirtschaftskrise von 1857 / 58 und die Ent­
wicklung der Krisentheorie bei Marx 
Michail Temowski I Alexander Tschepurenko 
Zirkulation und Profit in den .Grundrissen· 
lrina Antonowa 
Zur Forschungsmethode der .Grundrisse" 1857158 
Joachim Bischoff I Axel Otto 
Die .Resultate des unmittelbaren Produktionsprozesses• 

Winfried Schwarz 
Die Geldfonn in der 1. und 2. Auflage des „Kapital" 
Barbara Uetz 
Die „Ergänzungen und Veränderungen zum ersten Band 
des 'Kapitals' (Dezember1871-Januar1872)" 
Jürgen Jungnickel 
Zur Textveränderung von der 1. zur 2. deutschen Auflage 
des ersten Bandes des .Kapitals· 
Witali Wygodski 
Marxsche politische Ökonomie im weiteren Sinne 
Wladimir Schkredow 
Untersuchungsmethode von Entstehung und Entwick­
lung des Kapitalismus im .Kapital· 
Wiktor A. Wasjulin 
Das Historische und das Logische bei Marx und Engels 

Karl Ma~ Friedrich Engel~ Marxismus -
Berichte international 
Teinosuke Otanil llchiro Sekine 
Beschäftigung mit Marx und Engels in Japan 
Monserrat Ga/ceran Huguet 
Beschäftigung mit Marx und Engels in Spanien 
Andros Barreda 
Die Werke von Marx und Engels in Mexiko in den letzten 
drei Jahrzehnten 
Jacques Mi/hau 
Marxismus - seine Veränderungen in Frankreich 
Robert Steigerwald 
Zur philosophischen Marxismus-Debatte in der bundes-
deutschen Geschichte · 
Johannes Henrich \On Heiseler 
Aspekte neuerer Marxismus-Diskussion in der BRD 

Biog_mphische Miszellen 
Michael Knieriem 
Das Finnenarchiv von Ermen&Engels wiederentdeckt 
Manfred ScMncke 
Erstveröffentlichung eines Marxbriefes von 1865 

Marxistische Forschungseinrichtung Im 
Aus~nd -­
oe;an Pawlow 
Das Institut für Sozialtheorien der Gegenwart in Sofia 

350 Seiten, fester Einband, DM 38,-. Im Dauerbezug 20 % Preisnachlaß und portofreier Versand 
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Institut für Marxistische Studien und Forschungen (IMSF) · Frankfurt/Main 

Theorie und Methode -
Monographien und Sammelbände ausländischer marxistischer Wissenschaftler zu Proble­
men von Gesellschaft, Ideologie und Wissenschaft 

Theorie und Methode 1 
G. G. Diligenski 

Sozialpsycholgie und Klassenbewußtsein 
der Arbeiterklasse im heutigen Kapitalismus 
Herausgegeben vom IMSF, Frankfurt am Main 1978, 252 Seiten, Typoskript, DM 15,-. 

Aus dem Inhalt: 1. Psychologie und Klassenbewußtsein; 
II: Bedürfnisse und Massenbewußtsein; 

III: Zur Psychologie der Arbeiterklasse im heutigen Kapitalismus. 
ISBN 88807-030-4 

Theorie und Methode VII 
Wadim P. Jerusalimskij 

Proletarische Psyche 
Zum sozialökonomischen und politischen Bewußtsein der 
Arbeiterklasse in der BRD 
253 Seiten, 63 Tabellen und Schaubilder, DM 15,- ISBN 3-88807-015-5 

Die sowjetische Studie verbindet historische und sozialpsychologische Gesichtspunkte mit 
der Interpretation aktueller und empirischer Befunde. Eine Leitfrage ist die nach Vorausset­
zungen und Anknüpfungspunkten für die Bildung sozialistischen Bewußtseins. 

„Theorie und Methode", Band IX 
Alexander Galkin 

Herrschaftselite · Politisches Verhalten · 
Politische Kultur 
Zur politischen Soziologie des heutigen Kapitalismus 
243 Seiten, Typoskriptdruck, Frankfurt/Main 1986, DM 15,-. 

Der Band beschäftigt sich mit der Analyse politischer Prozesse im heutigen Kapitalismus. Im 
Mittelpunkt steht die ideologiekritische und theoretische Erörterung der Kategorien einer ma­
terialistischen Politikanalyse. Ein zweiter Teil behandelt aktuelle Prozesse, die für den Kampf 
der Arbeiterklasse entwickelter kapitalistischer Länder unter den gegenwärtigen Krisenbe­
dingungen und für ihre Perspektiven bedeutsam sind. 
ISBN 3-88807-039-2 

Bestellung an Ihre Buchhandlung oder direkt beim 

IMSF-Vertrieb, Oberlindau 15, 6000 Frankfurt/Main 1, Telefon 069/724914 
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Kaspar Maase 

LEBENSWEISE 
DER LOHNARBEITER 
IN DER FREIZEIT 
Empirische Materialien und theoretische Analyse. 

IMSF-lnformationsbericht Nr. 38 
300 Seiten mit 151 Tabellen 
und Schaubildern, 
umfangreiches Literaturverzeichnis, 
broschiert, 24,- DM. 

Wie verbringen Arbeiter, Angestellte, Beamte ihre 
Freizeit? Welche Bedürfnisse und Wünsche ha­
ben sie? Warum bleiben sie weitgehend vom 
Reichtum der Kultur ausgeschlossen - und wo 
entwickeln sie sich als individuelle Persönlichkei­
ten wie als Klasse? 

~':te~:=:: Lebensweise 
unc1der 

Die Studie erörtert umfangreiches Datenmaterial 
zu wesentlichen Tätigkeitsfeldern: passive Erho­
lung, Hausarbeiten, Kommunikation, Nachbar­
schaft, Vereine, Interessenvertretung, Häuslich­
keit, Sport, Urlaub, Kunst und Medien, Weiter­
bildung, Hobbys. 

theoretische Lohnarbeiter 
Analyse. d 1n er lnteressenvertretendes Engagement v.a. im be· 

trieblich-gewerkschaftlichen Bereich erweist sich 
als Schlüssel zur Erweiterung der subjektiven Kul­
tur der Lohnarbeiter. 

Freizeit 

IMSF-lnstitutsmitteilung Nr. 33 

Zukunft der Lebens­
weise und 
Perspektiven des 
Sports 
Materialien einer Diskussions­
runde des IMSF-Arbeitskreises 
,,Lebensweise der Arbeiterklas­
se" am 1. 11. 1986. 
78 Seiten, Typoskript, DM 10,­
Unter Sportlerinnen und Sport­
lern wie in den Sportverbänden 
nehmen die Debatten um gesell­
schaftliches Selbstverständnis 
und Verantwortung des Sports 
zu; Zukunftsfragen werden inten­
siv diskutiert. Wir stehen erst am 
Anfang einer Entwicklung, die 
das Sportsystem gewaltigen Be­
lastungsproben und Unterord­
nungsimpulsen aussetzen wird. 

IMSF-lnstitutsmitteilung Nr. 25 

Perspektiven der 
Lebensweise -
marxistische und 
grün-alternative 
Gesichtspunkte 
Materialien einer Diskussions­
runde des IMSF-Arbeitskreises 
.,Lebensweise der Arbeiterklasse". 

Wie sehen Marxisten und Vertreter 
der Alternativbewegung die Krise 
der gegenwärtigen Lebensweise? 
Wie stellen sie sich eine Zukunft 
jenseits des Konsumismus vor? 
Nach welchen Gesetzen verändert 
sich die Lebensweise? 

Beiträge von Engelhardt, Frank, 
Kollmann, Kramer, Kunde, Maase. 

II, 58 Seiten, hektographiert, 
7,-DM. 

Bestellung an . Ihre Buchhandlung oder direkt an 

Arbeitsmaterialien des IMSF Nr. 24 

Alltag - Lebens­
weise - Kultur 
Kulturwissenschaftliche Beiträge aus 
der ungarischen Volksrepublik und 
der Bundesrepublik Deuschland. 

Der Sammelband enthält Beiträge 
vornehmlich zu theoretischen und 
methodischen Aspekten der marxi­
stischen Kulturwissenschaften. Be­
handelt werden Fragen der Kultur­
theorie und Kulturpolitik, Lebens­
weise und Planung in Ungarn so­
wie Probleme der Lebensweise­
theorie und Alltagsforschung, schu­
lischer Bildungsprozesse und einer 
ontologisch fundierten historisch­
materialistischen Kulturtheorie. 
Autor(inn)en: Koncz, Kröll, Maase, 
Metscher, Tausendfreund, Thoma, 
Utassy. 
Ca. 180 Seilen, erscheint im Okt. 87. 
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Es schreiben: E. Altvater, M. Andreas­
Grisebach, V. Benad-Wagenhoff, U. 
Briefs, T. Bultmann, Ch. Butterwegge, 
H. Dann, A. Engelhardt, E. Gärtner, W. 
Gerns, J. Goldberg, J. H. v. Heiseler, H. 
H. Holz, H. Jung, D. Kramer, U. Kremer, 
H. Lange, A. Leisewitz, K. Maase, A. 
Mazzone, K. Müschen, L. Peter, J. 
Reusch, W. Rügemer, H. J. Sandkühler, 
J. Schleifstein, W. Schwarz, R. Steiger­
wald, J. P. Stössel, Ch. Strawe, K. H. 
Tjaden, G. Wohland 

ISBN: 3-88807-048-1 
Ca. 140 Seiten, erscheint im Oktober 
1987. 

»Vernunft wird 
Unsinn, 
Wohltat Plage ... cc 

Dfe Linke und der Fortschritt 

Arbeitsmaterialien des IMSF Bd. 22 

Der Fortschritt ist zum Gegenstand von 
Zweifeln und Debatten auf der Linken 
geworden. Angesichts der atomaren 
Bedrohung, des Hungers in der Dritten 
Welt, der Dynamik und Intensität der 
zerstörenden Eingriffe in die Natur, der 
Risikobelastetheit neuer Technologien 
stellt sich die Frage nach den Maßstä­
ben und Kriterien von Fortschritt, nach 
den gesellschaftlichen Trägern und 
Strategien, die ihn befördern, in einem 
neuen Kontext. 

Der Band greift - in kontroverser Dis­
kussion linker, marxistischer und grün­
alternativer Positionen - einige der ge­
genwärtig aktuellen Problemstellungen 
auf. Fragen der Produktivkraftentwick­
lung, des Mensch-Natur-Verhältnisses, 
der Überlebenssicherung, des Verhält­
nisses von Frieden und Revolution wer­
den debattiert. Überlegungen zum 
Wissenschafts- und Technikverständnis 
sowie zu den gesellschaftlichen Trägern 
von Fortschritt bilden weitere Schwer­
punkte. 

Bestellung an Ihre Buchhandlung oder direkt beim 

IMSF-Vertrieb, Oberlindau 15, 6000 Frankfurt/Main 1, Telefon 069 / 72 4914 



Neuerscheinungen 

Institut für Marxistische Studien und Forschungen (IMSF) · Frankfurt/Main _ ... 
44 __ 

Zu Analvse und~aes SPD 
~:wohin? 
~ 

SPD wohin? 
Zur Analyse und Kritik des 

SPD-Grundsatzprogrammentwurfs 
114 S., Frankfurt/Main 1987, DM 9,80 

ISBN 3·88807-046-5 

Nach den Bundestagswahlen, den Hessen-Wahlen 
und dem Rücktri tt Willy Brandts als Parteivorsitzen­
der, ist die Diskussion um die zukünftige Entwick­
lung der SPD voll entbrannt. Für die Perspektive 
der Zurückdrängung eines reaktionären Wende­
Kurses und der Gewinnung einer Mehrheit links 
von der CDU/CSU bleibt dies eine zentrale Frage. 

Eine wichtige Rolle nimmt dabei die Diskussion in 
der SPD über ein neues Grundsatzprogramm ein, 
dessen Entwurf 1986 auf dem Nürnberger Parteitag 
vorgestellt wurde und in den Jahren 1987/88 intensiv 
debattiert werden soll, um es 1989 zu verabschieden. 

Das IMSF legt eine Analyse und Kritik dieses 
Grundsatzprogrammentwurfs vor. in der die Haupt­
tendenzen der SPD-Diskussion und die Rolle der 
SPD für die Durchsetzung einer anderen gesell­
schaftlichen Entwicklung untersucht werden. 

Bestellung an Ihre Buchhandlung oder direkt beim 
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ZWischen Neue 
Marktwirtsdlaft Heim~ 
aanke~ Gemeinwirtschaft, 

Gewerkschaften 

Neue Heimat, Gemeinwirl· 
schalt, Gewerkschaften 

Zwischen Marktwirtschaft und 
Bankenmacht 

168 S. , Frankfurt/Main 1987, DM 12,80 
ISBN 3-88807-047-3 

Mitarbeiter: 
Jörg Goldberg, Bernhard Hoheißel, 
Jörg Huffschmid, Heinz Jung, Peter Koch. 
Fritz Rische, Hermannus Pfeiffer, Angelina Sörgel 

Der Fall der NEUEN HEIMAT ist mehr als ein Wirt­
schaftsskandal. Für die Gewerkschaften markiert 
er das Scheitern illusionärer, soziatpartnerschaft­
lich-geprägter Vorstellungen von „gemischter Wirt­
schaft". 

Diese bislang einzige Analyse der Rolle der Ban­
ken zeigt, wie eng dabei politische und wirtschaftli­
che Motive im Handeln des Finanzkapitals ver­
quickt waren . 

Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, daß mit dem 
Ausverkauf der Gewerkschaftsunternehmen die po­
litische Verantwortung für tragfähige Vergesell­
schaftungskonzeptionen nicht erledigt ist. 
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Kunst durch Erkenntnis. 
Erkenntnis durch Kunst. 
Das ist Daniil Granins 
Technik. 

Daniil Granin 
DAS GEMÄLDE 
Roman. Aus dem Russischen 
467 Seiten, Leinen, DM 29,80 

Ein Buch über die Kunst 
der Erkenntnis. 
Nicht nur für Künstler! 

PAHL~RUGENSTEIN 
Unsere Bücher sind Lebens-Mittel. 




